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Einleitung

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

unser soziales Netz ist eine der kostbarsten Errungenschaften, die wir haben. Es
fangt Menschen in Not auf und gibt ihnen neue Lebens- und Arbeitsperspektiven.

Zwei groBe Reformschritte in der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende sind mittler-
weile abgeschlossen: Wir haben mit der Organisationsreform bessere Strukturen
fir die Betreuung von Langzeitarbeitslosen geschaffen. Mit der Neuregelung des
Leistungsrechts haben wir bei der Errechnung des Regelbedarfs mehr Transparenz
erzielt und wir haben in der Substanz viel bewegt, vor allem mit dem neuen Bil-
dungspaket.

Bediirftige Kinder und Jugendliche haben ein Recht auf Bildung und gesellschaft-
liche Teilhabe. Mit dem Bildungspaket 16sen wir dieses Recht ein, damit sie beim
Lernen die Erfahrung der Befahigung machen - jedes Kind kann was - und damit sie
zusammen mit den Gleichaltrigen ihre sozialen und emotionalen Kompetenzen
entwickeln - Kinder brauchen andere Kinder.

Nur mit dem Zugang zur Bildung kommen Kinder aus der Chancenarmut heraus.
Es geht um ganz konkrete Dinge: dass die Kinder Lernférderung und das notwen -
dige Schulmaterial erhalten, dass sie ein warmes Mittagessen in der Schule oder
Kita bekommen, dass sie an Schulausfliigen teilnehmen und dass sie im Sportverein
oder der Musikschule mit dabei sind.

Wir wollen aber nicht nur den Kindern und Jugendlichen helfen, wir wollen auch
die Situation der arbeitslosen Erwachsenen und ihrer Familien verbessern. Unser
erstes Ziel ist: Menschen in Arbeit zu bringen. So wie fiir die Kinder und Jugend-
lichen die Bildung die beste Chance fiir ein selbstbestimmtes Leben bietet, so ist es
die Arbeit fiir die Erwachsenen.

Zugleich garantieren wir als Gesellschaft allen Menschen, dass selbst im Fall einer
langeren Zeit ohne Erwerbstétigkeit fiir das menschenwiirdige Existenzminimum
gesorgtist: dass die Wohnung bezahlt wird und alles, was zum téglichen Leben
dazu gehort.
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Die Grundsicherung fiir Arbeitsuchende leistet genau das: Wir bieten Hilfen, um
schnell aus der Arbeitslosigkeit heraus zu kommen. Und wir unterstiitzen die Ar-
beitslosen und ihre Familien finanziell. Wer Leistungen des Staates, also der Steuer-
zahlerinnen und Steuerzahler, bekommt, der muss umgekehrt aktivdaran mitwir-
ken, dass er oder sie moglichst schnell wieder auf eigenen Beinen stehen kann. Das
istim Interesse der Gesellschaft, aber auch im Interesse der Betroffenen selbst. Fordern
und Fordern sind die Grundprinzipien, an denen wir uns orientieren.

Dabei bieten Staat und Kommunen den Betroffenen eine breite Palette an Hilfsan-
geboten: Es gibt die Arbeitsvermittlung, Berufsberatung sowie Aus- und Weiter-
bildung genauso wie passgenaue Unterstiitzung in besonderen Problemlagen: zum
Beispiel Schuldner- und Suchtberatung, psychosoziale Betreuung und Hilfe bei der
Suche nach einer Kinderbetreuung.

Diese Broschiire zeigt, welche Rechte und Pflichten Leistungsempfdngerinnen und
-empfanger haben und welche Mdéglichkeiten und Hilfen die Grundsicherung fiir
Arbeitsuchende bietet. Wer hat welche Anspriiche? An wen wenden Sie sich, falls
Sie Unterstiitzung brauchen? Welche Unterlagen benétigen Sie? Hier finden Sie die
Antworten auf die meist gestellten Fragen.
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Wichtige Begriffe

Arbeitsgelegenheiten

Im Rahmen von Arbeitsgelegenheiten (héufig irrefiihrenderweise "Ein-Euro-Jobs"
genannt) konnen Arbeiten gefordert werden, die zusétzlich und wettbewerbs-
neutral sind und im 6ffentlichen Interesse liegen.

Uber die Forderung entscheiden die regional zustindigen Jobcenter entsprechend
der individuellen Erfordernisse der erwerbsfdhigen Leistungsberechtigten.

Die Arbeiten begriinden kein Arbeitsverhéaltnis im Sinne des Arbeitsrechts, Teilneh-
mer erhalten zuséatzlich zum Arbeitslosengeld II eine angemessene Entschddigung
fur Mehraufwendungen. Die Mehraufwandsentschddigung wird nicht auf das Ar-
beitslosengeld Il angerechnet.

Bedarf

Der Bedarf einer Bedarfsgemeinschaft ermittelt sich aus der Summe der maf3geben-
den Regelbedarfe der Mitglieder der Gemeinschaft, plus eventueller Mehrbedarfe,
plus Kosten der Unterkunft und Heizung. Dabei wird das Einkommen und Vermo-
gen des Antragstellers sowie das der Partnerin oder des Partners berticksichtigt, so -
weit es die Freibetrdge tibersteigt. Das Einkommen und Vermdégen der Kinder wird
nur fiir ihren eigenen Bedarf, jedoch nicht fiir den Bedarf der Eltern bertiicksichtigt.
Bei den minderjdhrigen, unverheirateten Kindern sowie denjenigen, die das 25. Le-
bensjahres noch nicht vollendet haben und im Haushalt der Eltern leben, wird bei
der Feststellung des Bedarfs neben dem eigenen Einkommen und Vermdgen auch
das der Eltern berticksichtigt. Ausnahme: Das Kind ist schwanger oder erzieht selbst
ein Kind unter sechs Jahren.

Bedarfsgemeinschaft
Von einer Bedarfsgemeinschaft gehen die Trdger der Grundsicherung fur Arbeit-

suchende aus, wenn der Antragsteller mit einem Partner und/oder Kindern, die das
25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, zusammenlebt.
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Die Geldleistungen fiir die einzelnen Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft ermitteln
sich ausden:

s maBgebendem Regelbedarf, der jedem einzelnen Mitglied zusteht,

s eventuellen Mehrbedarfen

angemessenen Kosten der Unterkunft und Heizung und
»  Bildungs- und Teilhabeleistungen fiir Kinder und Jugendliche

Verfligt ein erwachsenes Mitglied der Gemeinschaft iber Einkommen oder Vermo-
gen, muss es fiir die anderen einstehen. Ausgenommen von dieser Regel ist das Ein-
kommen und Vermégen von Kindern. Es wird in der Regel nur berticksichtigt, um
den Bedarf des Kindes zu decken, aber nicht den Bedarf der Eltern.

Jeder erwerbsfahige Leistungsberechtigte der Bedarfsgemeinschaft ist verpflichtet,
nach Arbeit zu suchen, um die Abhéngigkeit von staatlichen Leistungen zu verrin-
gern.

Wer gehort zur Bedarfsgemeinschaft? Wer nicht? Woraus ermittelt sich der Bedart
der Gemeinschaft?

Zur Bedarfsgemeinschaft gehéren

m deroderdie erwerbsfahige Leistungsberechtigte,

s der Ehepartner, der eingetragene Lebenspartner oder eine Person, die mit dem
erwerbsfahigen Leistungsberechtigten in einem gemeinsamen Haushalt so
zusammenlebt, dass nach verstandiger Wirdigung der wechselseitige Wille
anzunehmen ist, Verantwortung fiireinander zu tragen und fiireinander einzu-
stehen,
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m» dieim Haushaltlebenden eigenen Kinder und die Kinder des Partners, solange
sie das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und unverheiratet sind und
kein ausreichendes eigenes bedarfsdeckendes Einkommen oder Vermégen
haben,

m dieim Haushaltlebenden Eltern oder der im Haushalt lebende Elternteil eines
unverheirateten, erwerbsfdhigen Kindes, das das 25. Lebensjahr noch nicht
vollendet hat, und der im Haushalt lebende Partner dieses Elternteils.

Zur Bedarfsgemeinschaft gehoéren nicht

= Kinder, die ihren Lebensunterhalt aus eigenem Einkommen oder Vermogen
bestreiten kénnen,

m  verheiratete Kinder und Kinder, die bereits 25 Jahre alt sind, auch wenn sie mit
den Eltern unter einem Dach wohnen,

m  dauerhaft getrenntlebende (Ehe-)Partner.

Berufliche Weiterbildung

Die Férderung einer beruflichen Weiterbildung soll die Vermittlungschancen des
Arbeitslosen deutlich verbessern. Beriicksichtigt werden sollen dabei eigene Féahig-
keiten, insbesondere der bisherige berufliche Werdegang und Vorkenntnisse, aber
auch personliche Voraussetzungen wie korperliche und geistige Eignung. Unter
Bertiicksichtigung dieser Faktoren entscheidet der zustdndige SGB II Leistungstréger
nach Beratung, inwieweit der Abbau von Qualifikationsdefiziten zur beruflichen Ein-
gliederung fithren kann.

Hierbei kommt der Aufnahmeféhigkeit des Arbeitsmarktes und der Mobilitats -
bereitschaft eine hohe Bedeutung zu. Ziel ist es, dass der Arbeitslose nach Abschluss
der Weiterbildung mit hoher Wahrscheinlichkeit wieder dauerhaftin den ersten
Arbeitsmarkt eingegliedert werden kann.
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Bescheid

Die Entscheidung iber den Antrag auf Arbeitslosengeld Il wird per Post zugestellt.
Ein Bescheid informiert tiber H6he und Dauer der Leistungen.

Erinformiert zusatzlich dariiber, auf welches Konto die Leistungen gezahlt werden,
bei welcher Kranken- und Pflegekasse die Antragsteller versichert sind. Aus den
beigefiigten Berechnungsbdgen kann man entnehmen, wie sich die Betrédge im
Einzelnen zusammensetzen und ob und in welcher H6he Einkommen und Vermdégen
bertucksichtigt wurde.

Widerspruch

Sind Sie mit dem Bescheid nicht einverstanden, kénnen Sie binnen eines Monats
nach der Bekanntgabe Widerspruch bei dem im Bescheid genannten Trager einlegen.
Bekannt gegeben ist der Bescheid, wenn Sie ihn per Post erhalten haben. Dies ist
grundsétzlich der dritte Tag nach Versendung (siehe Poststempel).

Betriebsrente
Betriebliche Altersversorgungen bleiben bei der Vermégensanrechnung au3er
Betracht, wenn sie ausschlieBlich arbeitgeberfinanziert sind und ein Zugriff auf

diese vor Eintritt des Versorgungsfalles ausgeschlossen ist (§ 2 BetrAVG).

>>sjehe Frage 30, Ich habe Anrecht auf eine Betriebsrente. Spielt das bei meinem
Antrag auf Arbeitslosengeld II eine Rolle?“
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Bildungsgutschein im Rahmen der Weiterbildungsférderung

Der Bildungsgutschein weist u. a. das Bildungsziel, die zum Erreichen des Bildungs-
ziels erforderliche Dauer, den regionalen Geltungsbereich und die Giiltigkeitsdauer
von langstens drei Monaten, in der der Bildungsgutschein eingeldst werden muss,
aus. Unter den im Bildungsgutschein festgelegten Bedingungen kann der Bildungs-
interessent den Bildungsgutschein bei einem fiir die Weiterbildungsférderung zu-
gelassenen Tréger seiner Wahl einldsen. Aber auch die MaBnahme muss fiir die
Weiterbildungsférderung zugelassen sein.

Bildungs- und Teilhabeleistungen

Zusétzlich zu den maBgebenden Regelbedarfen fiir Kinder und Jugendliche werden
seit dem 01.01.2011 die neuen Bildungs- und Teilhabeleistungen - das sogenannte
Bildungspaket - erbracht.

Das neue Bildungspaket umfasst folgende Leistungen:

» tatsdchliche Kosten fiir ein- und mehrtégige Klassen- und Kitafahrten,

s Leistungen fiir den Schulbedarf i.H.v. 70 Euro zum 1. August und 30 Euro zum
1. Februar eines jeden Jahres,

»  Kosten fiir die Schillerbeférderung, soweit sie erforderlich sind und nicht
bereits von Dritten getragen werden,

m Leistungen fiir eine schulnahe Lernférderung unter bestimmten
Voraussetzungen,

= Mehrkosten fiir ein gemeinschaftliches Schul- oder Kitamittagessen und

s einmonatliches Teilhabebudget im Wert von bis zu 10 Euro fiir soziale Teilhabe
bis zum 18. Lebensjahr.
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Diese Leistungen werden auch fiir Kinder zur Verfiigung gestellt, fiir die ein Kinder-
zuschlag oder Wohngeld gewéhrt wird.

Eingliederung Jugendlicher

Die Eingliederung junger Menschen in Ausbildung und Arbeit ist von besonderer
Bedeutung. Erwerbsfdhige Leistungsberechtigte unter 25 Jahren sind unverziiglich
nach Antragstellung in Ausbildung oder Arbeit zu vermitteln. Jeder junge Mensch
hat einen personlichen Ansprechpartner. Ein besonders ginstiger Betreuungs -
schliissel von1:75 erméglicht eine intensive Unterstiitzung des jungen Menschen
bei der Eingliederung in Arbeit. So kann der persénliche Ansprechpartner bei der
Bewdltigung von personlichen Problemen helfen, gemeinsam mit dem jungen
Menschen individuelle Eingliederungsstrategien entwickeln und diesen Prozess
auch intensiv und zielorientiert begleiten. Im Beratungsgespriach wird gemeinsam
mit dem jungen Menschen das Eingliederungsziel festgelegt. Es orientiert sich an
den Starken und Potenialen sowie an den Interessen des jungen Menschen und an
den Bedingungen und Méglichkeiten des Ausbildungs- und Arbeitsmarkts. Grund-
sdtzlich sind junge Menschen ohne Berufsabschluss vorrangig in Ausbildung oder
berufliche Qualifizierung zu vermitteln. Wer noch keinen Berufsabschluss hat, ist
vorrangig in eine Ausbildung zu vermitteln. Eine betriebliche Berufsausbildung
kann bei Vorliegen einer Lernbeeintrachtigung oder sozialen Benachteiligung
durch ausbildungsbegleitende Hilfen unterstiitzt werden. Geférdert werden kén -
nen auch Einstiegsqualifizierungen, auBerbetriebliche Berufsausbildungen oder

- gefordert durch den Tréger der Arbeitsférderung - berufsvorbereitende Bildungs -
mafBnahmen, einschlieBlich des Rechtsanspruchs auf das Nachholen des Haupt-
schulabschlusses. Junge Menschen mit Migrationshintergrund kénnen zusétzlich
mit den Angeboten zur Spachférderung des Bundeamtes fiir Migration und Fliicht-
linge geférdert werden. Selbstverstandlich stehen auch alle tibrigen Eingliede-
rungsleistungen nach dem SGB II fiir junge Menschen zur Verfiigung. Mit dem Ver-
mittlungsbudget kann z.B. die Anbahnung oder Aufnahme einer Berufsausbildung
gefordert werden. Nicht bei allen jungen Menschen ist sofort eine Ausbildungs-
oder Arbeitsaufnahme méglich. Gegebenenfalls steht - je nach Schwere der Ver -
mittlungshemmnisse - die soziale Integration im Vordergrund. Dies reicht von der
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Sicherstellung der Kinderbetreuung fiir Alleinerziehende bis hin zur Lésung schwerer
personlicher und sozialer Probleme. Hierfiir kann eine individuelle Betreuung
durch einen Fallmanager erfolgen. Zur weiteren Unterstiitzung kénnen spezifische
soziale Eingliederungsleistungen (z.B. Sucht- und Schuldnerberatung) erbracht
werden. Die einzelnen Eingliederungsschritte werden mit dem jungen Menschen
genau besprochen. Abschlieend werden sie in der Eingliederungsvereinbarung
festgeschrieben. Lehnt ein junger Mensch ohne wichtigen Grund die Angebote ab,
wird nach dem Grundsatz des Férderns und Forderns das Arbeitslosengeld Il gemin-
dert bzw. vollstédndig gestrichen.

Eingliederungsleistungen

Das vorrangige Ziel der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende besteht darin, erwerbs -
fahige Leistungsberechtigte in das Erwerbsleben einzugliedern. Der Einsatz der
Arbeitskraft zur Erzielung von Einkommen steht hierbei im Mittelpunkt der Bemii-

hungen, die voriibergehende Notlage zu beenden bzw. zu verringern.

Um dieses Ziel zu unterstiitzen, stehen eine Vielzahl von verschiedenen Eingliede-
rungsleistungen nach dem SGB II zur Verfiigung, so u.a.

s Leistungen aus dem Vermittlungsbudget zur Férderung der Anbahnung oder
Aufnahme einer Beschaftigung,

s MaBnahmen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung,

m  dieFérderung der beruflichen Weiterbildung einschlieBlich des Nachholens
des Hauptschulabschlusses,

m  Leistungen zur Férderung der Teilhabe am Arbeitsleben,

»  Leistungen an Arbeitgeber (Eingliederungszuschuss),

s Forderung der beruflichen Weiterbildung beschéftigter Arbeitnehmer,
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m  Forderung der Berufswahl und Berufsausbildung,

s kommunale Eingliederungsleistungen (z. B. Kinderbetreuung, Sucht- und
Schuldnerberatung),

= Einstiegsgeld,
»  Leistungen zur Eingliederung von Selbstdndigen,
m  Arbeitsgelegenheiten,

m  Forderung von Arbeitsverhéltnissen.

Eingliederungsvereinbarung

Im Gesprach macht sich der personliche Ansprechpartner ein Bild iiber die indivi-
duelle Situation, Kenntnisse und Wiinsche eines Arbeitsuchenden. Gemeinsam
werden Fahigkeiten und Stdrken erarbeitet. Dort wo Unterstiitzungsbedarf bei der
Eingliederung in den Arbeitsmarkt besteht, erarbeiten persénlicher Ansprechpart-
ner und Arbeitsuchender Losungsansdtze und vereinbaren geeignete Manahmen,
um Liicken zu schlieBen und Probleme aus dem Weg zu rdumen.

Die Eingliederungsvereinbarung ist das zentrale Instrument zur Unterstiitzung der
gemeinsamen Eingliederungsbemiihungen von persénlichem Ansprechpartner
und Hilfesuchendem. Der Grundgedanke ist hierbei, den Eingliederungsprozess
grundsétzlich auf der Basis gemeinsam vereinbarter Ziele und gegenseitiger Rechte
und Pflichten aufzubauen. Dazu werden in der Eingliederungsvereinbarung die
Rechte und Pflichten des erwerbsfdhigen Leistungsberechtigten verbindlich fest -
gelegt. So wird beispielsweise festgelegt, welche eigenen Aktivitédten der Leistungs-
berechtigte bei der Arbeitsuche unternehmen muss und welche unterstiitzenden
Eingliederungsleistungen das Jobcenter dabei erbringt.



Wichtige Begriffe 15

Der personliche Ansprechpartner tiberprift regelméfig gemeinsam mit dem
Leistungsberechtigten die Fortschritte. So stellt er schnell fest, welche Bemiihungen
Erfolg versprechen und welche Aktivitdten nicht zum Ziel fithren.

Missachtet der Arbeitsuchende seine in der Eingliederungsvereinbarung fest-
gelegten Pflichten, muss er mit einer Kiirzung der Geldleistung rechnen.

>> siehe Frage 43 ,,Welche Sanktionen kénnen den Leistungsbezieher tiber 25 Jahre bei
Pflichtverletzungen treffen?*

>> siehe Frage 44 ,Wenn ich als junger Mensch ein Arbeitsangebot ablehne, was
passiert dann?“

Einkommen - was zahlt?

Erwerbsfdhige Leistungsberechtigte, die iiber ein Einkommen verfiigen, brauchen

weniger finanzielle Unterstiitzung vom Staat. Das Einkommen wird daher bei der

Berechnung des Arbeitslosengeldes I berticksichtigt; allerdings nicht in vollem

Umfang, um Anreize zur Aufnahme einer Beschéftigung zu setzen.

Einkommen, das bei der Berechnung beriicksichtigt wird:

s Einkommen aus nicht selbststdndiger Arbeit,

= Einkommen aus selbststdndiger Tatigkeit, Gewerbebetrieb sowie Land- und
Forstwirtschaft (Freibetrége errechnen sich - entsprechend § 15 SGB IV - aus
dem erwirtschafteten Uberschuss > Gewinn vor Steuern),

» Einkommen aus Vermietung und Verpachtung (wenn es sich nicht um die
Untervermietung der selbst bewohnten Wohnung zur Reduzierung der Unter-

kunftskosten im Sinne des § 22 SGB II handelt),

m Kapitaleinkinfte,
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Unterhaltszahlungen,

Kindergeld (kann die leistungsberechtigte Person nachweisen, dass sie das
Geld an ihr volljahriges Kind tiberwiesen hat, wird es nicht angerechnet.
Bedingung ist, dass das Kind nicht mehr im gleichen Haushalt lebt.),

Krankengeld,
Einkommen eines Inhaftierten (ohne Hausgeld/Taschengeld),

Leistungen nach dem Wehrsold-, Bundesfreiwilligendienstgesetz und Unter-
haltssicherungsgesetz,

einmalige Einnahmen (einmalige Einnahmen, wie z.B. eine einmalige Lohn-
zahlung aus einer befristeten Tatigkeit oder Steuerriickerstattungen oder
Weihnachtsgeld werden auf mehrere Monate aufgeteilt und nur die Teilsummen
angerechnet).

Einkommen, das bei der Berechnung nicht beriicksichtigt wird:

Leistungen aus der Grundsicherung fur Arbeitsuchende (SGBII),
Grundrenten nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG),

Grundrenten, die in entsprechender Anwendung des BVG gewdahrt werden
(z. B. - Hinterbliebenen-, Verletztenrente oder Blindengeld),

Entschddigungen, die wegen eines Schadens geleistet werden, der kein
Vermogensschaden ist (z. B. Schmerzensgeld),

Einnahmen bis zu 10 Euro monatlich,

bei Soldaten der Auslandsverwendungszuschlag und der Leistungszuschlag,
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= nichtsteuerpflichtige Einnahmen einer Pflegeperson fir Leistungen der
Grundpilege und der hauswirtschaftlichen Versorgung,

» Einnahmen aus Erwerbstatigkeit von unter 15jdhrigen Sozialgeldempfdngern
soweit sie 100 Euro monatlich nicht tibersteigen. Die Regelung betrifft Kinder
von erwerbsfdhigen Leistungsberechtigten, die bereits geringfiigig erwerbs-
tétig sind, d.h. etwa Aushilfs- oder Ferienjobs ausiiben,

» Die Eigenheimzulage, soweit sie nachweislich zur Finanzierung einer selbst
bewohnten Immobilie verwendet wird, die den angemessenen Wohnraum
nicht tibersteigt.

Einkommen, das bei der Berechnung in der Regel nicht beriicksichtigt wird:

m Zweckbestimmte Einnahmen, die einem anderem Zweck als das Arbeitslosen-
geld II/Sozialgeld dienen:
* Aufwandsentschddigungen fiir kommunale Tatigkeiten
(z. B. als ehrenamtlicher Stadtrat oder Schoffe bei Gericht) oder
* sonstige ehrenamtliche Tatigkeiten,
* Mobilitatshilfen,
vermogenswirksame Leistungen des Arbeitgebers oder Ahnliches.

s Zuwendungen der freien Wohlfahrtspflege (z. B. von der Arbeiterwohlfahrt,
Caritas, Diakonisches Werk, Deutsches Rotes Kreuz, Paritatischer Wohlfahrts-
verband, Personen der freien Wohlfahrtspflege, Kirchen und Religionsgemein-
schaften des 6ffentlichen Rechts sowie die Zentralwohlfahrtsstelle der Juden).

s Zuwendungen Dritter, die einem anderen Zweck als die Leistungen nach dem
SGB Il dienen.
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Einmalige Einnahmen | Saisonarbeit

Mitunter haben Arbeitslosengeld II-Empfénger nicht immer die Modglichkeit regel-
maBig durch eine dauerhafte Beschaftigung ein Einkommen zu erzielen, sondern
nehmen einen befristeten Job an. Sie verdienen dann in einem tiberschaubaren
Zeitraum so viel, dass ihr zusténdiges Jobcenter eigentlich die Geldleistung vermin-
dern oder gar einstellen miisste. Denn wer genug Geld zum Lebensunterhalt verdient,
braucht weniger staatliche Unterstiitzung.

Das wiirde aber einen hohen Verwaltungsaufwand bedeuten. Daher werden ein-
malige Einnahmen (wie z.B. eine einmalige Lohnzahlung aus einer befristeten
Tatigkeit aber auch Steuerriickerstattungen oder Weihnachtsgeld) auf mehrere
Monate aufgeteilt und nur die Teilsummen angerechnet. Damit bleibt der
Leistungsanspruch und Sozialversicherungsschutz erhalten und der Verwaltungs-
aufwand in einem verniinftigen Rahmen.

Einkommen aus Erwerbstatigkeit

Nicht wenige erwerbsfdhige Leistungsberechtigte gehen einer u.a. geringfiigigen
Beschéftigung nach, um nicht den Kontakt zum Arbeitsmarkt zu verlieren. Das ist
auch ausdricklich gewiinscht. Die Regelungen der Grundsicherung fiir Arbeit -
suchende férdern die Aufnahme einer Erwerbstatigkeit: Mit Mini-, Midi- und Teil-
zeitjobs sind Arbeitslosengeld II-Bezieher in der Lage, einen Teil des Lebensunter-
halts selbst zu verdienen und demgemaB ihre Hilfebediirftigkeit zu verringern.
Die leistungsrechtlichen Regelungen zur Berticksichtigung von Einkommen aus
Erwerbstétigkeit stellen sicher, dass derjenige mehr Haushaltseinkommen zur
Verfiigung hat, als derjenige, der keiner Arbeit nachgeht.
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Einmalige Leistungen

Auf Antrag konnen die Trager der Grundsicherung einmalige Leistungen gewéhren.
Moglich sind Zahlungen beispielsweise, wenn ein Haushalt zu griinden ist oder die
Erstausstattung bei Schwangerschaft und Geburt erforderlich ist. Im Einzelfall
kénnen fiir besonders unabweisbare Bedarfe auch Darlehen gewédhrt werden.

Einstiegsgeld

Wer arbeitet, soll mehr Geld in der Tasche haben als jemand, der ausschlieBlich Leis-
tungen bezieht. Dies ist bereits durch die Freibetrédge bei Erwerbstatigkeit gewéhr-
leistet. Wer aber arbeitslos ist und eine Arbeit aufnimmt, die weniger oder unwesent-
lich mehr bringt als das Arbeitslosengeld II, oder wer sich selbstdndig macht, kann
zusétzlich einen Job-Zuschuss in Form des Einstiegsgeldes erhalten.

Das Einstiegsgeld schafft einen zusétzlichen Anreiz fiir Arbeitsuchende, auch eine
gering entlohnte Arbeit anzunehmen oder sich selbststéndig zu machen. Bedin-
gung fiir den Zuschuss ist die Aussicht auf Erfolg. Das heif3t: Die Annahme eines
gering entlohnten Jobs oder die Griindung eines eigenen Unternehmens muss die
Chance bieten, auf Dauer von Hilfeleistungen unabhé&ngig zu werden. Deswegen ist
die Beendigung der Arbeitslosigkeit eine Anspruchsvoraussetzung.

Was die Hohe des Einstiegsgeldes angeht, hat der personliche Ansprechpartner
einen gewissen Spielraum. Er berticksichtigt, wie lange ein Arbeitsuchender bereits
arbeitslos ist und wie sich seine Bedarfsgemeinschaft zusammensetzt, also z.B. ob er
Familie hat. Der Zuschuss kann fiir hochstens 24 Monate gewdahrt werden. Ein
Rechtsanspruch darauf besteht nicht.

Das Einstiegsgeld ist die Chance fiir Empfadnger von ALG I auf Selbststédndigkeit. Ein
Griindungszuschuss nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch steht ihnen nicht zu.
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Erwerbsfahigkeit

Jeder Mensch zwischen 15 und unter 65 bzw. 67 Jahren gilt als erwerbsféhig, wenn
erin der Lage ist, tdglich mindestens drei Stunden unter den iiblichen Bedingungen
des allgemeinen Arbeitsmarktes erwerbstétig zu sein. Bei der Feststellung der Erwerbs-
féahigkeit wird auch prognostiziert, wie sich der Gesundheitszustand im nédchsten
halben Jahr entwickeln wird. Siehe hierzu auch ,Gesetzestext” §§ 7a und 8 SGBII.

Fallmanagement

Ein wesentliches Instrument zur Unterstiitzung der Eingliederungsbemiithungen ist
das Fallmanagement. Als beschéiftigungsorientiertes Fallmanagementist es der
geeignete Ansatz, um Langzeitarbeitslose mit schwerwiegenden persénlichen und
sozialen Problemen erfolgreich in den Arbeitsmarkt zu integrieren. Es ist Aufgabe
des Fallmanagements, die vorhandenen Probleme, die hdufig einer Integration in
den Arbeitsmarkt entgegenstehen, zu lI6sen und damit den Weg in das Erwerbs-
leben zu ebnen. Der Fallmanager iibernimmt dabei vielfdltige spezifische Betreu-
ungs-, Beratungs- und Steuerungsaufgaben. Im Rahmen eines besonders intensiven
Betreuungsverhaltnisses kimmert sich der Fallmanager z.B. darum, dass erwerbs -
féhige Hilfebedirftige mit Drogen- oder Suchtproblemen die notwendigen thera -
peutischen Hilfen erhalten.

Freibetrdage bei Erwerbseinkommen

Damit derjenige, der arbeitet, mehr Geld in der Tasche behélt als derjenige, der
nicht arbeitet, gibt es Freibetrédge.

Ein Grundfreibetrag von 100 Euro gilt fiir alle Einkommen aus Erwerbstatigkeit. Das
heiBt: Jeder Arbeitslosengeld II- oder Sozialgeld-Bezieher kann anrechnungsfrei

100 Euro verdienen, ohne dass seine Leistung gekiirzt wird. Bei einem Bruttoein-
kommen, das zwischen 100 Euro und 1000 Euro liegt, bleiben dem Arbeitslosengeld-
II-Empfénger zusétzlich 20 Prozent (also maximal 180 Euro). Damit erhéht sich das
Haushaltseinkommen um maximal 280 Euro und sie tragen mit eigenem Einkom-
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men zur Sicherung des Lebensunterhalts bei. Liegt das Einkommen tiber 1000 Euro,
dann sind 10 Prozent des tibersteigenden Betrages zusitzlich anrechnungsfrei.
Allerdings werden ab einem Bruttoeinkommen von 1200 Euro (fiir Leistungs-
berechtigte ohne Kind) bzw. einem Bruttoeinkommen von 1500 Euro (fir Leistungs-
berechtigte mit Kindern) keine zusétzlichen Freibetrdge mehr berticksichtigt.

Beispielsweise ergédben sich bei 900 Euro Bruttoeinkommen aus Erwerbstédtigkeit
ein Freibetrag von: 100 Euro (Grundfreibetrag) plus 160 Euro (20 Prozent von
weiteren 800 Euro) also insgesamt 260 Euro. Dieser Betrag wird vom erzielten
Nettoeinkommen abgezogen und damit nicht bei der Feststellung der Hohe des
Arbeitslosengeldes II berticksichtigt. Um diesen Betrag erhoht sich das Haushalts-
einkommen, das sich aus Erwerbseinkommen und ergénzendem Arbeitslosen-
geld Il zusammensetzt.

Ubungsleiterpauschale

Aufwandsentschiddigungen fiir ehrenamtliche Titigkeiten und Ubungsleiter wer-
den vergleichbar der steuerlichen Freistellung bis 175 Euro monatlich nicht auf das
Arbeitslosengeld Il angerechnet. Der ansonsten bei Einkiinften festgelegte Grund-
freibetrag fiir Absetzungen in Héhe von 100 Euro monatlich erhéht sich in diesen
Féllen auf 175 Euro.

Neuer Absetzbetrag fiir Bundesfreiwillige, die Arbeitslosengeld Il
erhalten

Bei Personen, die an einem Bundesfreiwilligendienst oder einem Jugendfrei-
willigendienst teilnehmen und ergdnzend Arbeitslosengeld Il beziehen, bleibt
kiinftig von ihrem Taschengeld ein pauschalierter Betrag in H6he von 175 Euro
monatlich anrechnungsfrei, ohne dass sie dafiir Ausgaben (fiir Versicherungen und
Werbungskosten) nachweisen miissen. Bislang war nur ein Betrag von 60 Euro

vom Taschengeld anrechnungsirei; dariiber hinaus konnten aber auf Nachweis
Werbungskosten und Versicherungsbeitrédge abgesetzt werden. Es ist sicher-
gestellt, dass durch die neue Regelung kein Freiwilliger schlechtergestellt wird als
nach der bisherigen Regelung.
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Geldleistung: ALG Il

Erwerbsfahige Leistungsberechtigte, die trotz intensiver Bemiihungen keinen Arbeits-
platz finden kénnen oder mit ihrer Erwerbstétigkeit ein nicht bedarfsdeckendes
Einkommen erzielen, haben bei Hilfebediirftigkeit Anspruch auf Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts als Arbeitslosengeld II, das auch als ergénzende
(aufstockende) Leistung zum Einkommen zu gewéhren ist. Hilfebedirftig ist, wer
seinen Lebensunterhalt, und den Lebensunterhalt der mit ihm in Bedarfsgemein-
schaftlebenden Personen nicht oder nicht ausreichend aus eigenen Kraften und
Mitteln vor allem durch die Aufnahme einer zumutbaren Arbeit, aus dem zu bertick-
sichtigem Einkommen oder Vermégen sichern kann und die erforderliche Hilfe
nichtvon anderen insbesondere von Angehérigen oder von Tragern anderer Sozial-
leistungen erhalt.

Die Grundsicherung fiir Arbeitsuchende verfolgt einen haushaltsbezogenen Ansatz.
Das bedeutet, dass neben dem erwerbsfahigen Leistungsberechtigten auch die mit
ihm in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden nicht erwerbsfédhigen Angehérigen bei
Hilfebediirftigkeit Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts entweder als
Arbeitslosengeld I oder Sozialgeld erhalten. Beide Leistungen, die in ihren Grund-
bestandteilen einander entsprechen, werden monatlich im Voraus als pauschalier-
te Geldleistung erbracht und in der Regel fiir jeweils sechs Monate bewilligt.

Bestandteile der Geldleistungen und Sozialversicherungsbeitriage

Erwerbsfdhige Leistungsberechtigte und ihre Angehérigen erhalten Geldleistun-
gen zur Deckung des Regelbedarf. Diese sichern den Lebensunterhalt. Aber das ist
nicht alles. Das Arbeitslosengeld Il enthélt Zahlungen fiir Miete und Heizung.
Zudem werden Beitrdge und Zuschiisse zur Kranken- und Pflegeversicherung tiber-
nommen. Hinzu kommen gegebenenfalls Mehrbedarfe, die fiir besondere Lebens-
lagen wie Alleinerziehung, Schwangerschaft oder Behinderung gewéahrt werden.
Dartiiber hinaus sind einmalige Leistungen fiir abweichende Bedarfslagen wie Erst-
ausstattung bei Schwangerschaft und Geburt eines Kindes oder Erstbezug einer
Wohnung méglich.
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Gemeinsame Einrichtungen
In einer gemeinsamen Einrichtung nehmen der kommunale Tréger, also Kreis und
kreisfreie Stadt, und die Agentur fiir Arbeit die Aufgaben der Grundsicherung fir

Arbeitsuchende gemeinsam wahr. Die Leistungen werden aus einer Hand erbracht.

Die Agenturen fiir Arbeit sind fachlich verantwortlich fir alle tibrigen Leistungen
der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende:

» arbeitsmarktbezogene Eingliederung (Beratung, Vermittlung, Férderung von
MaBnahmen zur Integration in Arbeit)

»  Sicherung des Lebensunterhaltes (ALGII, Sozialgeld, Mehrbedarf)

m  Zahlungvon Beitrdgen und Zuschiissen zur Kranken- und Pflegeversicherung.
Die kommunalen Trager sind dabei fachlich verantwortlich fiir folgende Leistungen:
= Unterkunftund Heizung

s Kinderbetreuung

»  Schuldner- und Suchtberatung

psychosoziale Betreuung, soweit sie zur Eingliederung in das Erwerbsleben
erforderlich ist

s  Erstausstattung mit Bekleidung und Wohnung

= Bildungs- und Teilhabeleistungen.
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Geschiitztes Vermogen

Grundsatzlich ist vorhandenes Vermdogen fiir den eigenen Lebensunterhalt einzu-
setzen, bevor Arbeitslosengeld Il beansprucht werden kann. Bis zu bestimmten
Obergrenzen gibt es aber Freibetrége. Sie schiitzen vor allem die Riicklagen, die der
Altersvorsorge dienen. Zudem ist das Vermogen von Kindern durch einen eigenen
Freibetrag geschiitzt.

>> Siehe Stichwort ,,Riicklagen fiir das Alter*

Ob Wertgegenstdnde als Vermogen berticksichtigt werden, hédngt davon ab, ob
deren Verwertung wirtschaftlich sinnvoll wére. Wiirde der Verlust bei einem
Verkauf mehr als 10% des Substanzwertes betragen, wére das unwirtschaftlich.
Vermoégensgegenstidnde, die fiir die Aufnahme oder Fortsetzung einer Berufsaus-
bildung oder der Erwerbstétigkeit unentbehrlich sind, bleiben unangetastet.

Grundfreibetrag

Fiir Vermogen jeder Art raumt der Gesetzgeber einen Grundfreibetrag bis zu

150 Euro je Lebensjahr ein. Fiir jeden volljéhrigen Leistungsberechtigten und seinen
Partner gilt ein Freibetrag von mindestens 3.100 Euro und maximal jeweils

9.750 Euro.

Hoherer Grundfreibetrag fiir Altere

Hilfebediirftige, die bis zum 1. Januar 1948 geboren sind, profitieren von deutlich
hoheren Vermégensfreibetrdgen. Der Vermogensgrundireibetrag betrdgt 520 Euro
je Lebensjahr, summiert sich aber auf hchstens 33.800 Euro.

Grundfreibetrag fiir Kinder

Fir Minderjédhrige gilt ein Freibetrag von 3.100 Euro. Damit bleiben im Regelfall
auch Ausbildungsversicherungen geschiitzt. Dartiber hinausgehendes Vermégen
miissen die Kinder nur verwenden, um ihren eigenen Lebensunterhalt zu bestreiten,
nicht den ihrer Eltern. Hinzu kommt ein Freibetrag fiir notwendige Anschaffungen.
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Freibetrag fiir notwendige Anschaffungen

Jedem Mitglied einer Bedarfsgemeinschaft steht ein Freibetrag fiir notwendige
Anschaffungen zu. Er betrdgt 750 Euro. Eine Familie aus zwei Erwachsenen und
zwei Kindern kommt so auf einen Freibetrag von insgesamt 3.000 Euro fir notwen-
dige Anschaffungen.

Haushaltsgemeinschaft

Zur Haushaltsgemeinschaft eines Antragstellers gehoren alle Personen, mit denen
er sich Wohnraum teilt und mit denen er gemeinsam wirtschaftet. Dazu zédhlen Ver-
wandte und Schwéger sowie die eigenen Kinder, wenn sie das 25. Lebensjahr voll-
endet haben oder ihren Lebensunterhalt aus eigenem Einkommen oder Vermdégen
bestreiten kénnen. Eine Haushaltsgemeinschaft kann aber auch aus mehreren
Bedarfsgemeinschaften bestehen. Nicht zur Gemeinschaft gehéren Untermieter.
Die Grundsicherungstréger legen bei der Berechnung der Geldleistung eine antei-
lige Miete zugrunde (Kosten der Unterkunft durch Zahl der Gemeinschaftsmit-
glieder). AuBerdem gehen sie davon aus, dass Verwandte in einer Haushaltsgemein-
schaft sich gegenseitig unterstiitzen. Das bedeutet, dass ihr Einkommen bei der
Berechnung des Arbeitslosengeldes Il beriicksichtigt wird, soweit sie leistungsfahig
sind. Allerdings gelten bei der Priifung der Leistungsfahigkeit besondere Ma3gaben.

Ein Angehoriger kann einen erwerbsfdhigen Leistungsberechtigten in einer Haus-
haltsgemeinschaft nur unterstiitzen, wenn er selbst tiber ausreichend Mittel
verfiigt. Deshalb errechnen die Tréger des Arbeitslosengeldes IT zunéchst, wie viel
finanzielle Hilfe dieses Haushaltsmitglied leisten kann. Fir das Vermdgen eines
Haushaltsmitglieds gelten die gleichen Freibetrage wie fiir den Hilfebediirftigen
selbst.
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Hilfebedirftigkeit

Hilfebediirftig ist, wer seinen Lebensunterhalt und den Lebensunterhalt der mit
ihm in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen nicht oder nicht ausreichend

= auseigenen Kraften und Mitteln,
m vorallem nicht durch Aufnahme einer zumutbaren Arbeit,

= ausdem zu berticksichtigenden Einkommen oder Vermoégen sichern kann und
die erforderliche Hilfe nicht von anderen, insbesondere von Angehérigen oder
von Trdgern anderer Sozialleistungen erhalt.

Jobcenter

Die gemeinsamen Einrichtungen und die zugelassenen kommunalen Tréger
fiihren die Bezeichnung Jobcenter.

Kinderzuschlag

Der Kinderzuschlag wird an Eltern gezahlt, die zwar mit ihren Einkiinften ihren
eigenen Unterhalt bestreiten kénnen, nicht aber den ihrer im Haushaltlebenden
unverheirateten Kinder, die noch nicht das 25. Lebensjahr vollendet haben. Sie
waéren ohne Kinderzuschlag auf Arbeitslosengeld Il angewiesen, mit dem Kinder -
zuschlag kann die Familie von ihren eigenen Einkiinften leben.

Der Kinderzuschlag kann monatlich bis zu 140 Euro je Kind betragen. Zusammen
mitdem Kindergeld von monatlich mindestens 184 Euro und gegebenenfalls zusétz -
lich Wohngeld deckt er den durchschnittlichen Bedarf von Kindern.
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Mehrbedarf

Schwangere und Alleinerziehende haben einen Anspruch auf so genannte Mehr-
bedarfe, zusatzlich zum maBBgebenden Regelbedarf. Schwangere ab der 13. Schwan-
gerschaftswoche erhalten 17 Prozent zusétzlich zum maBgebenden Regelbedarf
bis zur Entbindung. Bei Alleinerziehenden ist die Hohe der zusétzlichen Leistungen
abhédngig vom Alter und von der Anzahl der Kinder. Ihnen wird maximal ein Mehr-
bedarfszuschlag von 60 Prozent des ma3gebenden Regelbedarfs gezahlt. Mehrbe -
darfszuschlége gibt es auch fiir Menschen mit Behinderung oder bei einem medizi-
nischen Bedarf an kostenaufwédndiger Erndhrung. Nicht erwerbsfdhige Personen
ab Vollendung des 15. Lebensjahres erhalten einen Mehrbedarf von 17 Prozent des
mafgebenden Regelbedarfs, wenn sie einen Schwerbehindertenausweis mit dem
Merkzeichen G haben.

Miete und Heizung

Die Trager der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende tibernehmen die angemesse-
nen Kosten fiir Miete und Heizung fiir die gesamte Bedarfsgemeinschaft. Dazu
gehoren auch die Kosten fiir Kaltwasser und Warmwasserversorgung. Um Miet-
schulden zu begleichen, kénnen Leistungsberechtigte ein Darlehen erhalten, wenn
sonst der Verlust der Wohnung droht. Sofern Mietriickstdnde oder Energiekosten-
riickstdnde bestehen, die zu einer auBBerordentlichen Kiindigung des Mietverhalt-
nisses berechtigen und die zweckentsprechende Verwendung der Aufwendungen
fur Unterkunft und Heizung durch die leistungsberechtigte Person nicht sicher -
gestelltist, soll die Miete direkt an den Vermieter oder den Energieversorger gezahlt
werden.



28 Wichtige Begriffe

Fiir die Ubernahme der Kosten besteht eine grundsétzliche Bedingung: Der Wohn-
raum muss angemessen sein. Was die Jobcenter als angemessen einstufen, ist regional
unterschiedlich. In der Regel gelten 45 bis 50 m? fiir eine Person, 60 m*bzw. zwei
Zimmer fiir zwei Personen, 75 m*bzw. drei Zimmer fiir drei Personen und 85 bis

90 m? beziehungsweise vier Zimmer fiir vier Personen als angemessen. Eine Eigen-
tumswohnung oder ein eigenes Haus sind bis 130 m? auf jeden Fall angemessen.
Neben der Wohnfldche werden dariiber hinaus das ¢rtliche Mietniveau und die
Moglichkeiten des 6rtlichen Wohnungsmarktes berticksichtigt.

Nur selten miissen Arbeitslosengeld II-Empfdnger umziehen. Lasst es sich nicht
vermeiden, haben sie bis zu sechs Monate Zeit. Die Kosten des Umzugs und die
Mietkaution werden erstattet, wenn der Umzug vom Jobcenter veranlasst wird.
Verstreicht die Frist von sechs Monaten, entscheidet das Jobcenter, ob es nur noch
den angemessenen Anteil der Kosten tiberweist.

Optionskommune>>siehe ,,Zugelassene kommunale Trdger*

Pflichten

Wer hilfebediirftig ist, weil er keine Arbeit findet, kann mit der Unterstiitzung
der Gemeinschaft rechnen. Im Gegenzug muss er alles unternehmen, um seinen
Lebensunterhalt wieder selbst zu verdienen. Das ist sozial gerecht.

Empféanger von Arbeitslosengeld Il miissen jedes zumutbare Job-Angebot anneh-
men. Zumutbar ist auch eine Erwerbtatigkeit, die im Hinblick auf die Ausbildung
als geringerwertig anzusehen ist. Allerdings schiitzt der Gesetzgeber Arbeitsuchen-
de vor sittenwidrigen Arbeitsbedingungen oder Lohnangeboten. Sittenwidrig ist
ein Lohn, der mindestens 30 Prozent unter Tarif oder der ortsiiblichen Entlohnung
liegt.
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Wenn in der Region keine Beschéftigung zu finden ist, kann die Grundsicherungs-
stelle den Umzug nahe legen. Selbstverstdndlich berticksichtigen die Mitarbeiter
die familidre Situation. Junge alleinstehende Arbeitslose miissen mobiler sein als
Arbeitslose mit Familie.

Findet ein Arbeitsuchender keine regulére Vollzeitstelle, bieten Mini-, Midi- und
Teilzeitjobs die Gelegenheit, immerhin einen Teil des Lebensunterhalts selbst zu
verdienen. Dieses Einkommen tragt dazu bei, die Abhéngigkeit von staatlicher
Unterstiitzung zu vermindern. Freibetrdge sorgen dafiir, dass derjenige, der arbei-
tet, mehr Geld in der Tasche hat als derjenige, der nicht arbeitet.

Qualifizierung und Weiterbildung

Heute besteht eine Berufslaufbahn oft aus vielen Stationen. Einzelne Ausbildungen
sind aufgrund der zunehmenden Teamorientierung und der Projektarbeit immer
weniger das zentrale Einstellungskriterium.

Im modernen Berufsalltag finden die Stérken unterschiedlichster Begabungen und
Qualifikationen Eingang in die Arbeit. Anpassungsfahigkeit und der Wille, Neues
zu erlernen, sind dabei Grundvoraussetzungen.

Pkw

Arbeitsuchende sollen flexibel bleiben. Sie diirfen daher ein angemessenes Auto
besitzen. Je nach Alter und Schatzwert entscheidet der persénliche Ansprechpartner
im Jobcenter, welches Auto angemessen ist. Bis zu einem Richtwert von 7.500 Euro
Verkaufswert abzgl. Kreditverbindlichkeiten wird hierbei regelmé&Big davon aus-
gegangen, dass das Auto angemessen ist. Auch die Partnerin oder der Partner diirfen
ein Auto besitzen, wenn sie erwerbsfihig sind.
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Profiling

Ein Profiling ist eine umfassende Bestandsaufnahme aller persénlichen Eigenschaf-
ten einer oder eines Arbeitsuchenden, die positiven oder negativen Einfluss auf die
Chancen bei der Jobsuche haben. Ein Berater ermittelt gemeinsam mit dem Arbeit-
suchenden, wo die persénlichen Stérken und Schwéchen und wo die Probleme
liegen. Dabei werden neben der beruflichen Qualifikation auch auBBerberufliche
Merkmale gepriift, welche die Moglichkeit einer Arbeitsaufnahme entscheidend
mitbestimmen. Dazu gehéren unter anderem Gesundheitszustand, Motivation,
Auftreten, Mobilitdt und familidre Bindungen. Das Ergebnis gibt Klarheit dariiber,
wie hoch das Risiko einer langeren Arbeitslosigkeit ist und mit welchen untersttit-
zenden MaBnahmen der Arbeitsuchende seine Chancen verbessern kann.

Regelbedarf

Der Regelbedarf zur Sicherung des Lebensunterhalts umfasst insbesondere Ernéh-
rung, Kleidung, Kérperpflege, Hausrat, Haushaltsenergie ohne die auf die Heizung
und Erzeugung von Warmwasser entfallenen Anteile sowie Bedarfe zur Teilnahme
am sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft (das sog. sozio-kulturelle
Existenzminimum). Der Regelbedarf wird als monatlicher Pauschalbetrag bertick-
sichtigt, tiber deren Einsatz der Leistungsberechtigte eigenverantwortlich ent -
scheidet. Neben regelméBig anfallenden Bedarfen u.a. fiir Lebensmittel sind auch
unregelmédBig anfallende Bedarfe fiir Bekleidung aus dem Regelbedarf zu decken.
Die Hohe der ma3gebenden Regelbedarfe ist der Tabelle auf Seite 72 zu entnehmen.

Riickgriff gegeniiber Verwandten

Einen Unterhaltsriickgriff gegeniiber Eltern und Kindern gibt es in der Grundsicher -
ung fur Arbeitsuchende grundsétzlich nicht. Das heif3t:

Eltern werden vom Trager der Grundsicherung wegen der Zahlung von Arbeits-
losengeld Il oder Sozialgeld an ihre volljéhrigen Kinder nicht zu Unterhaltszahlun -
gen herangezogen. Ausnahmen gelten aber
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» fir Unterhaltsanspriche minderjahriger Hilfebediirftiger und von Leistungs-
berechtigten, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet und die Erstausbil-
dung noch nicht abgeschlossen haben, gegeniiber ihren Eltern sowie dann,

= wennder erwerbsfdhige Leistungsberechtigte den Unterhaltsanspruch selbst
geltend macht.

Volljahrige Kinder, deren Eltern Arbeitslosengeld II erhalten, werden nicht zu
Unterhaltszahlungen herangezogen.

Ein Unterhaltsriickgriff ist im Ubrigen grundsitzlich moglich

m gegeniiber dem von der oder dem Leistungsberechtigten geschiedenen oder
getrenntlebenden Ehegatten,

= wegendes Unterhaltsanspruchs der Mutter aus Anlass der Geburt.

Riicklagen fir das Alter

Die staatliche Rente, Betriebsrenten, die staatlich geférderte Altersvorsorge (Riester-
Rente) und die Ertrdge daraus bleiben unangetastet. Weiteres Vermogen, das der
Altersvorsorge dient, ist bis zu einer Hé6he von 750 Euro je vollendetem Lebensjahr
fir den erwerbsfahigen Leistungsberechtigten und seinen Partner anrechnungs-
frei. Der maximale Freibetrag betrédgt jeweils 48.750 Euro. Bedingung ist aber, dass
das Vermogen vor dem Eintritt in den Ruhestand auf Grund einer vertraglichen
Vereinbarung nicht verwertbar ist.

Sanktionen

Wer eine Arbeit, eine Ausbildung oder eine EingliederungsmafBnahme ohne wich -
tigen Grund ablehnt, obwohl sie zumutbar ist, muss mit Kiirzungen des Arbeits-
losengeldes Il rechnen. Das gilt fiir alle Arbeitsuchenden, die von den Leistungen
der Grundsicherung leben.



32 Wichtige Begriffe

Weigert sich ein/e Arbeitslosengeld II-Empfanger/in, eine zumutbare Arbeit anzuneh -
men oder die in der Eingliederungsvereinbarung vereinbarten Eigenbemiihungen
zu unternehmen, wird das Arbeitslosengeld Il in einer ersten Stufe um einen Betrag
in Hohe von 30 Prozent des Regelbedarfs abgesenkt. Kommt es innerhalb eines
Jahres zu einer zweiten Pflichtverletzung, erfolgt eine Minderung um 60 Prozent.
Bei einer dritten Pflichtverletzung innerhalb eines Jahres entfallt der Leistungs-
anspruch vollstdndig, einschlieBlich der Kosten fiir Unterkunft und Heizung.

Bei jungen Menschen unter 25 Jahren entféllt das Arbeitslosengeld II bereits bei
einer wiederholten Pflichtverletzung innerhalb eines Jahres vollstdndig. Leistun -
gen zur Eingliederung in Arbeit konnen weiterhin erbracht werden.

Bei einer Absenkung des Arbeitslosgengeldes I um mehr als 30 Prozent des maf3ge-
benden Regelbedarfs kann das Jobcenter zur Sicherung des Existenzminimums
(ergdnzende) Sachleistungen - z.B. durch Ausgabe von Lebensmittelgutscheinen -
erbringen. Es soll ergdnzende Sachleistungen erbringen, wenn minderjéhrige Kinder
in der Bedarfsgemeinschaft leben. Zusétzlich kénnen die Stromkosten iibernom-
men werden.

>>siehe Frage 43 ,Welche Sanktionen kénnen den Leistungsbezieher iiber 25 Jahre bei
Pflichtverletzungen treffen?*

Sozialgeld

Im Gegensatz zu Arbeitslosengeld II, welches Leistungsberechtigte erhalten, die
erwerbsfahig sind, steht Sozialgeld Menschen zu, die nicht erwerbsféhig sind und in
einer Bedarfsgemeinschaft mit einem Erwerbsfdhigen leben. Die Leistungen des
Sozialgeldes entsprechen denen des Arbeitslosengeldes II.

Nicht Erwerbsfahige, die keiner Bedarfsgemeinschaft mit einem Erwerbsfdhigen
angehoren, konnen Sozialhilfe nach SGB XII beantragen.

>> siehe Frage 49 ,Was ist der Unterschied zwischen Arbeitslosengeld IT und
Sozialgeld?“
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Sozialversicherung

Mit der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende werden alle erwerbsfdhigen Leistungs-
berechtigten in die Kranken- und Pflegeversicherung einbezogen. Die Versiche-
rungspflicht zur Kranken- und Pflegeversicherung tritt jedoch nicht ein, sofern fir
den Bezieher von Arbeitslosengeld II eine Familienversicherung besteht.

Die Grundsicherungstriger zahlen die Beitrédge fiir die gesetzliche Kranken- und
Pflegeversicherung. Zudem sind Arbeitslosengeld II-Empfédnger auf dem Weg zum
Jobcenter oder zum Bewerbungsgesprich unfallversichert, wenn das Jobcenter sie
zur Vorsprache aufgefordert hat.

Eine Sonderregelung besteht fiir Personen, die allein aufgrund der Beitrage zur
Kranken- und Pflegeversicherung hilfebediirftig wiirden. Fiir sie ibernimmt das
Jobcenter die Beitrdge in dem zur Vermeidung der Hilfebediirftigkeit notwendigen
Umfang.

Wer Sozialgeld bezieht, ist in der Regel in der Kranken- und Pflegeversicherung
familienversichert.

Andere Regelungen gelten fiir Empfénger von einmaligen Leistungen und von
Darlehen statt Arbeitslosengeld II.

>> Siehe Frage 65 ,,Ich bin selbststdndig und Privat versichert. Gibt es einen
Zuschuss zur Krankenversicherung?“
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Umzug

Nur selten miissen Arbeitslosengeld II-Empfédnger umziehen, weil die Wohnung
nicht angemessen ist. Lasst es sich nicht vermeiden, haben sie bis zu sechs Monate
Zeit. Die Kosten des Umzugs und die Mietkaution kénnen bei vorheriger Zusiche-
rung durch den oOrtlich zustdndigen kommunalen Tréger als Bedarf anerkannt
werden. Verstreicht die Frist von sechs Monaten, entscheidet das Jobcenter, ob es
nur noch den angemessenen Anteil der Kosten tiberweist.

>>siehe Frage 73 ,,Was muss ich bei einem Umzug beachten?*

Urlaub bei Arbeitslosengeld II-Bezug

Grundsatzlich gilt: Wer sich ohne Zustimmung seines personlichen Ansprech-
partners auBBerhalb des zeit- und ortsnahen Bereichs seines Wohnortes aufhilt, hat
keinen Anspruch mehr auf Leistungen nach dem SGB II. Mit vorheriger Zustim-
mung ist jedoch eine Abwesenheit von drei Wochen im Jahr moglich. Die persénli-
chen Ansprechpartner priifen, ob die Genehmigung der beruflichen Eingliederung
entgegensteht.

>>siehe Frage 8 ,,Ich beziehe Arbeitslosengeld II. Kann ich in Urlaub fahren?“

Wohnung und Haus

Ein selbst bewohntes Haus oder eine Eigentumswohnung bis etwa 130 m? gelten als
angemessen. Grundstiicke diirfen in der Stadt in der Regel bis zirka 500 m? auf dem
Land bis zirka 800 m? groB sein. Alle Angaben sind Richtwerte. Die Trager des ALG II
beachten immer auch den Einzelfall. Immobilien und Grundstiicke, deren Verkauf
nur mit groBem Verlust moglich wére, darf der Antragsteller behalten.Bezahlt ein
Leistungsberechtigter Raten fiir Wohneigentumn, ibernimmt der Staat die Schuld-
zinsen in angemessenem Umfang sowie die Grundsteuer, 6ffentlichen Abgaben
und Nebenkosten. Die Tilgungsraten selbst zahlt der Staat jedoch nicht.
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Zumutbare Arbeit

Arbeit ist besser als "Stiitze". Wer eine zumutbare Arbeit, eine Ausbildung oder eine
EingliederungsmaBnahme ablehnt, muss mit Kiirzung des Arbeitslosengeldes I
rechnen. Was aber heif3t "zumutbar"?

Leistungsberechtigte miissen jede Chance nutzen, ihren Lebensunterhalt oder
wenigstens einen Teil davon wieder selbst zu verdienen. Arbeit ist grundsitzlich
zumutbar, wenn der Leistungsberechtigte dazu geistig, seelisch und kérperlich in
der Lage ist. Niemand darf einen Job ablehnen, weil er nicht der Ausbildung ent-
spricht, der Arbeitsort weiter entfernt ist als der frithere oder weil die Bedingungen
subjektiv ungiinstig scheinen. Auch eine Entlohnung unterhalb des Tariflohns oder
des ortsiiblichen Entgelts ist nicht von vornherein Grund zur Ablehnung. Nicht
zumutbar sind aber Arbeiten, die gegen die guten Sitten verstof3en, z.B. weil die
Bezahlung mehr als 30 % unter dem ortsiiblichen Entgelt liegt.

Nicht zumutbar sind auch Tatigkeiten, die die Riickkehr in den friiher ausgeiibten
Beruf wesentlich erschweren, die Pflege eines Angehérigen behindern oder die
Erziehung eines Kindes gefdhrden. Nicht gefdhrdet ist die Erziehung von Kindern
ab dreiJahren, die in einer Tageseinrichtung oder auf sonstige Weise betreut werden.

>>siehe Frage 39 ,,Muss ich jede Arbeit annehmen, die mir angeboten wird? Was ist
zumutbar?“

Zugelassene kommunale Tréager (Optionskommune)

Als Ausnahme zur gemeinsamen Einrichtung nehmen einzelne Kommunen die

Aufgaben der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende als zugelassener kommunaler
Trager (Optionskommune) in alleiniger Verantwortung wahr.
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Allgemeines | Verfahren

Wer erbringt die Leistungen der Grundsicherung fir
Arbeitsuchende?

Die Leistungen der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende werden vom ortlichen
Jobcenter erbracht. Es ist Ansprechpartner fiir die Leistungsberechtigten, zahlt die
Leistungen aus und erbringt die notwendigen Hilfen.

Im Jobcenter arbeiten in der Regel die ortliche Agentur fiir Arbeit und die Kommune
zusammen, die beiden Behorden, die fiir die Leistungen letztlich verantwortlich
sind. Die Arbeitsagenturen verantworten die Zahlungen der Regelbedarfe sowie
eventuell erforderliche Mehrbedarfe zur Sicherung des Lebensunterhalts und die
Eingliederungsleistungen. Den Kommunen obliegt die Verantwortung fiir die
angemessenen Leistungen fiir Unterkunft und Heizung sowie besondere einmalige
Leistungen wie die Erstausstattung der Wohnung. Daneben sind sie verantwortlich
fur die Erbringung der zusétzlichen Bildungs- und Teilhabeleistungen (Bildungs-
paket) und flankierenden Eingliederungsleistungen.

Das Jobcenter zahlt die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts in Form des
Arbeitslosengeldes II (Regelbedarf sowie evt. erforderliche Mehrbedarfe einschlies3-
lich der angemessenen Leistungen fiir die Unterkunft) grundsétzlich in einem
monatlichen Gesamtbetrag aus.

Als Ausnahme zur gemeinsamen Aufgabenwahrnehmung nehmen einige Kreise
bzw. kreisfreie Stddte die Aufgaben in alleiniger kommunaler Verantwortung wahr
(sog. zugelassene kommunale Trager).
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Wer kiimmert sich darum, dass ich in Arbeit vermittelt werde?

Die Arbeitsvermittlung ist Aufgabe des Jobcenters. Wenn die Bundesagentur fiir
Arbeit besondere Dienststellen eingerichtet hat (z. B. die internationale Personal-
agentur ZAV) oder fiir einzelne Berufsgruppen zusétzliche Vermittlungsdienstleis-
tungen agenturiibergreifend angeboten werden (z. B. Fachvermittlung fiir das
Hotel- und Gaststiattengewerbe), kénnen Sie sich auch an diese zur Vermittlung
wenden.

Die Ausbildungsvermittlung fir hilfebedirftige Jugendliche ist eine Pflichtleistung
der Jobcenter. Das Jobcenter kann aber die ortliche Arbeitsagentur mit deren Zustim-

mung mit der Ausbildungsvermittlung beauftragen.

>>§16 SGB Il und § 22 Absatz 4 SGB III
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Das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales hat 108 Kommunen zur
alleinigen Wahrnehmung der Aufgaben der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende
zugelassen. Die Kommunen nehmen im Rahmen der Zulassung Aufgaben der

Bundesagentur fiir Arbeit eigenverantwortlich wahr:

Baden-Wiirttemberg
Landkreis Biberach
Bodenseekreis
Enzkreis

Landkreis Ludwigsburg
Ortenaukreis
Ostalbkreis

Stadt Pforzheim
Landkreis Ravensburg
Landeshauptstadt Stuttgart
Landkreis Tuttlingen
Landkreis Waldshut

Bayern

Landkreis Ansbach
Stadt Erlangen
Landkreis Ginzburg
Stadt Ingolstadt
Stadt Kaufbeuren
Landkreis Miesbach
Landkreis Miinchen
Landkreis Oberallgdu
Stadt Schweinfurt
Landkreis Wiirzburg

Brandenburg

Landkreis Havelland

Landkreis Oberhavel
Landkreis Oder-Spree
Landkreis Ostprignitz-Ruppin
Landkreis Potsdam-Mittelmark
Landkreis Spree-NeiRe
Landkreis Uckermark

Hessen

Kreis BergstraRe

Landkreis Darmstadt-Dieburg
Landkreis Fulda

Kreis GroR-Gerau

Landkreis Hersfeld-Rotenburg
Hochtaunuskreis
Lahn-Dill-Kreis
Main-Kinzig-Kreis
Main-Taunus-Kreis

Landkreis Marburg-Biedenkopf
Odenwaldkreis

Kreis Offenbach

Stadt Offenbach am Main
Rheingau-Taunus-Kreis
Vogelsbergkreis
Landeshauptstadt Wiesbaden

Mecklenburg-

Vorpommern

Landkreis Mecklenburgische Seenplatte’)
Landkreis Vorpommern-Greifswald
Landkreis Vorpommern-Riigen?

Niedersachsen

Landkreis Ammerland
Landkreis Aurich

Landkreis Emsland

Landkreis Friesland

Landkreis Gottingen

Landkreis Grafschaft Bentheim
Landkreis Leer

Landkreis Oldenburg
Landkreis Osnabriick
Landkreis Osterholz

Landkreis Osterode am Harz
Landkreis Peine

Landkreis Rotenburg (Wiimme)
Landkreis Schaumburg
Landkreis Heidekreis?)
Landkreis Verden

Landkreis Wittmund

Nordrhein-Westfalen
Kreis Borken

Kreis Coesfeld

Kreis Diiren
Ennepe-Ruhr-Kreis
Stadt Essen

Kreis Giitersloh

Stadt Hamm
Hochsauerlandkreis
Kreis Kleve

Kreis Lippe

Kreis Minden-Liibbecke
Stadt Miilheim a. d. Ruhr
Stadt Miinster

Kreis Recklinghausen
Kreis Steinfurt

Stadt Solingen

Kreis Warendorf

Stadt Wuppertal

Rheinland-Pfalz
Landkreis Kusel

Landkreis Mainz-Bingen
Landkreis Mayen-Koblenz
Landkreis Sidwestpfalz
Landkreis Vulkaneifel

Saarland

Landkreis Saarlouis
Saarpfalz-Kreis
Landkreis St. Wendel

Sachsen?

Landkreis Bautzen
Erzgebirgskreis
Landkreis Gorlitz
Landkreis Leipzig
Landkreis MeiBen
Landkreis Mittelsachsen

Sachsen-Anhalt
Altmarkkreis Salzwedel
Landkreis Anhalt-Bitterfeld
Burgenlandkreis
Landkreis Harz

Saalekreis

Salzlandkreis

Schleswig-Holstein
Kreis Nordfriesland
Kreis Schleswig-Flensburg

Thiringen

Landkreis Greiz

Landkreis Eichsfeld

StadtJena

Landkreis Schmalkalden-Meiningen

1) bis 4): Anderungen ab dem

1.Januar2013:

1) bis dahin Landkreis Mecklenburg-Strelitz
(Anpassung an Kreisgebietsreform)

2) bis dahin Landkreis Ostvorpommern
(Anpassung an Kreisgebietsreform)

3) bis dahin Landkreis Soltau-Fallingbostel
(Namensanderung)

4) Widerruf der Zulassung des Landkreis
Mittelsachsen fiir das Gebiet des
ehemaligen Landkreis Débeln zum
11.2013
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Bekomme ich Arbeitslosengeld Il, wenn mein Arbeitslosengeld
nicht zum Lebensunterhalt reicht?

Ja, wenn Sie trotz Anspruches auf das Arbeitslosengeld noch hilfebedirftig sind
-in diesem Fall kénnen Sie ergdnzende Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-

haltes als aufstockendes Arbeitslosengeld Il beantragen.

>>§9SGBII

Was passiert, wenn das Arbeitslosengeld endet?
Wenn Ihr Anspruch auf das Arbeitslosengeld ausléuft, ohne dass Sie eine neue
Arbeit gefunden haben, erhalten Sie, wenn Sie hilfebediirftig sind, Leistungen der
Grundsicherung fiir Arbeitsuchende, das Arbeitslosengeld II.

Muss ich alle sechs Monate einen neuen Antrag stellen?

Grundsétzlich ja. Wenn aber keine Verdnderung in Ihren Verhéltnissen zu
erwarten ist, kann die Frist verlingert werden. Das ist der Fall bei

m  Beziehernvon Leistungen nach § 65 Absatz 4 SGB II
(sog. .,.58er-Regelung®),

m  Beziehern, bei denen kein Einkommen angerechnet wird,
m  dlteren Arbeitsuchenden in Arbeitsgelegenheiten und

m Leistungsbeziehern, denen die Arbeitsaufnahme auf absehbare Zeit nicht
zumutbar ist (u. a. bei Pflege von Angehorigen).
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Bei Jugendlichen unter 25 Jahren kommt eine Verldngerung nur in Ausnahme-
fallen in Betracht.

>>§41SGBII

Mein Antrag wurde abgelehnt. Kann ich Widerspruch einlegen?

Ja, gegen den Bescheid ist Widerspruch mdéglich. Wo und innerhalb welcher Frist
steht auf Ihrem Bescheid. Bei Ablehnung des Widerspruchs kénnen Sie vor dem
Sozialgericht klagen.

>> §§ 83 If. Sozialgerichtsgesetz

Habe ich Anspruch darauf, dass mein minderjahriges Kind
betreut wird?

Einen Anspruch haben Sie nicht. Ihr personlicher Ansprechpartner kann Ihnen aber
bei der Suche nach einer Betreuung fiir Ihr Kind helfen. Die zugelassenen kommu-
nalen Tréger sollen darauf einwirken, dass erwerbsfdhigen Erziehenden vorrangig
ein Platz zur Tagesbetreuung des Kindes angeboten wird.

>>§10SGBII

Ich beziehe Arbeitslosengeld Il. Kann ich in Urlaub fahren?

Grundsatzlich gilt: Wer sich ohne Zustimmung seines personlichen Ansprechpartners
auBerhalb des zeit- und ortsnahen Bereichs seines Wohnortes aufhélt, hat keinen
Anspruch mehr auf Leistungen nach dem SGB II.
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Mitvorheriger Zustimmung ist jedoch eine Abwesenheit von drei Wochen im Jahr
moglich. Die personlichen Ansprechpartner priifen, ob die Genehmigung der
beruflichen Eingliederung entgegensteht oder ob Leistungsmissbrauch droht.

Zusatzlich zu den drei Wochen kann der persénliche Ansprechpartner in Einzel-
féllen einer Ortsabwesenheit fiir drei weitere Wochen zustimmen. In diesen Fillen
wird Arbeitslosengeld II aber nur in den ersten drei Wochen der Abwesenheit
gezahlt.

Auch eine langere Abwesenheit ist mit Genehmigung maoglich: Wer bis zu sechs
Wochen abwesend ist, bekommt aber nur fiir die ersten drei Wochen der Abwesen-
heit Arbeitslosengeld II. Wer lénger als sechs Wochen weg sein will, muss in dieser
Zeit auf sein Arbeitslosengeld Il verzichten.

Wer von der Moglichkeit des ,,Leistungsbezugs unter den erleichterten Voraussetz-
ungen“ Gebrauch macht, (Siehe Frage 5: Muss ich alle sechs Monate einen neuen
Antrag stellen?) kann von seinem personlichen Ansprechpartner eine Abwesenheit
von bis zu 17 Wochen im Kalenderjahr mit Leistungsfortzahlung genehmigt bekom-
men.

Wer wegen eines Vorstellungs-, Beratungs- oder sonstigen Termins zur Arbeitsuche
verreisen muss, bekommt das Arbeitslosengeld Il natiirlich weiter gezahlt.

>>§7Absatz 4a SGB1I

Kann ich als Student Arbeitslosengeld Il bekommen?

Nein. Auszubildende, deren Ausbildung im Rahmen des Bundesausbildungsférde-
rungsgesetzes (BAf6G) dem Grunde nach férderungsféhig ist (z. B. Studierende an
einer Hochschule), haben keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld Il aus der Grund -
sicherung fiir Arbeitsuchende. Das ist unabhéngig davon, ob tatsichlich Leistungen
nach dem BAf6G gewédhrt werden oder nicht.
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Nur in besonderen Hértefédllen konnen dem Auszubildenden Leistungen als
Darlehen gewdahrt werden. Allerdings kdnnen in bestimmten Lebenssituationen
ergdanzende Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts erforderlich sein, wenn
die Studierenden die Bedarfe nicht durch zu bertiicksichtigendes Einkommen und
Vermoégen decken kénnen. Im Rahmen des SGB II sind ergédnzende Leistungen bei
Schwangerschaft, Alleinerziehung, bei aus gesundheitlichen Griinden erforder-
licher kostenaufwéndiger Erndhrung sowie fiir unabweisbare, laufende, nicht nur
einmalige besondere Bedarfe moglich. Zudem kénnen einmalige Leistungen zur
Erstausstattung bei Schwangerschaft und Geburt in Betracht kommen. Diese Leis-
tungen sind beim JobCenter zu beantragen.

Dartiber hinaus gibt es die Mdglichkeit der Bewilligung eines kommunalen
Zuschusses zu den Kosten der Unterkunft und Heizung. Das ist moglich, wenn Sie
als Student noch bei Ihren Eltern wohnen und Ihr Wohnkostenanteil nicht beim
Arbeitslosengeld II fiir Ihre Eltern berticksichtigt wird. Jedoch miissen Sie in diesen
Féllen zuerst Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz beantragen. Erst wenn das
abgelehnt ist, kommt ein Zuschuss in Frage.

>>sowie § 27 Absatz 2 und 3 SGB 11

Haben Menschen, die in stationdren Einrichtungen oder
in Haftanstalten untergebracht sind, Anspruch auf
Arbeitslosengeld 11?

Nein, wer in stationdren Einrichtungen untergebracht ist, ist vom Leistungsbezug
nach dem SGB II grundsétzlich ausgeschlossen. Ausnahmen gelten aber fiir Personen,
die voraussichtlich fiir weniger als 6 Monate in einem Krankenhaus oder in einer
Einrichtung der medizinischen Rehabilitation untergebracht sind sowie fiir Perso -
nen, die in stationdren Einrichtungen untergebracht und unter den tiblichen Bedin-
gungen des allgemeinen Arbeitsmarkts mindestens 15 Stunden die Woche erwerbs -
tétig sind.

>>§7Absatz 4 SGB 11
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Wer ist fiir Obdachlose zustdandig?

Ist bei einem Obdachlosen ein gewodhnlicher Aufenthaltsort nicht feststellbar, da
nichtvorhanden, wird die Zustdndigkeit im Zweifel am tatsdchlichen Aufenthalts-
ortbestimmt. Denn auch Obdachlose sollen die Méglichkeit haben, sich in den
Arbeitsmarkt einzugliedern, ihre personliche Situation zu stabilisieren und letztlich
auch wieder sesshaft zu werden. Es soll vermieden werden, dass Menschen allein
auf Grund ihrer atypischen Lebensgewohnheiten von einer Férderung ausgeschlossen
werden.

>>§36SGBII

Wie kénnen die Jobcenter meine Angaben iiberpriifen?

Im Wege des automatisierten Datenabgleichs werden die Daten aller Leistungs-
berechtigten quartalsweise daraufhin abgeglichen, ob parallel zum Leistungs-
bezug andere Einkiinfte, z.B. aus einer Beschéftigung, erzielt werden.

Die Jobcenter kdnnen anlassbezogen unter anderem Ihre Daten an das Kraftfahrt-
Bundesamt tibermitteln, um den KFZ-Halter zu ermitteln. So kann z.B. die Ange -
messenheit des genutzten Kraftfahrzeuges beurteilt werden. Weiter werden Uber-
priifungen von Meldedaten ermdglicht. Dies kann u. a. wichtig sein zur Beurteilung
der Frage des standigen Wohnsitzes des Leistungsbeziehers und seiner Bedarfsge -
meinschaft. Die Bundesagentur fiir Arbeit fithrt Telefonaktionen zu bestimmten
Themenschwerpunkten durch, z. B. zur Statuskldrung der Betroffenen und zur
Uberpriifung der Leistungsvoraussetzungen. Dritte (z.B. Banken, Versicherungen,
Arbeitgeber) sind gegeniiber dem Jobcenter auskunftsverpflichtet.

Alle Jobcenter sollen auBBerdem einen Aulendienst zur Bekdmpfung von Leistungs-
missbrauch einrichten. Dieser kann Auskiinfte jeder Art einholen, Beteiligte anhéren,

Zeugen und Sachverstdndige vernehmen.

>>z.B.:§§6,52,52a und 56ff. SGBII
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Bedarfsgemeinschaften

Bedarfsgemeinschaft

= Erwachsene/r Antragstellerfin
» Partner/in [ Ehegatten | Lebenspartner
= Kinder bis zur Vollendung

des 25. Lebensjahres

Zur Bedarfsgemeinschaft gehoren in der Regel (Ehe-)Partner und ihre unverhei-
rateten Kinder, wenn sie das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und mit
den Eltern unter einem Dach wohnen.

* DerBedarfdieser Gemeinschaft ermittelt sich aus

— derSumme der Regelbedarfe der Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft

- pluseventueller Mehrbedarfe,

- plusKosten der Unterkunft und Heizung,

- plusBedarfzu Bildung und Teilhabe.

- Dabeiwird das Einkommen und Vermdgen des Antragstellers sowie das der
Partnerin oder des Partners beriicksichtigt, soweit es die Freibetrage tiber-
steigt. Das Einkommen und Vermdgen der Kinder wird nur firihren eigenen
Bedarf, jedoch nicht fiir den Bedarf der Eltern beriicksichtigt.

* Beidenunverheirateten Kindern, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben wird jedoch bei der Feststellung des Bedarfs neben dem eigenen Ein-
kommen und Vermdégen auch das der Eltern beriicksichtigt. Ausnahme: Das
Kind ist schwanger oder erzieht selbst ein Kind unter sechs Jahren.

* Dieangemessenen Kosten der Unterkunft und Heizung werden fiir die ge-
samte Bedarfsgemeinschaft ibernommen.

Dabei werden die Leistungsanspriiche auch innerhalb der Bedarfsgemeinschaft
jeweils separat berechnet.
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Ich habe ALG Il beantragt, meine Frau ist nicht berufstatig.
Muss sie sich auch um Arbeit kimmern, wenn ich ALG Il
bekomme?

Alle Mitglieder einer Bedarfsgemeinschaft miissen dazu beitragen, die Hilfebediirftig -
keit zu beenden, Ihre Frau ist also verpflichtet, sich ebenfalls um Arbeit zu bemiihen,
wenn Sie - und damit auch Ihre Frau - Arbeitslosengeld Il bekommen. Sie muss
jedes zumutbare Job-Angebot annehmen. Einen eigenen Antrag auf Arbeitslosen-
geld Il muss Ihre Frau aber nicht stellen, denn als Antragsteller vertreten Sie die
gesamte Bedarfsgemeinschaft.

>>§2SGBII

Meine 16-jahrige Tochter geht noch zur Schule. Erhalt sie
Arbeitslosengeld Il oder Sozialgeld?

Wenn Sie selbst oder Ihre Partnerin/Ihr Partner Arbeitslosengeld I erhalten, gibt es
drei Moglichkeiten.

= Wenn Ihre Tochter bei Ihnen wohnt und hilfebediirftig ist, kann Sie Arbeits-
losengeld Il bekommen. Denn Kinder ab dem 15. Geburtstag gelten in der Regel
als ,erwerbsfahig®, auch wenn sie noch zur Schule gehen.

m LebtIhre Tochterin einem eigenen Haushalt und hat Anspruch auf Schiiler-
BAIOG (§ 2 Absatz 1a BA{6G) oder Berufsausbildungsbeihilfe (§ 64 SGBI1I),
bekommt sie kein Arbeitslosengeld II.

m LebtIhre Tochter in einem eigenen Haushalt, hat aber keinen Anspruch auf
Schiler-BAf6G oder auf Berufsausbildungsbeihilfe, wére ein Anspruch auf

Arbeitslosengeld I nicht ausgeschlossen (§ 7 Absatz 6 SGBII).

>>§7SGBII
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Ich wohne bei meinen Eltern und erhalte Lehrgeld. Hat
das Einfluss auf den Anspruch meiner Eltern auf Arbeits-
losengeld 11?

In der Regel nicht. Die Ausbildungsvergiitung wird erst einmal nur auf Ihren eigenen
Bedarf angerechnet.

Wenn Ihre Einnahmen niedriger sind als Ihr gesetzlicher Bedarf (Regelbedarf plus
anteilige Kosten der Unterkunft und Heizung plus ggf. Mehrbedarf) und Sie noch
zuhause wohnen, kénnen Sie ergdnzendes Arbeitslosengeld Il beantragen. Wenn
Sie das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, bilden Sie mit Ihren Eltern eine
Bedarfsgemeinschaft.

Sofern Ihre Einnahmen Ihren eigenen Bedarf iibersteigen, kann maximal der Teil
des Kindergeldes auf das Arbeitslosengeld Il Ihrer Eltern angerechnet werden, der
nicht zur Sicherung Ihres eigenen Bedarfs erforderlich ist. Wenn Sie das 25. Lebens-
jahrvollendet haben, bilden Sie mit Ihren Eltern eine Haushaltsgemeinschaft. In
diesem Fall wird Ihre Leistungsfdhigkeit unter Berticksichtigung besonderer Ma8-
gaben gepriift (siehe Grafik Unterstiitzung in der Haushaltsgemeinschaft). Meistens
sind Ausbildungsvergiitungen aber nicht so hoch, dass eine Anrechnung stattfindet.

>> Haushaltsgemeinschaft

Was gilt fir Jugendliche unter 25 Jahren, die noch im Haushalt
der Eltern wohnen?

Volljahrige Arbeitslosengeld II-Bezieher unter 25 Jahren bilden mit ihren Eltern
und jingeren Geschwistern eine Bedarfsgemeinschaft. Daraus folgt, dass fur die
Berechnung der Hohe des Arbeitslosengeldes II der ma3gebende Regelbedarf ein-
schlieBlich der anteiligen Bedarfe fiir Unterkunft und Heizung in der gemeinsamen
Wohnung mit den Eltern und Geschwistern in Ansatz gebracht werden.
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Meine 24-jéahrige, berufstdatige Tochter wohnt bei mir.
Wird bei der Berechnung meines Arbeitslosengeldes Il
ihr Einkommen und Vermégen beriicksichtigt?

Das kommt auf die Hohe des Einkommens Ihrer Tochter an.

Kann Ihre Tochter ihren eigenen Bedarf (Regelbedarf und anteilige Kosten der
Unterkunft und Heizung) auch unter Berticksichtigung von Absetzbetrédgen aus
ihrem eigenen Einkommen und Vermogen decken, wird das Einkommen Ihrer
Tochter grundsétzlich nicht mehr bei Ihrem Arbeitslosengeld II berticksichtigt. Nur
bei einem hohen Einkommen kann eine Anrechnung bis zur Héhe des Kindergeldes
aufIhr Arbeitslosengeld Il in Frage kommen.

Verdient Ihre Tochter aber so wenig, dass sie beide weiterhin auf (ergénzendes)
Arbeitslosengeld Il angewiesen sind (das geht bis zu dem 25. Geburtstag Ihrer
Tochter), wird ihr Einkommen aus Erwerbstétigkeit unter Beriicksichtigung von
Freibetrdgen und der zur Berufausiibung notwendigen Aufwendungen lediglich
bei ihr beriicksichtigt. Sie erhalten dann Arbeitslosengeld II, ohne Berticksichti-
gung von Einkommen ihrer Tochter.

Aus dem Bewilligungsbescheid kénnen Sie dann sehen, wie hoch die auf die einzel-
nen Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft entfallenden Leistungen sind. Dabei wer-
den Sie erkennen, dass das Einkommen Ihrer Tochter aufgrund der Freibetrdge zu
einem hoheren Haushaltseinkommen und damit zu einer Besserstellung fihrt.

>> Haushaltsgemeinschaft
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Haushaltsgemeinschaft

= Antragsteller Bedarfsgemeinschaft

s Erwachsene Kinder
ab dem 25. Lebensjahr

= Andere Verwandte

= Andere Mitbewohner, wenn sie mit dem
Antragsteller gemeinsam wirtschaften

Die Kosten der Unterkunft werden durch die Gemeinschaftsmitglieder geteilt.
Der Antragsteller bekommt nur den auf ihn entfallenden Anteil als Kosten der
Unterkunft erstattet.

* Verwandte und Verschwégerte (mit denen man keine Bedarfsgemein -
schaft bilden kann):

Es wird vermutet, dass sie finanzielle Unterstiitzung leisten, wenn dies nach
ihrem Einkommen und Vermdgen erwartet werden kann.

Dabei gelten aberim Verhaltnis zu Mitgliedern einer Bedarfsgemeinschaft
wesentlich héhere Selbstbehalte.

Die Vermutung kann durch Erklarung widerlegt werden.

* Andere Mitbewohner:

Das Einkommen und Vermdgen anderer Mitbewohner (Freunde, Bekannte)
wird nicht beriicksichtigt.
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Unterstiitzung in der
Haushaltsgemeinschaft

s Zwei-Personen-Haushalt
(ein Arbeitslosengeld II-Empfanger,
= eine erwerbstitige Verwandte),
Miete + Heizung 450 €

Zwei Geschwister wohnen zusammen in einer Wohnung. Die Miete (einschlielich
Heizkosten und Kaltwasser etc.) betragt 450 Euro. Der Bruder bezieht Arbeitslosen-
geld II. Die Schwester verdient zirka 2.000 Euro brutto.

Unter Abzug der Steuern (Lohnsteuerklasse I) und der Beitréage zu Pflichtversiche-
rungen, verschiedenen angemessenen Versicherungen und Werbungskosten sind
dies etwa 1.350 Euro netto. Die vermutete Unterstiitzungsleistung der Schwester
wird wie folgt berechnet:

Zu beriicksichtigendes Einkommen (netto) 1.350,00 €

Eigenbedarf der Schwester (Selbstbehalt)

Doppelter Regelbedarf (gem. SGBII) - 764,00 €
Unterkunft und Heizung (anteilig) - 225,00 €
Freibetrag bei Erwerbseinkommen - 300,00 €
Restbetrag + 61,00 €
Unterstiitzungsbetrag (50 %) 30,50 €

Es wird - widerlegbar - vermutet, dass die Schwester mit diesem Betrag ihren
Bruder unterstiitzt. Um diesen Betrag wird das Arbeitslosengeld II des Bruders ver-
mindert. Diese Vermutung kann aber widerlegt werden: Wenn der Bruder nach-
weist, dass er von seiner Schwester nicht unterstiitzt wird, findet eine Anrechnung
nicht statt.
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Wird das Einkommen meines Ehepartners auf mein
Arbeitslosengeld Il angerechnet?

Ja, denn Arbeitslosengeld Il und Sozialgeld sind als bedarfsorientierte und bediirf-
tigkeitsabhéngige Sozialleistungen ausgestaltet, die erst gezahlt werden, wenn der
Lebensunterhalt nicht auf andere Weise gesichert werden kann. Daher werden das
eigene Einkommen und das des Partners bei der Bedarfsermittlung berticksichtigt.
Allerdings werden vom Einkommen vorab verschiedene Betrdge von der Anrech-
nung auf das Arbeitslosengeld II freigelassen. Damit wird sichergestellt, dass die-
jenigen, die Einkommen aus Erwerbstétigkeit erzielen mehr finanzielle Mittel zur
Verfiigung haben, als Personen, die allein durch Arbeitslosengeld Il ihren Lebens-
unterhalt decken.

>>89Absatz 2SGBII
Ich lebe mit meiner Partnerin/meinem Partner ohne
Trauschein zusammen. Wird ihr/sein Einkommen auf

mein Arbeitslosengeld Il angerechnet?

Ja, wenn Sie mit Ihrem Partner/Ihrer Partnerin in einem gemeinsamen Haushalt
zusammen wohnen und

= ldngerals ein Jahr zusammenleben oder

» miteinem gemeinsamen Kind zusammenleben oder

»  Kinder oder Angehorige im Haushalt versorgen oder

m  befugtsind, iber Einkommen oder Vermégen des anderen zu verfiigen,

wird von Gesetzes wegen vermutet, dass sie eine Verantwortungs- und Einstands-
gemeinschaft bilden.
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Dabei spielt es keine Rolle, ob es sich um eine Partnerschaft zwischen Mann und
Frau oder eines gleichgeschlechtlichen Paares handelt.

Diese gesetzliche Vermutung kann im Einzelfall von Thnen durch Vorlage entspre-
chender Nachweise widerlegt werden. Eine bloe Behauptung, dass die Partner-
schaft nicht auf Dauer angelegtist und beide in Notféllen nicht fiireinander einste-
hen und kein wechselseitiger Wille besteht, Verantwortung fiireinander zu tragen,
reichtnicht aus. Was ein angemessener und ausreichender Nachweis ist, muss
immer im Einzelfall gepriift werden.

>>§7Absatz 3 Nummer 3cund § 9 Absatz 2 SGB II

Ich lebe mit einer Partnerin und ihren Kindern aus erster Ehe
zusammen. Muss ich auch fiir diese Kinder aufkommen, wenn
meine Partnerin Arbeitslosengeld Il beantragt?

Ja. Beider Festsetzung der Leistung fiir eine Bedarfsgemeinschaft mit Kindern wird
auch das Einkommen und Vermdégen des Partners berticksichtigt, auch wenn die
Kinder nicht dessen leibliche Kinder sind. Diese Einkommensanrechnung stellt
sicher, dass verheiratete Partner gegeniiber unverheirateten Partnern nicht schlech-
ter gestellt werden.

>>§ 9 Absatz 2 Satz 2 SGB 11

Meine Eltern bekommen Arbeitslosengeld Il. Muss ich fiir sie
aufkommen?
Ob Sie Ihren Eltern Unterhalt zahlen miissen, richtet sich grundséatzlich nach dem
Biirgerlichen Gesetzbuch. Die Jobcenter ziehen Sie nicht zu Unterhaltszahlungen
fur Ihre Eltern heran, es sei denn, Ihre Eltern haben den Unterhaltsanspruch gegen
Sie bereits geltend gemacht.

>>Frage 15 ,,Ich wohne bei meinen Eltern und erhalte Lehrgeld. Hat das Einfluss auf den
Anspruch meiner Eltern auf Arbeitslosengeld 11?7
>>§33SGBII
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Einkommen | Vermogen

Sollte ich wenigstens eine geringfiigige Beschaftigung aus-
iiben, wenn ich Arbeitslosengeld Il beziehe?

Ja, schlieBlich sollen Sie als erwerbsfédhige leistungsberechtigte Person alle Moglich-
keiten ausschopfen, die Hilfebedirftigkeit zu verringern oder zu beenden. Hierbei
sind die Regelungen zur Berticksichtigung von Erwerbseinkommen in der Grund-
sicherung fiir Arbeitsuchende so ausgestaltet, dass sie einen Anreiz zur Arbeits-
aufnahme und Deckung des Bedarfs aus eigenem Einkommen setzen.

Wie wird das Einkommen aus einer Erwerbstatigkeit auf das
Arbeitslosengeld Il angerechnet?

Grundsatzlich gilt: Die ersten 100 Euro sind immer anrechnungsirei.

AuBlerdem wird fiir Erwerbstétige ein Freibetrag bei Erwerbstétigkeit abgesetzt.
Uber 100 Euro monatlich hinausgehendes Bruttoeinkommen bis 1000 Euro monat-
lich ist zu 20 Prozent anrechnungsfrei. Weiteres Bruttoeinkommen bis 1.200 Euro
monatlich wird noch zu 10 Prozent anrechnungsirei gestellt. Fiir Beschéftigte mit
Kindern betrégt die Grenze 1.500 Euro.

Daraus ergeben sich zum Beispiel folgende Freibetrédge:

Bruttoverdienst anrechnungsfreier Betrag
100 Euro 100 Euro
200 Euro 120 Euro
400 Euro 160 Euro
800 Euro 240 Euro
1.000 Euro 280 Euro
1.200 Euro 300 Euro

1.500 Euro (mit Kind) 330 Euro
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Zusatzlich konnen bei Erwerbseinkommen tiber 400 Euro nach § 11b Absatz 2 SGB II
weitere Betrdge abgesetzt werden, wenn die notwendigen Aufwendungen fir die
Erwerbstétigkeit 100 Euro iibersteigen. Durch die Arbeitslosengeld II Verordnung
(AlgllV) werden einige der Absetzbetrédge, z. B. Fahrtkosten zur Arbeitsstétte pau-
schaliert.

Demnach sind vom Einkommen absetzbar:

m die aufdas Einkommen entrichteten Steuern und Pflichtbeitrdge zur Sozial-
versicherung in voller Hohe,

s dieBeitrdge zu gesetzlich vorgeschriebenen 6ffentlichen oder privaten
Versicherungen (z.B. Kfz-Haftpflichtversicherung) in Héhe der tatsachlichen
Aufwendungen,

» dieBeitridge zu 6ffentlichen oder privaten Versicherungen, die zwar nicht
gesetzlich vorgeschrieben, aber nach Grund und Hohe angemessen sind
(Pauschbetrag von 30 Euro monatlich),

= geforderte Altersvorsorgebeitrage (Beitréage zur ,Riester-Rente“) nach § 82 des
Einkommensteuergesetzes, soweit sie den Mindesteigenbetrag nach § 86 des
Einkommensteuergesetzes nicht iiberschreiten sowie

m diemitder Erzielung des Einkommens verbundenen notwendigen Ausgaben
("Werbungskosten"). Hierfur ist monatlich pauschal ein Betrag von 15,33 Euro
(ein Sechzigstel der steuerrechtlichen Werbungskostenpauschale) absetzbar.
Hohere Ausgaben konnen auf Nachweis berticksichtigt werden. Zusétzlich sind
die Fahrtkosten fiir 6ffentliche Verkehrsmittel absetzbar. Beim eigenen Auto/
Motorrad ist ein Betrag in Héhe von 0,20 Euro fiir jeden Entfernungskilometer
der kiirzesten Verbindung absetzbar. Das gilt nicht, wenn Bus oder Bahn deut-
lich billiger sind.

>>§11b SGBII
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Anstieg des Haushaltseinkommens durch Erwerbseinkommen

Beispiel fur ALG IlI-Empfanger/in mit eigenem Kfz, einfache Fahrstrecke zur Arbeit

10 km, 10 Arbeitstage im Monat.

Bruttoeinkommen in Euro 165 400 800
Nettoeinkommen 165 400 6331
(nach Steuern und Sozialabgaben)

Grundfreibetrag -100 -100 -1002)
Freibetrag bei Erwerbstatigkeit -13 -60 -140
Unterhaltsverpflichtungen 0 0 0
Um diesen Betrag sinkt der Bedarf 52 240 393
anALG I

(zu berticksichtigendes Einkommen)

Um so viel Euro steigt das Haushalts- 113 160 240

einkommen

1) Beispiel fiir Lohnsteuerklasse | oder IV.

2) Wenn die tatséchlichen Ausgaben z. B. fiir KfZ- oder Werbungskosten den Grundfreibetrag
von 100 Euro tbersteigen, konnen diese Kosten bei Einkommen oberhalb von 400 Euro in

tatsachlicher Hohe berticksichtigt werden.
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Gelten die Freibetrage fiir alle Einkommensarten?

Nein, bei Einnahmen, die nicht aus Erwerbstétigkeit stammen (zum Beispiel Zinsen
oder Renten), gilt der Grundireibetrag nicht. In diesen Féllen wird aber der Abzug
von Versicherungsbeitragen und Beitrédgen zur Riester-Rente wie unter Frage 23
beschrieben vorgenommen.

>>§11b SGBII

Darf ich mein Auto behalten, wenn ich Arbeitslosengeld Il
beziehe?

Ein Auto oder Motorrad ist fiir viele Arbeitnehmer unverzichtbar, um ihren Arbeits-
ort zu erreichen. Daher wird ein angemessenes Kraftfahrzeug fiir jeden erwerbs-
fahigen Leistungsberechtigten nicht als Vermdgen beriicksichtigt. Zur Priifung der
Angemessenheit ziehen die Trédger der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende unter
anderem die GroB3e der Bedarfsgemeinschaft heran, die Anzahl der Kfz in der
Gemeinschaft und den Zeitpunkt des Erwerbs.

Autos, deren Verkauf weniger als 7.500 Euro einbréchte, gelten von vornherein als
angemessen.

>>§ 12 Absatz 3 Nummer 2 SGB 11

Gelten Unterhaltszahlungen, die ich bekomme, als
Einkommen?

Ja, die Zahlungen werden als Einkommen angerechnet. Wenn minderjahrige

Kinder Unterhaltszahlungen eines Elternteils erhalten, werden diese aber nur bei
dem Bedarf des Kindes beriicksichtigt. Sofern aufgrund von Unterhaltszahlungen
das Kindergeld nicht in vollem Umfang fiir die Bedarfsdeckung des Kindes einge-
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setzt werden muss, wird der tibersteigende Betrag beim kindergeldberechtigten
Elternteil als Einkommen anspruchsmindernd auf das Arbeitslosengeld Il ange-
rechnet.

>>§§7,9und11SGBII

Gilt Kindergeld als Einkommen?

Kindergeld gilt als Einkommen des Kindes und wird in die Berechnung seines
Arbeitslosengeldes Il bzw. Sozialgeldes einbezogen.

Deshalb bekommen die Kinder von Arbeitslosengeld I Beziehern aber nicht weniger
staatliche Leistungen. Die ma3gebenden Regelbedarfe kénnen der Tabelle auf
Seite 72 entnommen werden.

Kindergeld fiir volljahrige Kinder wird bei den Eltern nicht als Einkommen einge-
rechnet, wenn das Kind nicht mehr i Haushalt lebt, und das Geld nachweislich an
das Kind weitergeleitet wird.

>>§11Absatz1SGB I, § 1 Absatz 1 Nummer 8 Alg II-V

Wird Pflegegeld fiir ein Pflegekind als Einkommen angerechnet?

Das Pflegegeld nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) wird bei Vollzeit-
pilege und bei Tagespflege gezahlt.

Die Vergiitung der Pflegepersonen setzt sich bei der Vollzeitpflege aus dem Entgelt
fur tatsachliche Ausgaben fiir das Kind (Aufwendungsersatz) und einem angemes-
senen Betrag zur Anerkennung des erzieherischen Einsatzes zusammen. Der Teil
des Pflegegeldes, der als Betrag zur Anerkennung des erzieherischen Einsatzes
gezahlt wird, belduft sich derzeit nach den Empfehlungen des Deutschen Vereins
fir 6ffentliche und private Fiirsorge auf 222 Euro pro Kind und Monat.
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Der Aufwendungsersatz stellt kein zu bertcksichtigendes Einkommen der Pflege-
person dar. Auch der Anerkennungsbetrag fiir den erzieherischen Einsatz ist fiir das
erste und zweite Pflegekind nicht anzurechnen. Fiir das dritte Pflegekind sind

75 Prozent des Anerkennungsbetrags, fiir das vierte Pflegekind und weitere Pflege-
kinder ist der volle Anerkennungsbetrag zu berticksichtigen, wobei Absetzbetréage
(z. B. fiir Werbungskosten und Versicherungsbeitrédge) geltend gemacht werden
kénnen.

>> siehe Frage 23

Zudem zahlt das Kindergeld, das die Pflegeeltern fiir das Pflegekind/die Pflegekin-
der bei der Vollzeitpflege erhalten, bei den Pflegeeltern als Einkommen. Da das Kin-
dergeld bereits teilweise auf das Pflegegeld angerechnet wurde, ist die Berticksich-
tigung als Einkommen nur in dem noch verbleibenden Umfang vorzunehmen.
Konkret bedeutet dies, dass als Einkommen berticksichtigt werden:

1. 92Euro (fiir das erste Pflegekind, wenn das Pflegekind das élteste Kind der
Pflegefamilie ist),

2. 138 Euro Euro fur das zweite Pflegekind,

3. 144 Euro fiir das dritte Pflegekind und

4. 159 Euro fiir das vierte Pflegekind und weitere Pflegekinder.

Leistungen nach dem SGB VIII fir die Tagespflege sind seit 1. Januar 2012 als Ein-
kommen aus selbstindiger Arbeit zu beriicksichtigen. Das bedeutet, dass der Uber-
schuss der Einnahmen iiber die notwendigen Ausgaben einer Tagespflegeperson
als Einkommen berticksichtigt wird. Auerdem wird der Freibetrag bei Erwerbs-

tatigkeit abgezogen.

>>§11a Absatz 3 SGB Il und § 39 Absatz 6 SGB VIII
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Wird meine Rente auf das Arbeitslosengeld Il angerechnet?

Wenn Sie eine Altersrente beziehen, haben Sie keinen Anspruch auf Arbeitslosen-
geld II. Das gilt auch, wenn Sie eine vorgezogene Altersrente bekommen. Reicht die
Rente selbst fiir Ihren Lebensunterhalt nicht aus, konnen Sie Sozialhilfe beantragen.

Beianderen Renten handelt es sich grundsétzlich um Einkommen, das auf das
Arbeitslosengeld Il angerechnet wird. Allerdings gibt es Ausnahmen: Die Grund-
rente nach dem Bundesversorgungsgesetz ist anrechnungsirei. Ebenso wird die
Rente oder Beihilfe, die nach dem Bundesentschéddigungsgesetz erbracht wird, bis
zur Hohe der vergleichbaren Grundrente nicht angerechnet. Ubersteigt die Rente
den gesetzlichen Bedarf des Rentners, wird der iibersteigende Teil beim Arbeits-
losengeld Il fiir den Partner oder die Kinder des Rentners berticksichtigt.

>>§11SGBII

Ich habe Anrecht auf eine Betriebsrente. Spielt das bei
meinem Antrag auf Arbeitslosengeld Il eine Rolle?

Betriebliche Altersversorgungen bleiben bei der Vermégensanrechnung auf3er
Betracht, wenn sie ausschlieBlich arbeitgeberfinanziert sind und ein Zugriff auf
diese vor Eintritt des Versorgungsfalles ausgeschlossen ist (§ 2 BetrAVG). Bei betrieb-
lichen Altersversorgungen, die mischfinanziert oder allein durch den Arbeitnehmer
finanziert sind, muss fiir den arbeitnehmerfinanzierten Anteil im Einzelfall gepriift
werden, ob er zu Geld gemacht werden kann. Dabei kommt es auf die konkrete
Vertragsgestaltung (Bezugsrechte, Anspriiche, Beleihbarkeit) und den gewéhlten
Durchfiihrungsweg an (Direktzusage, Unterstiitzungskasse, Direktversicherung,
Pensionskasse, Pensionsfonds). Zu beachten sind bei beiden Varianten jedoch die
Verwertungsmaoglichkeiten nach Beendigung des Arbeitsverhdltnisses (§ 1b BetrAVG).

>>§12 Absatz1SGBII
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Welche Vermoégensfreibetridge gelten jetzt?

Die Schongrenze fiir das Altersvorsorgevermoégen auBBerhalb der Riester-Rente
betrdgt 750 Euro pro vollendeten Lebensjahr der erwerbsfdhigen leistungsberechtig-
ten Person und deren Partnerin oder Partner, derzeit maximal fiir jeden 48.750 Euro.

Fiir sonstiges Vermogen gilt zusdtzlich ein Grundireibetrag von 150 Euro je vollen-
detem Lebensjahr fiir jede in der Bedarfsgemeinschaftlebende Person und deren
Partnerin oder Partner (mindestens aber jeweils 3.100 Euro). Maximal kann der Frei-
betrag fiir jeden 9.750 Euro betragen.

Das Schonvermaogen fir leistungsberechtigte Minderjahrige betragt 3.100 Euro.

>> Frage 33 ,Muss ich die Sparbiicher meiner Kinder auflésen?*
>>§12 Absatz 2 SGB 11

Muss ich meine Lebensversicherung kiindigen, wenn ich
Arbeitslosengeld Il bekomme?

Eine kapitalbildende Lebensversicherung zéhlt als Vermodgen. Fiir Vermdgen jeder
Art gilt ein Grundfreibetrag von 150 Euro je Lebensjahr fiir jede in der Bedarfsgemein-
schaftlebende volljdhrige Person und deren Partner (mindestens 3.100 Euro und
maximal jeweils 9.750 Euro). Wenn Sie vor dem 1. Januar 1948 geboren sind, betragt
der Freibetrag 520 Euro pro Lebensjahr. Die Hochstgrenze liegt bei 33.800 Euro

(§ 65 Absatz 5 SGBII).

Dient Ihre Lebensversicherung der Altersvorsorge und haben Sie vertraglich verein -
bart, das angesparte Vermdogen nicht vor Erreichen des Rentenalters zu verwerten,
gilt hierfiir ein weiterer Freibetrag von je 750 Euro pro Lebensjahr bis derzeit maxi -
mal 48.750 Euro.



60 Fragen und Antworten

Eine Lebensversicherung wird nicht als Vermdégen berticksichtigt, wenn eine
Verwertung wirtschaftlich nicht sinnvoll wére.

Ein Verkauf, bei dem als Erlos weniger als 90 Prozent der eingezahlten Beitrdge
erzielt werden, gilt als nicht wirtschaftlich. Allerdings kann auch die Beleihung des
Vertrages in Betracht kommen.

>>§12Absatz 2 SGB1I

Muss ich die Sparbiicher meiner Kinder auflésen?

In der Regel nicht. Das Vermoégen Ihrer Kinder ist durch einen Freibetrag geschiitzt.
Fir minderjahrige Kinder liegt er bei 3.100 Euro. Hinzu kommt ein Freibetrag von
750 Euro fir notwendige Anschaffungen, wie er jedem Mitglied der Bedarfsgemein-
schaft zusteht. Wenn das Vermogen Ihres Kindes diese Freibetrage iiberschreitet,
liegt keine Hilfebediirftigkeit im Sinne des SGB Il vor und das Kind hat keinen An-
spruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts in Form von Sozialgeld
oder Arbeitslosengeld II.

>>§12 Absatz 2 SGB 11

Muss ich meine Eigentumswohnung oder mein Haus
verkaufen?

Eine Wohnung oder ein Haus, die/das Sie nicht selbst bewohnen, ist Vermdégen.
Soweit hierdurch die Vermégensfreibetrdge tiberschritten sind, liegt keine Hilfe -
bedirftigkeit vor und Sie haben keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld II.

Leben Sie selbst in der Wohnung oder dem Haus, wird die Angemessenheit in der
Regel bis zu einer Wohnflédche von 130 m? als angemessen anerkannt. Ist sie groBer,
prifen die Tréger, ob Bereiche abtrennbar und damit verkauflich sind. Eventuell
verlangen die Trédger von Ihnen, dass Sie einzelne Zimmer vermieten.
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Sollte die Wohnung noch nicht abbezahlt sein, iibernehmen die Trager des Arbeits-
losengelds I1 die Schuldzinsen in angemessenem Umfang, die Grundsteuer und
sonstige 6ffentliche Abgaben sowie Nebenkosten, nicht jedoch die Tilgungsraten.

>>§12 Absatz 3 Nummer 4 SGBII

Ich bin Tiirke und méchte mit 65 zuriick in meine Heimat
gehen. Dort habe ich mir fiir das Alter ein Haus gebaut.
Muss ich es jetzt verkaufen?

Sie miissen den Besitz des Hauses auf jeden Fall bei Ihrem Antrag angeben. Ob
das Jobcenter die Immobilie als Vermogen berticksichtigen, ist im Einzelfall zu

entscheiden. Es kann dazu fithren, dass Sie keine Leistungen erhalten.

>>§12SGBII

Ich habe eine Datsche - gilt sie auch als Vermégen?
Eine Vermoégensberiicksichtigung kann nur unter Wertung aller Umstdnde des
Einzelfalles in Betracht kommen. Insbesondere muss ein méglicher Verkauf wirt-

schaftlich sinnvoll sein.

>>§12S5GB1I

Wird die Eigenheimzulage auf das Einkommen angerechnet?

Nein, die Eigenheimzulage wird bei der Berechnung des ALG Il nicht als Einkom-
men berticksichtigt, soweit sie nachweislich zur Finanzierung einer selbst bewohn -
ten Immobilie verwendet wird, die den angemessenen Wohnraum nicht tiber -
steigt.

>>§1Absatz 1 Nummer 7 Arbeitslosengeld Il Verordnung
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Was ist, wenn ich nach Abgabe des Antrags unerwartet eine
Erbschaft mache?

Sie sind verpflichtet, alle Anderungen Ihrer Einkommens- und Vermégensverhalt-
nisse unverziiglich dem Jobcenter mitzuteilen - egal ob Ihr Antrag noch bearbeitet
wird oder bereits angenommen ist. Ein mogliches Erbe wahrend des Leistungs-
bezugs wird als Einkommen - nicht als Vermégen - berticksichtigt. Eine Beriicksich-
tigung als Vermdgen kommt allerdings in Betracht, wenn die Erbschaft bereits vor
dem Leistungsbezug angefallen ist.

>>§11SGBII
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Fordern und Fordern

Muss ich jede Arbeit annehmen, die mir angeboten wird?
Was ist zumutbar?

Sie miissen grundsatzlich jede Art von Arbeit annehmen, zu der Sie in der Lage sind
— auch Mini-Jobs. Dabei spielt es keine Rolle, ob der Lohn unterhalb des ortsiiblichen
oder des tariflichen Entgelts liegt. Nicht annehmen miissen Sie Angebote, die ,,sitten-
widrig“ sind. Als sittenwidrig gilt z. B. ein Lohn, der zirka 30 Prozent unter dem
jeweiligen ortsiiblichen Lohn liegt. Nicht zumutbar sind auch Tatigkeiten, die die
Riickkehrin den frither ausgeiibten Beruf erschweren, weil der frither ausgeiibte
Beruf besondere korperliche Fertigkeiten erfordert, die bei Ausiibung der neuen
Tatigkeit verloren gehen wiirden (Beispiel: Dem Konzertpianisten ist es in der Regel
nicht zumutbar, als Waldarbeiter zu arbeiten, weil er seine Fingerfertigkeit verlieren
konnte). Es gibt noch weitere Ausnahmen: Arbeit ist nicht zumutbar, wenn Sie ein
Kind erziehen, das jiinger als drei Jahre ist, oder einen Angehérigen pflegen und die
Pflege nicht auf andere Weise sichergestellt werden kann.

>>§§2und10 SGBII

Was bringt die Einstiegsqualifizierung?

Die Einstiegsqualifizierung wurde im Jahr 2007 als Arbeitgeberleistung in das
Arbeitsforderungsrecht tibernommen. Arbeitgeber, die eine betriebliche Einstiegs-
qualifizierung durchfiihren, erhalten einen Zuschuss bis zu einer Héhe von 216 Euro
zur Vergutung der oder des Auszubildenden zuziiglich eines pauschalierten Anteils
am durchschnittlichen Gesamtsozialversicherungsbeitrags. Zielgruppe sind
Ausbildungsbewerber mit aus individuellen Griinden eingeschrankten Vermitt-
lungsperspektiven, die auch nach den bundesweiten Nachvermittlungsaktionen
keinen Ausbildungsplatz haben, Ausbildungsuchende, die noch nicht in vollem
MaBe tiber die erforderliche Ausbildungsreife verfiigen sowie lernbeeintréchtigte
und sozial benachteiligte Ausbildungsuchende. Die Einstiegsqualifizierung hat sich
fir unversorgte Bewerber als Tiirdffner in eine betriebliche Ausbildung erwiesen.
Nach der Begleitforschung sind 69 Prozent der Absolventen ein halbes Jahr nach
Beendigung der Einstiegsqualifizierung in Ausbildung tibergegangen.
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Ich bin 58 Jahre alt. Muss ich jede Arbeit annehmen?

Nicht, wenn Sie von der so genannten 58er-Regelung Gebrauch gemacht haben. Sie
erhalten dann Arbeitslosengeld II, ohne dass Sie sich weiter um Arbeit bemiihen
miissen. Im Gegenzug verpflichten Sie sich, Ihre Rente in Anspruch zu nehmen,
sobald sie Ihnen ohne Abschlége zusteht. Vo 1. Januar 2008 an gilt dies nur noch,
wenn der Anspruch vor dem 1. Januar 2008 entstanden ist und der erwerbsféhige
Hilfebediirftige vor diesem Tag das 58. Lebensjahr vollendet hatte oder wenn der
erwerbsfdahige Hilfebedurftige bereits vor dem 1. Januar 2008 unter den Vorausset-
zungen des § 428 Absatz 1 SGB III Arbeitslosengeld (ALG) bezogen hatte und erst-
mals nach dem 31. Dezember 2007 hilfebediirftig geworden ist. Fiir alle anderen,
die nicht unter diese Vertrauensschutzregelung fallen, gilt, dass sie sich weiter um
Arbeit bemiihen miissen und vom Leistungstréger in Arbeit oder in eine Arbeits-
gelegenheit zu vermitteln sind. Dariiber hinaus sind erwerbsféhige Leistungs -
berechtigte, die nicht mehr unter die Vertrauensschutzregelung fallen, verpflichtet,
mit Vollendung des 63. Lebensjahres eine Altersrente in Anspruch zu nehmen.

Zur Vermeidung unbilliger Hirten wegen der Inanspruchnahme von vorgezogenen
Altersrenten hat der Gesetzgeber mit der sogenannten Unbilligkeitsverordnung
Ausnahmen festgelegt.

>>§ 65 Absatz 4 SGB 11, Verordnung zur Vermeidung unbilliger Hdrten durch
Inanspruchnahme einer vorgezogenen Altersrente (UnbilligkeitsV)
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Ich habe bisher noch nie gearbeitet und will Arbeitslosen-
geld Il beantragen. Was erwartet mich?

Um Arbeitslosigkeit bereits im Ansatz zu vermeiden, sollen Antragsteller, die inner-
halb der letzten zwei Jahre weder Arbeitslosengeld noch Arbeitslosengeld Il bezogen
haben, sofort ein Angebot erhalten. Dies kann zum Beispiel eine Qualifizierungs-
mafBnahme oder ein Job-Angebot sein.

>>§15aSGBII

Welche Sanktionen kénnen den Leistungsbezieher
iiber 25 Jahre bei Pflichtverletzungen treffen?

Wenn Sie eine zumutbare Arbeit ablehnen, wird Ihr Arbeitslosengeld II fiir drei
Monate um 30 Prozent des fiir Sie ma3gebenden Regelbedarfs gekiirzt. Lehnen Sie
innerhalb eines Jahres eine zweite zumutbare Arbeit ab, erfolgt eine weitere drei-
monatige Kiirzung um dann 60 Prozent Ihres Regelbedarfs. Bei jeder weiteren
Ablehnung innerhalb eines Jahres wird das Arbeitslosengeld II vollstdndig gestri-
chen. Bei einer Minderung der Leistungen um mehr als 30 Prozent kénnen Sie aber
Sachleistungen, z. B. Kleidung oder Lebensmittelgutscheine, erhalten. Die Absen -
kung tritt mit Wirkung des Kalendermonats ein, der auf das Wirksamwerden des
Bescheides folgt, der die Absenkung der Leistung feststellt.

Von der Sanktion ist das gesamte Arbeitslosengeld II erfasst, also auch die Leistun-
gen fiir die Unterkunft und Leistungen sowie fiir Mehrbedarfe. Der Trédger kann den
vollstdndigen Wegfall der Leistung auf eine Absenkung um nur 60 Prozent abmil-
dern, wenn Sie sich nachtréglich bereit erklédren, Ihren Pflichten nachzukommen.

>>§31bis 31b SGBII
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Das passiert, wenn ALG ll-Bezieher eine zumutbare Arbeit" ablehnen

Erste Ablehnung

Kirzung des Arbeitslosengeldes Il um einen Betrag in Hohe von 30 % des nach
§20 malRgebenden Regelbedarfs

Erste wiederholte Ablehnung innerhalb eines Jahres

Kirzung des Arbeitslosengeldes Il um einen Betrag in Hohe von 60 % des nach
§20 malRgebenden Regelbedarfs

es kdnnen ergdnzende Sachleistungen oder geldwerte Leistungen in
angemessenem Umfang erbracht werden

Leistungen fiir den Bedarf zu Unterkunft und Heizung kénnen direkt an den
Vermieter und andere Empfangsberechtigte tiberwiesen werden.

Jede weitere wiederholte Ablehnung innerhalb eines Jahres

Wegfall des gesamten Arbeitslosengeldes Il

es kdnnen ergdnzende Sachleistungen oder geldwerte Leistungen in
angemessenem Umfang erbracht werden

erklart sich der Leistungsberechtigte nachtraglich bereit, seinen Pflichten nach-
zukommen, kann der Tréger den vollstandigen Wegfall des Arbeitslosen-
geldeslin eine fiir den Betroffenen weniger harte Absenkung um nur

60 % des malRgebenden Regelbedarfs umwandeln

Die Sanktionen dauern jeweils grundsatzlich drei Monate

1) Die Sanktionen gelten auch, wenn der ALG II-Bezieher eine zumutbare EingliederungsmaBnahme

oder die Erfiillung von in der Eingliederungsvereinbarung festgelegten Pflichten ablehnt.
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Wenn ich als junger Mensch ein Arbeitsangebot ablehne,
was passiert dann?

Wenn Sie unter 25 Jahre alt sind und eine zumutbare Arbeit ablehnen, wird Ihr Regel -
bedarf fiir drei Monate gestrichen. Gestrichen werden auch die Zahlungen fiir Mehr -
bedarfe. Die Leistungen fiir Unterkunft und Heizung werden in der Regel dann
direkt an den Vermieter tiberwiesen, damit Sie Ihre Wohnung behalten kénnen.
Das Notwendige zum Leben erhalten Sie in Form von Sachleistungen (etwa Lebens-
mittelgutscheine oder Kleidung).

Bei einer wiederholten Arbeitsablehnung entféllt auch die Zahlung von Kosten fiir
Unterkunft und Heizung an den Vermieter.

Um Obdachlosigkeit bei den jungen Menschen zu vermeiden, kénnen die Kosten
fiir Unterkunft und Heizung jedoch sofort wieder iibernommen werden, wenn der
Jugendliche sich nachtraglich bereit erklart, seinen Pflichten nachzukommen. Der
Leistungstrager kann die Sanktionen dartiber hinaus flexibel einsetzen. Das Gesetz
gibt ihm die Moglichkeit, im Einzelfall die Absenkung bzw. den Wegfall des Regel -
bedarfs und der ggf. zustehenden Mehrbedarfe von drei Monaten auf sechs Wochen
zu verkiirzen.

>>§ 3la Absatz 2 und 3 SGB 11
>>§31b Absatz 1Satz 4 SGBII
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Das passiert, wenn ALG Il-Bezieher, die jiinger als 25 Jahre sind, eine
zumutbare Arbeit" ablehnen.

Erste Ablehnung

Das Arbeitslosengeld Il wird auf die Leistungen fiir Unterkunft und Heizung
beschrankt, d. h. der Regelbedarf und ggf. gewdhrte Mehrbedarfe fallen weg

es konnen ergdnzende Sachleistungen oder geldwerte Leistungenin ange-
messenem Umfang erbracht werden

Leistungen fiir den Bedarf zu Unterkunft und Heizung kénnen direkt an den
Vermieter und andere Empfangsberechtigte tiberwiesen werden.

Wiederholte Ablehnung innerhalb eines Jahres

Wegfall des gesamten Arbeitslosengeldes I

es kdnnen ergdnzende Sachleistungen oder geldwerte Leistungen in ange-
messenem Umfang erbracht werden

erklart sich der Jugendliche nachtréglich bereit, seinen Pflichten nachzukommen,
kann der Trager wieder Leistungen fiir Unterkunft und Heizung erbringen

Die Sanktionen dauern jeweils grundsatzlich drei Monate, die Absenkung und
der Wegfall des Regelbedarfs kénnen auf sechs Wochen verkiirzt werden

1) Die Sanktionen gelten auch, wenn der ALG lI-Bezieher eine zumutbare Eingliederungsmafnahme

oder die Erfiillung von in der Eingliederungsvereinbarung festgelegten Pflichten ablehnt.
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Welche Forderung kann ich erhalten, wenn ich mich
selbststandig mache ?

Wenn Sie die Selbststdndigkeit aus dem alleinigen Bezug von Arbeitslosengeld II
heraus beginnen, und Ihre Einnahmen zunéchst nicht fiir die Bestreitung Ihres
Lebensunterhaltes ausreichen, konnen Sie weiterhin ergédnzendes Arbeitslosen-
geld Il erhalten. Zudem ist eine Unterstiitzung durch ein zusétzliches Einstiegsgeld
fiir maximal 24 Monate méglich.

AuBerdem kdonnen Darlehen und Zuschiisse fiir die Beschaffung von Sachgiitern
bis zur Héhe von 5.000 Euro gewahrt werden, die fiir die Ausiibung der Tatigkeit
notwendig und angemessen sind.

>>§16b, §16¢ SGBII

Ich fahre zu einer beruflichen Weiterbildung. Bekomme ich
die Kosten erstattet?

Ja, Fahrkosten werden in Hohe des Betrages erstattet, der bei Benutzung eines
regelméaBig verkehrenden 6ffentlichen Verkehrsmittels zu zahlen ist. Dies ist auf
die niedrigste Klasse (z.B. die 2. Klasse bei der Bahn) bezogen. Benutzen Sie andere
Verkehrsmittel, so erhalten Sie eine pauschale Wegstreckenentschéddigung.
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Leistungen der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende

Leistungen der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende
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Aktivierende Leistung

Das Arbeitslosengeld Il umfasst mehr als den Regelbedarfvon

382 €/Monat (fir Alleinstehende). Denn neben diesem Regelbedarf

gehoren weitere Bestandteile zum Arbeitslosengeld II:

* Die angemessenen Miet- und Heizkosten werden ibernommen.

* Hinzu kommen fiir Bezieher von Arbeitslosengeld Il die Beitréage zur
Kranken- und Pflegeversicherung. Bezieher von Sozialgeld werden
in der Regel im Rahmen der Familienversicherung kranken- und
pflegeversichert.

e KinderundJugendliche erhalten zusatzlich Bildungs- und
Teilhabeleistungen.

Entsprechendes gilt auch fiirden Umfang des Sozialgeldes, das fiir

Kinder bis 14 Jahre geleistet wird.
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Wie hoch ist der Regelbedarf beim ALG 11? Gibt es noch
Unterschiede bei den Leistungen in Ost und West?

Es gibt bereits seit 1. Juli 2006 keine Unterschiede in der Hohe der Regelleistungen
in Ost und West. Seit 1. Juli 2009 gelten bereits bundeseinheitliche monatliche Regel-
leistungen. Auf der Grundlage der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 2008
wurden die Regelbedarfe zum 1. Januar 2011 neu ermittelt. In den Folgejahren
werden die Regelbedarfe nach einem Mischindex unter Beriicksichtigung der Preis-
steigerungen fiir regelbedarfsrelevante Giiter und Dienstleistungen und der Ent-
wicklung der Nettolohne und Nettogehélter fortgeschrieben.

Die seit1. Januar 2013 geltenden mafgebenden Regelbedarfe konnen der folgen-
den Tabelle entnommen werden.
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Tabelle Regelbedarf bei Arbeitslosengeld ll/Sozialgeld ab 01.01.2013

Berechtigte

- allein - volljdhrige |- Volljahrige |- Kinderbzw. |- Kinderab -Kinder bis zur
Stehende Partner bis zur Voll- Jugendliche Beginn des Vollendung
- allein endung des im15.Lebens- | 7.Lebens- des 6. Lebens-
Erziehende 25. Lebens- jahr(14]ahre) | jahresbiszur | jahres
und jahres bis zur Voll- Vollendung
- Volljahrige - Personen endung des des
mit minder- unter 18. Lebens- 14. Lebens-
jahrigem 25 Jahren, jahres jahres
Partner die ohne - minder-
Zusicherung | jahriger
deskommu- | Partner
nalen Trégers
umziehen
(18-24 Jahre) (14-17 Jahre) (6-13 Jahre) (0-5]Jahre)
§20 Absatz2 |§20Absatz4 |[§20Absatz3 |[§20Absatz2 [§23Nr.l § 23Nr.1
S.1 ivV.m. S.2Nr.1
§ 20 Absatz2 |§23Nr.1
S.2Nr.2
382¢€ je345€ 306 € 289¢€ 255 € 224 €

Fir Kinder und Jugendliche werden zusétzlich zum maBgebenden Regelbedarf
Bildungs- und Teilhabeleistungen berticksichtigt fiir:

m tatsdchliche Kosten fiir ein- und mehrtégige Klassen- und Kitafahrten,

m Leistungen fir den Schulbedarfi.H.v. 70 Euro zum 1. August und 30 Euro zum
1. Februar eines jeden Jahres,

»  Kosten fiir die Schiilerbeférderung, soweit sie erforderlich sind und nicht

bereits von Dritten getragen werden,
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m Leistungen fiir eine schulnahe Lernférderung unter bestimmten
Voraussetzungen,

s Mehrkosten fiir ein gemeinschaftliches Schulmittagessen und Hortessen sowie

= einmonatliches Teilhabebudget im Wert von bis zu 10 Euro fiir soziale Teilhabe
bis zum 18. Lebensjahr.

Die Bildungs- und Teilhabeleistungen werden auch fiir Kinder erbracht, fiir die ein
Kinderzuschlag oder Wohngeld gewéahrt wird.

Wie lange wird das Arbeitslosengeld Il gezahlt?

Sie erhalten Arbeitslosengeld II, solange Sie hilfebediirftig sind und die weiteren
Voraussetzungen erfiillen (Erwerbsfahigkeit, Altersgrenze etc.). Die Tréger der
Grundsicherung fir Arbeitsuchende priifen alle sechs Monate, ob sich die Voraus-
setzungen gedndert haben.

Was ist der Unterschied zwischen Arbeitslosengeld Il
und Sozialgeld?

Die Grundsicherung fiir Arbeitsuchende verfolgt einen haushaltsbezogenen
Ansatz, das bedeutet, dass neben dem erwerbsféahigen Leistungsberechtigten
auch die mit ihm in Bedarfsgemeinschaft lebenden Angehorigen bei Hilfebe-
bedirftigkeit Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts entweder als
Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld erhalten.

Sozialgeld steht Menschen zu, die
= nichterwerbsfédhig sind. Nicht erwerbsfédhig ist, wer wegen Krankheit oder

Behinderung auf absehbare Zeit (mehr als sechs Monate) nicht mehr als drei
Stunden am Tag auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt arbeiten kann, und
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» ineiner Bedarfsgemeinschaft mit einem Erwerbsfdhigen leben.

Die Leistungen des Sozialgeldes entsprechen denen des Arbeitslosengeldes II. Nicht
Erwerbsfahige, die keiner Bedarfsgemeinschaft mit einem Erwerbsfadhigen angehéren,
konnen Sozialhilfe nach SGB XII beantragen.

>>§§19und 23 SGBII

Wann und wie werden die Geldleistungen ausgezahlt?

Das Arbeitslosengeld Il wird monatlich im Voraus erbracht. Daran miissen Sie bei
Mietzahlungen denken. Wenn Sie tiber ein Konto verfiigen, kommt das Geld

per Uberweisung. Sie kénnen auch das Konto eines Familienmitglieds oder eines
Bekannten angeben.

Haben Sie kein eigenes Konto und wollen das Geld nicht auf ein fremdes Konto
uberweisen lassen, sind die Leistungen per Zahlungsanweisung zur Verrechnung
anzuweisen. Das verursacht aber Kosten. Die Trager der Grundsicherung fiir Arbeit -
suchende iibernehmen diese Kosten nur dann, wenn Sie nachweisen, dass die Bank
sich weigert, Ihnen ein Konto einzurichten. Sie miissen sich das von der Bank beschei -
nigen lassen.

>>§41,42SGB1I

Bekomme ich weiter Arbeitslosengeld Il, wenn ich krank bin?

Ja, Sie miissen aber eine &rztliche Bescheinigung tiber die Arbeitsunfédhigkeit und
deren voraussichtliche Dauer vorlegen. Geht aus der Bescheinigung hervor, dass
Sie voraussichtlich langer als sechs Monate krank sein werden, sind Sie nicht mehr
erwerbsfahig im Sinne des Gesetzes. Sie konnen dann entweder:
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»  Sozialgeld, (wenn Sie mit erwerbsfédhigen Personen in einer Bedarfsgemein-
schaft zusammenleben) oder

» Sozialhilfe (wenn Sie allein stehend sind) erhalten.

>>§8Absatz1SGBII

Gibt es beim Arbeitslosengeld Il auch Sachleistungen
oder Essensgutscheine?

Ja, im Bedarfsfall bekommen Sie Sachleistungen, z.B. Gutscheine fiir Mébel und
Kleidung. Lebensmittelgutscheine konnen ausgestellt werden, wenn Ihnen das
Arbeitslosengeld Il um mehr als 30 Prozent des ma3gebenden Regelbedarfs gekiirzt
worden ist. Das passiert, wenn Sie Ihre Pflicht als Leistungsberechtigter verletzt
haben. In diesem Fall konnen auch ergdnzende Sachleistungen erbracht werden.

>> Frage 39: ,,Muss ich jede Arbeit annehmen, die mir angeboten wird?
Was ist zumutbar?“

Ich bin schwanger. Bekomme ich mehr Geld?

Ja, auf Antrag. Werdende Miitter erhalten ab der 13. Schwangerschaftswoche einen
Mehrbedarf von 17 Prozent des maf3gebenden Regelbedarfs. Den ma3gebenden
Regelbedarf kénnen Sie der Tabelle auf Seite 72 entnehmen.

Alleinerziehenden mit einem minderjéhrigen Kind unter 7 Jahren steht ein Zuschlag
von 36 Prozent zu. Ab dem 7. Lebensjahr werden 12 Prozent gewéhrt. Hierbei wird
berticksichtigt, dass mit dem schulpflichtigen Alter des Kindes der zeitliche Betreu-
ungsaufwand des Elternteils fiir die Zeit des Schulbesuchs abnimmt.

>>§ 21 Absatz 2 und Absatz 3 SGB 11
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Umfasst eine Babyerstausstattung auch Leistungen
iiber die Babybekleidung hinaus?

Ja, § 24 Absatz 3 SGB Il verdeutlicht, dass eine Babyerstausstattung auch tiber die
Babybekleidung hinaus als einmalige Leistung itbernommen wird.

Meine Kinder gehen zur Schule. In welcher Hé6he werden
Kosten fiir mehrtagige Klassenfahrten iilbernommen?

Leistungen fiir mehrtégige Klassenfahrten im Rahmen der schulrechtlichen Bestim-
mungen werden in der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende fiir Kinder und Jugend-
liche, die Arbeitslosengeld Il oder Sozialgeld beziehen, zusétzlich zum Regelbedarf
in Hohe der tatsdchlichen Kosten erbracht. Eine Pauschalisierung der Leistungen
durch den zustdndigen Trager der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende ist nicht
zuldssig.

>> Frage 57 ,Welche Leistungen umfasst das neue Bildungspaket?*
>>§28 Absatz 2 Ziffer 2 SGB 11

Meine Kinder gehen zur Schule. Gibt es eine Unterstiitzung
fiir Kosten, die gerade zum Schuljahresbeginn verstarkt
anfallen?

Schiilerinnen und Schiiler, die Leistungen der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende
nach dem SGB Il oder Leistungen der Sozialhilfe nach dem SGB XII beziehen und
eine allgemeinbildende oder berufsbildende Schule besuchen, erhalten zwei Mal
jahrlich einen Zuschuss mit Beginn des Schuljahres 70 Euro und im Februar 30 Euro -
insgesamt 100 Euro. Mit dieser zusétzlichen Leistung wird Familien mit schulpflich-
tigen Kindern ein zusétzlicher Betrag fiir die insbesondere zum Beginn eines Schul-
jahres vermehrt anfallenden Kosten fiir Schulmaterial zur Verfiigung gestellt.

>> Frage 57 ,Welche Leistungen umfasst das neue Bildungspaket?*
>>§28SGBII
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Welche Leistungen umfasst das neue Bildungspaket?
» tatsdchliche Kosten fiir ein- und mehrtdgige Klassen- und Kitafahrten.

= Einen Zuschuss zum Mittagessen in Kita, Schule und Hort: Einen Zuschuss
fir das gemeinsame Mittagessen gibt es dann, wenn ein entsprechendes
Angebot der Schule oder Kita genutzt wird. Der verbleibende Eigenanteil des
Kindes liegt bei einem Euro pro Tag und Essen.

» Lernférderung: Leistungsberechtigte Schiilerinnen und Schiiler kénnen Lern-
forderung in Anspruch nehmen, wenn nur dadurch das wesentliche Lernziel
der jeweiligen Klassenstufe erreicht werden kann.

s Kultur, Sport, Mitmachen: Hilfebediirftige Kinder sollen in der Freizeit nicht
ausgeschlossen sein, sondern bei Sport, Spiel und Kultur mitmachen. Deswegen
kann bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres monatlich ein Betrag bis zu 10 Euro
genutzt werden, zum Beispiel fiir eine Mitgliedschaft im Sportverein oder fir
die Musikschule.

m  Schulbedarf: Damit leistungsberechtigte Kinder mit den nétigen Lern -
materialien ausgestattet sind, wird in diesen Féllen zwei Mal jéhrlich ein
Zuschuss gezahlt, zu Beginn des Schuljahres 70 Euro und im Februar 30 Euro
—-insgesamt 100 Euro.

= Schillerbeforderung: Insbesondere wer eine weiterfiihrende Schule besucht,
hat oft einen weiten Schulweg. Sind die Beférderungskosten erforderlich und
werden sie nicht anderweitig abgedeckt, etwa durch den Regelbedarf oder
durch Dritte, werden diese tatsdchlichen Aufwendungen erstattet.
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Kann der Vater die Fahrtkosten zum Besuch des bei der
Mutter lebenden Kindes verlangen?

Bei getrennt lebenden Eltern kénnen Kosten zur Wahrung des Umgangsrechts einen
Mehrbedarf rechtfertigen. Allerdings miissen die Betroffenen vorrangig auch alle
Moglichkeiten der Selbsthilfe nutzen. Beispielsweise besteht nur ein Anspruch auf
Fahrtkosten in Hohe der Kosten fiir die jeweils preisgiinstigste zumutbare Fahrgele-
genheit.

Kann ich fir die Neuanschaffung einer Brille einen
Mehrbedarf erhalten?

Nein. Einmalige oder kurzfristige Bedarfsspitzen wie beispielsweise der Ersatz oder
die Neuanschaffung einer Brille kbnnen wie bisher durch ein Darlehen aufge-
fangen werden.

Kann ich fir mein Kind einen Sonderbedarf fiir Kleidung
erhalten, weil es so schnell wachst?

Nein. Bei Kindern gehort die Notwendigkeit, Kleidung wegen des Wachstums und
des erhohten VerschleiB3es in kurzen Abstdnden zu ersetzen, zum regelméfigen
Bedarf. Deshalb besteht kein Anspruch auf zusétzliches Kleidergeld fiir Kinder.

Mein Antrag auf Kinderzuschlag ist abgelehnt worden.
Kann ich riickwirkend Arbeitslosengeld Il beantragen?

Wenn Sie den Kinderzuschlag beantragt und einen Ablehnungsbescheid erhalten
haben, kénnen Sie, innerhalb einer angemessenen Frist nach Erhalt des Ablehnungs -
bescheides, riickwirkend Arbeitslosengeld Il beantragen, wenn Sie hilfebediirftig
sind.

>>§40Absatz 5SGBII
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Besteht ein Wahlrecht zwischen Kinderzuschlag
und Arbeitslosengeld 11?

Der Kinderzuschlag nach § 6a BKGG und der Bezug von Arbeitslosengeld II schlieSen
sich gegenseitig aus. Wenn die Voraussetzungen fiir den Kinderzuschlag gegeben
sind, gibt es kein Arbeitslosengeld II. Wird die Hilfebediirftigkeit nach dem SGB II
nur ohne die Bertiicksichtigung von méglicherweise zustehenden Mehrbedarfen
(z.B. fir Schwangerschaften, Alleinerziehung) vermieden, besteht ein Wahlrecht
zugunsten des Kinderzuschlages.

>>§ 6a Bundeskindergeldgesetz

Muss ich als Arbeitslosengeld II-Empfanger Versicherungs-
beitrage z.B. fiir Hausrat oder Haftpflicht selbst zahlen?

Ja. Solche Beitrdage sind im Regelbedarf enthalten. Wenn Sie Einkommen haben,
konnen Sie aber Beitrédge fiir gesetzlich vorgeschriebene Versicherungen (z.B. Kfz-
Haftpflicht, Gebdudebrandversicherung) in nachgewiesener Héhe vom Einkom -
men absetzen. Zudem kénnen Sie 30 Euro monatlich fiir angemessene private Ver-
sicherungen (z.B. Hausratversicherung, private Haftpflichtversicherung) pauschal
absetzen. Bei Mini-Jobs bis 400 Euro sind diese Abzugsmaoglichkeiten bereits in
einem Betrag von 100 Euro enthalten, der stets vom Einkommen abgezogen wird.
Bei Einkommen oberhalb 400 Euro monatlich werden die genannten Abziige
berticksichtigt, wenn sie insgesamt 100 Euro ibersteigen.

>>§11und § 20 Absatz 1SGB 11
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Ich bin selbststdandig und privat versichert.
Gibt es einen Zuschuss zur Krankenversicherung?

Wenn Sie allein aufgrund der Aufwendungen fiir eine eigenstdndige Kranken- und
Pflegeversicherung hilfebedirftig (gem. § 9 SGB II) wiirden, ibernehmen die
Grundsicherungsstellen auf Antrag Aufwendungen im notwendigen Umfang fur
eine angemessene Kranken- und Pflegeversicherung.

Wiirden Sie unabhéngig von den Beitrdgen zur Kranken- und Pflegeversicherung
leistungsbereichtigt, erhalten Sie einen Zuschuss. Dieser ist der Hohe nach begrenzt
auf den hélftigen im Basistarif Ihrer privaten Krankenversicherung zu zahlenden
Betrag. Es steht Ihnen frei, in Ihrem bisherigen Tarif zu verbleiben oder in den Basis-
tarif zu wechseln, wo sich der Beitrag auf Grund Ihrer Hilfebediirftiggkeit halbiert.

>>§ 26 Absatz 1und Absatz 2 SGB 11

Ich bin selbststdndig und bekomme ergdanzend
Arbeitslosengeld Il. Muss ich Einkommensnachweise
von meinen Auftraggebern vorlegen?

Sie miissen im Rahmen ihrer Gewinnermittlung unter Umstédnden die Notwendig-
keit, Unaufschiebbarkeit und Angemessenheit bestimmter Betriebsausgaben sowie
im Zweifelsfall die Hohe Ihrer betrieblichen Einnahmen nachweisen. In welcher Art
Sie diese Nachweise erbringen, ist grundsétzlich Ihnen tiberlassen. Ein Einkom-
mensnachweis des Auftraggebers ist eine Nachweismdoglichkeit.
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Kosten der Unterkunft

Gibt es fiir Arbeitslosengeld II-Empfanger Wohngeld?

Nein, Sie miissen nicht extra zur Wohngeldstelle gehen, denn die Miete inklusive
Heizkosten wird von den Tragern der Grundsicherung fir Arbeitsuchende bei der
Berechnung Ihrer Leistungen vollstdndig berticksichtigt. Allerdings nur bis zu einer
gewissen Obergrenze, die Aufwendungen fiir Miete und Heizung miissen in einem
,angemessenen® Rahmen liegen.

>>vgl. Wohngeldgesetz und § 5 SGB Il

Werden meine Heizkosten bezahlt?

Ja, in Hohe der tatsdchlich anfallenden Kosten. Zu beachten ist, dass die Heizkosten
in Relation zur WohnungsgroéBe stehen und angemessen sein miissen.

>>§22SGB1I

Sind die Kosten fiir Strom und Warmwasserbereitung
bereits im Regelbedarf enthalten?

Mit der Neuermittlung der Regelbedarfe werden die Kosten fiir die zentrale Warm-
wasserbereitung den Kosten der Unterkunft und Heizung zugeordnet. Fir eine
dezentrale Warmwasserbereitung durch Strom oder Gastherme wird ein Mehrbedarf
anerkannt. Die Aufwendung fiir Strom ist im Regelbedarf berticksichtigt. Deshalb
sind Sie fiir die Hohe und regelmiBige Uberweisung der Energieabschlagszahlung
an den von Ihnen gewéhlten Energieversorger verantwortlich. Demgemaf miissen
eventuell erforderliche Nachzahlungen auch aus dem Regelbedarf geleistet wer-
den. Eine Energiekostenriickerstattung wird hingegen nicht als Einkommen be-
ricksichtigt.

>>§21Absatz 7SGBII
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Wann ist eine Wohnung angemessen?

In der Regel ist durch die kommunalen Tréger in einer so genannten , Richtlinie®
bestimmt, welche Kosten angemessen sind. In einer GroBstadt wird oft eine héhere
monatliche Kaltmiete als auf dem Land akzeptiert. Als Richtwerte fiir angemessenen
Wohnraum werden ca. 45 - 50 m? fiir eine Person, zwei Personen ca. 60 m?® oder
zwei Wohnréume, drei Personen ca. 75 m* oder drei Wohnréume, vier Personen

ca. 85 - 90 m? oder vier Wohnraume sowie fiir jedes weitere Familienmitglied

ca.10 m? oder ein Wohnraum mehr angesetzt. Allerdings gibt es auch viele kommu-
nale Trager, die die Wohnfldche nicht als Kriterium fiir die Angemessenheit heran-
ziehen; in diesen Féllen sind Héchstmieten oder Quadratmeterpreise bestimmt.
Bitte wenden Sie sich im Einzelfall an Ihren 6rtlichen kommunalen Tréger der
Grundsicherung fir Arbeitsuchende.

Kinftig ist es moglich, dass die Ldnder die kommunalen Trédger durch Landesgesetz
ermdachtigen oder verpflichten, die Angemessenheit der Aufwendung fiir Unterkunft
und Heizung durch eine Satzung zu bestimmen.

Was kann ich tun, wenn Stromschulden aufgelaufen sind und
eine Mahnung vom Energieversorger vorliegt?

Sie sollten sich unverziiglich an Ihr zustdndiges Jobcenter wenden und um Unter-
stiitzung bitten. Es kommt darauf an, den laufenden Zahlungsverpflichtungen
umgehend nachzukommen.

Sie haben die Moglichkeit, mit dem Jobcenter zu vereinbaren, dass die monatlichen
Abschlagszahlungen unmittelbar vom Jobcenter an den Energieversorger geleistet
werden. Damit kdnnen Sie auch einer drohenden Stromsperre begegnen. Fir
bereits aufgelaufende Zahlungsriickstdnde wahrend des Bezuges von Arbeitslosen-
geld Il kénnen Sie ein Darlehen erhalten. Dies gilt jedoch nicht fiir so genannte Alt-
schulden, also Schulden aus der Zeit vor der Beantragung von Arbeitslosengeld II.

>>§ 24 Abs. 11.V. mit §42a SGBII
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Muss ich meine Wohnung aufgeben, wenn die Kosten
unangemessen hoch sind? Wird die Mietkaution
iibernommen, wenn ich die Wohnung wechseln muss?

Ist die Miete nach den amtlichen MaBstédben zu hoch, wird zunéchst die volle Miete
als Bedarf berticksichtigt. Allerdings nur solange, wie es Ihnen nicht moglich (oder
nicht zumutbar) ist, sich eine billigere Wohnung zu suchen oder die Kosten der
Unterkunft z. B. durch Untervermietung zu senken. Nach Ablauf von sechs Monaten
werden in der Regel nur die angemessenen Kosten der Wohnung anerkannt. Wird
von Amts wegen ein Umzug befiirwortet und veranlasst, werden die Maklergebiihren,
Umzugskosten und die Mietkaution in der Regel iibernommen.

>>§228GBII

Ich habe eine neue Wohnung gefunden, die besser
ist als meine bisherige, und nur wenig mehr kostet.
Werden die Kosten iibernommen?

Zieht eine leistungsberechtigte Person aus einer Wohnung mit bisher angemessenen
Kosten der Unterkunftin eine andere Wohnung, die zwar teurer ist, aber immer
noch angemessen, dann werden fiir die neue Wohnung nur die bisherigen ange-
messenen Kosten iibernommen.

Dies gilt nicht, wenn der Umzug notwendig ist.

>>§22 Absatz1Satz 2 SGBII
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Was muss ich bei einem Umzug beachten?

Vor Abschluss eines Vertrages tiber eine neue Unterkunft soll die Zusicherung des
kommunalen Trégers zu den Aufwendungen fiir die neue Unterkunft eingeholt
werden. Soweit Sie tiber die Zustdndigkeitsgrenze eines kommunalen Tragers hin-
weg umziehen, holen Sie die Zusicherung fiir die neue Unterkunft bei dem bisher
zustandigen Trager ein.

Dieser entscheidet iiber die Zusicherung. Eine Verpflichtung zur Zusicherung
besteht, wenn der Umzug erforderlich und die Aufwendungen fiir die neue Unter-
kunft angemessen sind.

>>§ 22 Absatz4und 5 SGBII

Unter welchen Umstdnden diirfen Jugendliche eine
eigene Wohnung beziehen?

Wer das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, benétigt fiir einen Umzug die
Zusicherung des zustdndigen kommunalen Trégers (§ 22 Absatz 5 SGBII). Ohne
diese Zusicherung werden keine Bedarfe fiir Unterkunft und Heizung oder die
Wohnungserstausstattung anerkannt. Die Regel gilt fiir den erstmaligen Auszug
aus dem Elternhaus genauso wie fiir sich anschlieBende Umziige. Sie bedeutet aber
nicht, dass Jugendliche gezwungen werden, wieder in den elterlichen Haushalt zu-
rickzukehren. Es ist aber moglich, dass sie bei Umziigen, die sie nach dem Auszug
aus dem Elternhaus planen, im Einzelfall wieder auf die elterliche Wohnung ver-
wiesen werden.

Der Gesetzgeber hat bestimmte Félle festgelegt, in denen der Trager zur Erteilung
der Zusicherung verpflichtet ist. Dies ist der Fall, wenn

m derBetroffene aus schwerwiegenden sozialen Griinden nicht auf die Wohnung
der Eltern verwiesen werden kann (Beispiel: Gewaltanwendung in Familie),
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m derBezug der neuen Unterkunft zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt
erforderlich ist oder

» einsonstiger, &hnlich schwerwiegender Grund vorliegt (ein solcher Grund
kann z.B. vorliegen, wenn eine Schwangere mit ihrem Partner zusammen-
ziehen mochte).

Mit diesen Regelungen wird sichergestellt, dass der Auszug Jugendlicher, die das
25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, nur noch in begriindeten Féllen aus
Steuermitteln finanziert wird.

>>§22 Absatz 5 SGBII

Ich bin Student. Meine Eltern erhalten iiber ihr Arbeits-
losengeld Il nur zwei Drittel der Kosten fiir Wohnung
und Heizung. Welche Méglichkeiten habe ich?

Grundsatzlich sind Personen ausgeschlossen, deren Ausbildung dem Grunde nach
dem Bundesausbildungsfoérderungsgesetz (BAf6G) gefoérdert werden kann. Nur in
besonderen Hérteféllen konnen Sie vom Trédger der Grundsicherung ein Darlehen
erhalten.

In diesen Féllen kann aber vom Mieter der Wohnung ein Antrag auf Wohngeld
nach dem Wohngeldgesetz gestellt werden. Reicht auch der Bezug von Wohngeld
nicht aus, kann alternativzum Wohngeld ein Zuschuss zu den Kosten fiir Unter -
kunftund Heizung nach dem SGB Il beantragt werden. Der Zuschuss setzt voraus,
dass dem Auszubildenden selbst tiberhaupt Kosten fiir Unterkunft und Heizung
entstehen, und dass diese nach Berticksichtigung von Einkommen und Vermégen
nicht gedeckt sind.

>>Vgl. Wohngeldgesetz sowie § 7 Absatz 5 und § 27 Absatz 3 SGB II



86 Fragen und Antworten

Wer tragt die Kosten fiir einen Aufenthalt im Frauenhaus?

Wenn eine erwerbsfédhige, hilfebediirftige Frau ein Frauenhaus aufsucht, tragt
der Leistungstrdger am bisherigen gewohnlichen Aufenthaltsort die Kosten.

>>§36a SGBII

Kénnen Mietschulden auch fir Personen iibernommen
werden, die kein Arbeitslosengeld Il (mehr) bekommen?

Ja. Die Trager der Sozialhilfe konnen zur Vermeidung von Wohnungslosigkeit
Miet- und Energieschulden auch von erwerbsfdhigen Personen iibernehmen, die
nichthilfebediirftig im Sinne des SGB Il sind (z. B. Personen mit einem niedrigen,
aber bedarfsdeckenden Einkommen oder Bezieher von niedrigem Arbeitslosen-
geld).

>>§21SGBXI1.V.m. § 36 SGB XII
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Behinderte Menschen | Rehabilitation

Bekommen behinderte Menschen zuséatzliche Leistungen?
Erhalten erwerbsfdhige behinderte Menschen

m Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach § 33 des SGB IX, sonstige Hilfen
zur Erlangung eines geeigneten Platzes im Arbeitsleben oder

s Eingliederungshilfen nach § 54 Absatz1Satz 1 Nummer 1bis 3 SGB XII,

bekommen sie einen Mehrbedarf von 35 Prozent des fir sie magebenden Regel-
bedarfs.

Nicht erwerbsfdhige Menschen, die voll erwerbsgemindert im Sinne des Renten-
rechts sind und Sozialgeld erhalten, kénnen einen Mehrbedarf in Héhe von

17 Prozent des fiir sie maBgebenden Regelbedarfs erhalten, wenn sie Inhaber eines
Schwerbehindertenausweises mit dem Merkzeichen G sind.

>>§ 21 Absatz 4 und § 23 Absatz 1 Nummer 2 SGB I1

Wer ist fiir behinderte hilfebediirftige Personen
als Rehabilitationstrager zustadndig?

Die Bundesagentur fiir Arbeit ist auch fiir den Personenkreis der behinderten leis-
tungsberechtigten Personen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch Rehabili -
tationstréger fiir die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben zusténdig, sofern
kein anderer Rehabilitationstréger (z.B. die Rentenversicherung bei langjéhrig Ver-
sicherten oder die Berufsgenossenschaften bei Leistungen nach Arbeits- oder
Wegeunfillen) zustdndig ist. Damit ist sichergestellt, dass die Fachkompetenz der
Bundesagentur fiir Arbeit als Rehabilitationstrager auch fiir erwerbsfdhige behin-
derte Leistungsberechtigte erhalten bleibt. Die Bundesagentur tibernimmt auch
die Klarung der Zustédndigkeiten und des Rehabilitationsbedarfs nach § 14 SGB IX
einschlieBlich der Erstellung eines Eingliederungsvorschlags.
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Die Tréager der Grundsicherung haben aber Leistungsverantwortung und Entschei-
dungskompetenz bei Leistungen zur beruflichen Teilhabe behinderter Menschen
nach § 16 Absatz1Satz 3 SGBII. Im Interesse einer raschen beruflichen Eingliede-
rung hilfebedirftiger, behinderter Menschen sollen daher die zugelassenen
kommunalen Trédger und die Jobcenter eng mit der Bundesagentur als Rehabilita -
tionstrager zusammenarbeiten.

>>§6aSGBIX

Ich bin Rehabilitand und erhalte Arbeitslosengeld II.
Wer ist jetzt fir meine berufliche Rehabilitation zustandig?

Wenn bei Ihnen Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben bewilligt worden sind,
bleibt Ihr bisheriger Rehabilitationstrager weiterhin fiir Férderleistungen zur
Eingliederung in Arbeit fiir Sie zustdndig.

Bei dem Rehabilitationstréger Bundesagentur fiir Arbeit besteht fiir erwerbsfahige
Leistungsberechtigte jedoch eine Besonderheit: Die Bundesagentur fiir Arbeit
nimmt die mit dem SGB IX verbundenen gesetzlichen Aufgaben wahr. Hierzu
gehort beispielsweise die Kldrung des Rehabilitationsbedarfs nach § 14 SGB IX
einschlieBlich der Erstellung eines Eingliederungsvorschlags. Die Leistungsverant-
wortung (z.B. die Finanzierung einer beruflichen Weiterbildung sowie unterhalts-
sichernde Leistungen) verbleibt fiir viele Leistungen beim Jobcenter bzw. dem
zugelassenen kommunalen Trager.

Ubrigens: Um die Vermittlung in Arbeit kiitmmert sich das Jobcenter bzw. der
zugelassene kommunale Trager.
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Ich brauche wegen meiner Behinderung Hilfen zur
Integration in den Arbeitsmarkt. Kénnen fiir mich

Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben in Frage

kommen?

Sie konnen bei jedem Rehabilitationstréager (z.B. Bundesagentur fiir Arbeit, Trdger
der gesetzlichen Rentenversicherung, Berufsgenossenschaften) einen Antrag auf
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben stellen. Die Zustdndigkeit wird von den
Rehabilitationstragern in der Regel innerhalb von zwei Wochen untereinander
ermittelt, so dass Sie dann von Ihrem zustdndigen Rehabilitationstréager tiber das
Ergebnis unterrichtet werden.

Als Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben konnen alle Hilfen erbracht werden,
die erforderlich sind, um die Erwerbsfidhigkeit eines behinderten Menschen zu
erhalten, zu bessern, herzustellen oder wiederherzustellen. Dabei wird nicht nur
die Leistungsfahigkeit berticksichtigt, auch die Neigungen und bisherigen Tatigkei-
ten spielen eine wichtige Rolle. Die Wiedereingliederung in eine Berufstatigkeit ist
besonders wichtig, weil so die Folgen der Behinderung am besten iiberwunden
werden koénnen. Folgende Leistungen helfen beim beruflichen Wiedereinstieg:

= Ubernahme der Kosten fiir technische Arbeitshilfen,
s Hilfen zur Errichtung eines behinderungsgerechten Arbeitsplatzes,
s MaBnahmen zur beruflichen Weiterbildung.

Welche Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben fiir Sie in Frage kommen, wird
dann individuell von Ihrem Rehabilitationstréager entschieden.

Wenn Sie unsicher sind, an wen Sie sich wenden kénnen, helfen Ihnen die flachen-
deckend eingerichteten Gemeinsamen Servicestellen fiir Rehabilitation weiter. Die
Adressen kénnen Sie online unter www.reha-servicestellen.de abrufen.
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Beispielrechnungen auf der Grundlage der
mafRRgebenden Regelbedarfe ab 1. Januar 2013

Haushaltseinkommen mit ALG Il

Antragsteller/in Regel- Kdu? Haushalts-
bedarfe" einkommen

@ Allein-

stehende|r 382 289 671
JS /

(Ehe-)Paar
690 365 1055

Alleinerziehend,
1Kind, 4 Jahre® 744 394 1138

Alleinerziehend,
2 Kinder,
4 u.12Jahre® 999 455 1454

(Ehe-)Paar,
1Kind,
4 )ahre® 914 484 1398

(Ehe-)Paar,
2Kinder,
4 u.12Jahre® 1169 559 1728

(Ehe-)Paar,
3 Kinder,
4,12u.15)ahre® 1458 624 2082

Die Beispiele verdeutlichen, wie sich das Haushaltseinkommen nach der Grundsicherung
fur Arbeitsuchende zusammensetzt.
1) Regelbedarfe einschlieBlich Mehrbedarf fiir Alleinerziehende in Euro
2) durchschnittliche angemessene laufende Kosten fiir Unterkunft und Heizung
(Mai 2012, Quelle: Analysereport SGB II, Okt. 2012, Seite 55)
3) Kinder und Jugendliche erhalten zusétzliche Bildungs- und Teilhabeleistungen
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Haushaltseinkommen bei Einkommen
aus Erwerbstatigkeit
Alleinerziehende|r

4-[12-jahriges Kind
Miete und Heizung 455 €

ALG llf Sozialgeld

| Kindergeld
Einkommen
691€
846 €
1034 €
1086 €
635€"
netto
400 €
netto
165 €
netto
ohne 165 € brutto 400 € brutto 800 € brutto
Einkommen Einkommen Einkommen Einkommen

") Beispiel fiir Lohnsteuerklasse II.
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verfiigbares Haushaltseinkommen bei
Einkommen aus Erwerbstatigkeit
(Ehe-)Paar

4-jahriges Kind

Miete und Heizung 484 €

ALG llf Sozialgeld
I Kindergeld
Einkommen

821€

974 €
162 €

=]

- 633 €
400 € netto
netto
netto

ohne 165 € brutto 400 € brutto 800 € brutto
Einkommen Einkommen Einkommen Einkommen

") Beispiel fiir Lohnsteuerklasse I11.
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Haushaltseinkommen mit ALG Il

! !
%} Alleinstehende/r
S
\

Miete und Heizung 289 €

93

Bedarfsberechnung

Regelbedarf 382,00
Unterkunft und Heizung 289,00
Bedarf insgesamt 671,00
Zu beriicksichtigendes Einkommen

Zu bericksichtigendes Einkommen 0,00
Anspruch auf Arbeitslosengeld Il 671,00
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ALG llI-Haushaltseinkommen

@7‘ (Ehe-)Paar

N

Miete und Heizung 365 €

Bedarfsberechnung

Regelbedarf bei Partnerschaft 345,00
Regelbedarf bei Partnerschaft 345,00
Unterkunft und Heizung 365,00
Bedarf insgesamt 1.055,00

Zu beriicksichtigendes Einkommen

Zu beriicksichtigendes Einkommen 0,00

Anspruch auf Arbeitslosengeld Il 1.055,00
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ALG ll-Haushaltseinkommen

Alleinerziehende]r, 4-jahriges Kind

)Y Miete und Heizung 394 €

95

Bedarfsberechnung

Regelbedarf fur Alleinerziehende/n 382,00
Mehrbedarf fur Alleinerziehende/n 138,00
RegelbedarfKind" 224,00
Unterkunft und Heizung 394,00
Bedarf insgesamt 1.138,00
Zu bericksichtigendes Einkommen

Kindergeld 184,00
Sonstiges zu beriicksichtigendes Einkommen 0,00
Anspruch auf Arbeitslosengeld Il/Sozialgeld 954,00

1) Zusétzlich werden fiir Kinder und Jugendliche Leistungen fir Bildung und Teilhabe

beriicksichtigt, ohne Anrechnung von Kindergeld
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ALG ll-Haushaltseinkommen

(Ehe-)Paar, 4-jdhriges Kind

Miete und Heizung 484 €

Beispielrechnungen

Bedarfsberechnung

Regelbedarf bei Partnerschaft 345,00
Regelbedarf bei Partnerschaft 345,00
Regelbedarf Kind" 224,00
Unterkunft und Heizung 484,00
Bedarf insgesamt 1.398,00
Zu bericksichtigendes Einkommen

Kindergeld 184,00
Sonstiges zu beriicksichtigendes Einkommen 0,00
Anspruch auf Arbeitslosengeld Il/Sozialgeld 1.214,00

1) Zusétzlich werden fiir Kinder und Jugendliche Leistungen fiir Bildung und Teilhabe

beriicksichtigt, ohne Anrechnung von Kindergeld
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ALG llI-Haushaltseinkommen

(Ehe-)Paar, 4-[12-jahriges Kind

Miete und Heizung 559 €
Bedarfsberechnung
Regelbedarf bei Partnerschaft 345,00
Regelbedarf bei Partnerschaft 345,00
RegelbedarfKind" 224,00
Regelbedarf Kind" 255,00
Unterkunft und Heizung 559,00
Bedarf insgesamt 1.728,00
Zu bericksichtigendes Einkommen
Kindergeld 368,00
Sonstiges zu bericksichtigendes Einkommen 0,00
Anspruch auf Arbeitslosengeld Il/Sozialgeld 1.360,00

1) Zusétzlich werden fir Kinder und Jugendliche Leistungen fir Bildung und Teilhabe

beriicksichtigt, ohne Anrechnung von Kindergeld
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ALG ll-Haushaltseinkommen
(Ehe-)Paar, 4-[12-[/15-jahriges Kind

Miete und Heizung 624 €

Beispielrechnungen

Bedarfsberechnung

Regelbedarf bei Partnerschaft 345,00
Regelbedarf bei Partnerschaft 345,00
Regelbedarf Kind" 224,00
Regelbedarf Kind" 255,00
RegelbedarfKind" 289,00
Unterkunft und Heizung 624,00
Bedarf insgesamt 2.082,00
Zu beriicksichtigendes Einkommen

Kindergeld 558,00
Sonstiges zu beriicksichtigendes Einkommen 0,00
Anspruch auf Arbeitslosengeld Il/Sozialgeld 1.522,00

1) Zusétzlich werden fiir Kinder und Jugendliche Leistungen fir Bildung und Teilhabe
beriicksichtigt, ohne Anrechnung von Kindergeld
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Kinderzuschlag

(Ehe-)Paar, 4-[12-jahriges Kind

Miete und Heizung 524 Euro

Ein Anspruch auf Kinderzuschlag besteht nach dem Bundeskindergeldgesetz be-
reits ab einem Bruttoeinkommen der Eltern von 900 Euro monatlich. Eine Uberwin-
dung der Hilfebediirftigkeit gelingt mit Kinderzuschlag und Wohngeld ab einem
Bruttoeinkommen eines Elternteils von 1410 Euro monatlich. Das bedeutet z. B.:

Bei einem Bruttoeinkommen von 1410 Euro monatlich wird der volle Kinder-
zuschlag von 280 Euro ausgezahlt; bei 2 000 Euro sind es noch 190 Euro. Bei
einem Einkommen tiber 2100 Euro fallt der Kinderzuschlag weg.

Da Kinderzuschlagsbezieher kein Arbeitslosengeld Il beziehen, konnen sie
Wohngeld beantragen, das in diesem Beispiel - abhdngig vom konkreten
Einkommen - zwischen 202 und 98 Euro liegt.

Ubersteigt das Einkommen der Eltern den eigenen Bedarf, werden nur 50 Prozent des Uberschusses auf den
Kinderzuschlag angerechnet. Quelle: BMFSFJ.
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Sozialgesetzbuch (SGB)
Zweites Buch (Il)

Grundsicherung fiir Arbeitsuchende

(Artikel 1des Vierten Gesetzes fiir moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom
24. Dezember 2003 (BGBL IS. 2954)

Stand: 01.01.2012

zuletzt gedndert durch Artikel 5 des Gesetzes zur Verbesserung der Eingliederungs-
chancen am Arbeitsmarkt vom 20.12.2011 (BGBI. Teil I N1. 69 S. 2917 — 2920) ver-
kiindet am 27.12.2011; in Kraft ab 01.04.2012 und 01.01.2015

und durch Artikel 1a des Vierten Gesetzes zur Anderung des Vierten Buches Sozial-
gesetzbuch und anderer Gesetze (BGBI. Teil I Nr. 71 S. 3058) verkiindet am 29.12.2011;
in Kraft ab 01.04.2012

Kapitel 1
Fordern und Fordern

§ 1 Aufgabe und Ziel der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende

(1) Die Grundsicherung fiir Arbeitsuchende soll es Leistungsberechtigten ermoglichen,
ein Leben zu fithren, das der Wiirde des Menschen entspricht.

(2) Die Grundsicherung fiir Arbeitsuchende soll die Eigenverantwortung von erwerbs-
fédhigen Leistungsberechtigten und Personen, die mit ihnen in einer Bedarfsgemein-
schaftleben, starken und dazu beitragen, dass sie ihren Lebensunterhalt unabhén-
gigvon der Grundsicherung aus eigenen Mitteln und Kréften bestreiten kénnen.
Sie soll erwerbsfédhige Leistungsberechtigte bei der Aufnahme oder Beibehaltung
einer Erwerbstétigkeit unterstiitzen und den Lebensunterhalt sichern, soweit sie
ihn nicht auf andere Weise bestreiten konnen. Die Gleichstellung von Mdnnern und
Frauen ist als durchgéngiges Prinzip zu verfolgen. Die Leistungen der Grundsiche-
rung sind insbesondere darauf auszurichten, dass
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1. durch eine Erwerbstéatigkeit Hilfebediirftigkeit vermieden oder beseitigt, die
Dauer der Hilfebediirftigkeit verkiirzt oder der Umfang der Hilfebediirftigkeit
verringert wird,

2. die Erwerbsfahigkeit einer leistungsberechtigten Person erhalten, verbessert
oder wieder hergestellt wird,

3. geschlechtsspezifischen Nachteilen von erwerbsfdhigen Leistungsberechtigten
entgegengewirkt wird,

4. die familienspezifischen Lebensverhéltnisse von erwerbsfahigen Leistungs-
berechtigten, die Kinder erziehen oder pflegebediirftige Angehorige betreuen,
berticksichtigt werden,

5. behindertenspezifische Nachteile iiberwunden werden,

6. Anreize zur Aufnahme und Ausiibung einer Erwerbstétigkeit geschaffen und
aufrechterhalten werden.

(3) Die Grundsicherung fiir Arbeitsuchende umfasst Leistungen

1. zurBeendigung oder Verringerung der Hilfebediirftigkeit insbesondere durch
Eingliederung in Arbeit und

2. zur Sicherung des Lebensunterhalts.
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§ 2 Grundsatz des Forderns

(1) Erwerbsfdhige Leistungsberechtigte und die mit ihnen in einer Bedarfsgemein-
schaft lebenden Personen miissen alle Mdglichkeiten zur Beendigung oder
Verringerung ihrer Hilfebediirftigkeit ausschopfen. Eine erwerbsfidhige Leistungs-
berechtigte Person muss aktiv an allen Mafinahmen zu ihrer Eingliederung in
Arbeit mitwirken, insbesondere eine Eingliederungsvereinbarung abschlief3en.
Wenn eine Erwerbstédtigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt in absehbarer Zeit
nicht méglich ist, hat die erwerbsfihige leistungsberechtigte Person eine ihr ange-
botene zumutbare Arbeitsgelegenheit zu ibernehmen.

(2) Erwerbsfahige Leistungsberechtigte und die mit ihnen in einer Bedarfsgemein-
schaftlebenden Personen haben in eigener Verantwortung alle Moglichkeiten zu
nutzen, ihren Lebensunterhalt aus eigenen Mitteln und Kréften zu bestreiten. Erwerbs -
fédhige Leistungsberechtigte miissen ihre Arbeitskraft zur Beschaffung des Lebens-
unterhalts fiir sich und die mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Perso-
nen einsetzen.

§ 3 Leistungsgrundsidtze

(1) Leistungen zur Eingliederung in Arbeit kdnnen erbracht werden, soweit sie zur
Vermeidung oder Beseitigung, Verkiirzung oder Verminderung der Hilfebediirftig-
keit fiir die Eingliederung erforderlich sind. Bei den Leistungen zur Eingliederung
in Arbeit sind

1. dieEignung,

2. dieindividuelle Lebenssituation, insbesondere die familiére Situation,

3. dievoraussichtliche Dauer der Hilfebediirftigkeit und

4. die Dauerhaftigkeit der Eingliederung
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der erwerbsfdhigen Leistungsberechtigte zu beriicksichtigen. Vorrangig sollen
MafBnahmen eingesetzt werden, die die unmittelbare Aufnahme einer Erwerbs-
tatigkeit erméglichen. Bei der Leistungserbringung sind die Grundsitze von Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten.

(2) Erwerbsféhige Leistungsberechtigte, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben, sind unverziglich nach Antragstellung auf Leistungen nach diesem Buch in
eine Ausbildung oder Arbeit zu vermitteln. Kénnen Leistungsberechtigte ohne
Berufsabschluss nicht in eine Ausbildung vermittelt werden, soll die Agentur fiir
Arbeit darauf hinwirken, dass die vermittelte Arbeit auch zur Verbesserung ihrer
beruflichen Kenntnisse und Fahigkeiten beitragt.

(2a) Erwerbsfdhige Leistungsberechtigte, die das 58. Lebensjahr vollendet haben,
sind unverziiglich in Arbeit zu vermitteln.

(2b) Die Agentur fir Arbeit hat darauf hinzuwirken, dass erwerbsfdhige Leistungs-
berechtigte, die nicht iiber deutsche Sprachkenntnisse entsprechend dem Niveau
Bl des Gemeinsamen Européischen Referenzrahmens fiir Sprachen verfiigen und

die

1. zurTeilnahme an einem Integrationskurs nach § 44 des Aufenthaltsgesetzes
berechtigt sind,

2. nach § 44a des Aufenthaltsgesetzes verpflichtet werden kénnen oder

3. einen Anspruchnach § 9 Absatz1Satz1des Bundesvertriebenengesetzes
haben,

an einem Integrationskurs nach § 43 des Aufenthaltsgesetzes teilnehmen, sofern sie
nicht unmittelbar in eine Ausbildung oder Arbeit vermittelt werden kénnen und
ihnen eine Teilnahme an einem Integrationskurs daneben nicht zumutbar ist. Eine
Verpflichtung zur Teilnahme ist in die Eingliederungsvereinbarung als vorrangige
MaBnahme aufzunehmen.
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(3) Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts diirfen nur erbracht werden,
soweit die Hilfebediirftigkeit nicht anderweitig beseitigt werden kann; die nach
diesem Buch vorgesehenen Leistungen decken den Bedarf der erwerbsfihigen
Leistungsberechtigten und der mitihnen in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden
Personen.

§ 4 Leistungsformen

(1) Die Leistungen der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende werden erbracht in Form
von

1. Dienstleistungen,
2. Geldleistungen und
3. Sachleistungen.

(2) Die nach § 6 zustdndigen Tréager wirken darauf hin, dass erwerbsféhige Leistungs-
berechtigte und die mitihnen in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen die
erforderliche Beratung und Hilfe anderer Trager, insbesondere der Kranken- und
Rentenversicherung, erhalten. Die nach § 6 zustdndigen Trager wirken auch darauf
hin, dass Kinder und Jugendliche Zugang zu geeigneten vorhandenen Angeboten
der gesellschaftlichen Teilhabe erhalten. Sie arbeiten zu diesem Zweck mit Schulen
und Kindertageseinrichtungen, den Trdgern der Jugendhilfe, den Gemeinden und
Gemeindeverbédnden, freien Tragern, Vereinen und Verbdnden und sonstigen han-
delnden Personen vor Ort zusammen. Sie sollen die Eltern unterstiitzen und in ge-
eigneter Weise dazu beitragen, dass Kinder und Jugendliche Leistungen fiir Bildung
und Teilhabe moglichst in Anspruch nehmen.
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§ 5 Verhdltnis zu anderen Leistungen

(1) Auf Rechtsvorschriften beruhende Leistungen Anderer, insbesondere der Trager
anderer Sozialleistungen, werden durch dieses Buch nicht beriihrt. Ermessens-
leistungen diirfen nicht deshalb versagt werden, weil dieses Buch entsprechende
Leistungen vorsieht.

(2) Der Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach diesem
Buch schlieBt Leistungen nach dem Dritten Kapitel des Zwélften Buches aus. Leis-
tungen nach dem Vierten Kapitel des Zwolften Buches sind gegentiber dem Sozial-
geld vorrangig.

(3) Stellen Leistungsberechtigte trotz Aufforderung einen erforderlichen Antrag auf
Leistungen eines anderen Tragers nicht, kdnnen die Leistungstrdger nach diesem
Buch den Antrag stellen sowie Rechtsbehelfe und Rechtsmittel einlegen. Der Ablauf
von Fristen, die ohne Verschulden der Leistungstrager nach diesem Buch verstri-
chen sind, wirkt nicht gegen die Leistungstrager nach diesem Buch; dies gilt nicht
fur Verfahrensiristen, soweit die Leistungstrdger nach diesem Buch das Verfahren
selbst betreiben.

§ 6 Trager der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende
(1) Trager der Leistungen nach diesem Buch sind:

1. dieBundesagentur fiir Arbeit (Bundesagentur), soweit Nummer 2 nichts
Anderes bestimmt,

2. diekreisfreien Stddte und Kreise fiir die Leistungen nach § 16a, das Arbeitslosen-
geld ITund das Sozialgeld, soweit Arbeitslosengeld Il und Sozialgeld fiir den
Bedarf fiir Unterkunft und Heizung geleistet wird, die Leistungen nach § 24
Absatz 3 Satz1 Nummer 1und 2, § 27 Absatz 3 sowie fiir die Leistungen nach
§ 28, soweit durch Landesrecht nicht andere Trager bestimmt sind (kommunale
Trager).
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Zu ihrer Unterstiitzung kénnen sie Dritte mit der Wahrnehmung von Aufgaben
beauftragen; sie sollen einen Auendienst zur Bekdmpfung von Leistungsmiss-
brauch einrichten.

(2) Die Lander konnen bestimmen, dass und inwieweit die Kreise ihnen zugehérige
Gemeinden oder Gemeindeverbédnde zur Durchfithrung der in Absatz1Satz1Num-
mer 2 genannten Aufgaben nach diesem Gesetz heranziehen und ihnen dabei
Weisungen erteilen konnen; in diesen Féllen erlassen die Kreise den Widerspruchs-
bescheid nach dem Sozialgerichtsgesetz. § 44b Absatz1Satz 3 bleibt unberiihrt. Die
Sdtze 1und 2 gelten auch in den Féllen des § 6a mit der MaB3gabe, dass eine Heran-
ziehung auch fiir die Aufgaben nach § 6b Absatz1Satz1erfolgen kann.

(3) Die Lander Berlin, Bremen und Hamburg werden erméchtigt, die Vorschriften
dieses Gesetzes uiber die Zustdndigkeit von Behérden fur die Grundsicherung fiir
Arbeitsuchende dem besonderen Verwaltungsaufbau ihrer Linder anzupassen.

§ 6a Zugelassene kommunale Trager

(1) Die Zulassungen der aufgrund der Kommunaltrdger-Zulassungsverordnung
vom 24. September 2004 (BGBI.IS. 2349) anstelle der Bundesagentur als Trédger der
Leistungen nach § 6 Absatz1Satz1 Nummer 1zugelassenen kommunalen Trager
werden vom Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales durch Rechtsverordnung
iiber den 31. Dezember 2010 hinaus unbefristet verldngert, wenn die zugelassenen
kommunalen Trdger gegeniiber der zustdndigen obersten Landesbehérde die
Verpflichtungen nach Absatz 2 Satz1 Nummer 4 und 5 bis zum 30. September 2010
anerkennen.

(2) Auf Antrag wird eine begrenzte Zahl weiterer kommunaler Trager vom Bundes-
ministerium fiir Arbeit und Soziales als Tradger im Sinne des § 6 Absatz1Satz1Num-
mer 1durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates zugelassen,
wenn sie
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1. geeignetsind, die Aufgaben zu erfiillen,
2. sichverpflichten, eine besondere Einrichtung nach Absatz 5 zu schaffen,

3. sichverpflichten, mindestens 90 Prozent der Beamtinnen und Beamten, Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer der Bundesagentur, die zum Zeitpunkt der
Zulassung mindestens seit 24 Monaten in der i Gebiet des kommunalen
Trégers gelegenen Arbeitsgemeinschaft oder Agentur fiir Arbeit in getrennter
Aufgabenwahrnehmung im Aufgabenbereich nach § 6 Absatz1Satz1tétig
waren, vom Zeitpunkt der Zulassung an, dauerhaft zu beschéftigen,

4. sichverpflichten, mit der zustdndigen Landesbehorde eine Zielvereinbarung
uber die Leistungen nach diesem Buch abzuschlief3en, und

5. sichverpfilichten, die in der Rechtsverordnung nach § 51b Absatz 1Satz 2 fest-
gelegten Daten zu erheben und geméaf den Regelungen nach § 51b Absatz 4 an
die Bundesagentur zu iibermitteln, um bundeseinheitliche Datenerfassung,
Ergebnisberichterstattung, Wirkungsforschung und Leistungsvergleiche zu
ermoglichen.

Fiir die Antragsberechtigung gilt § 6 Absatz 3 entsprechend. Der Antrag bedarf in
den dafiir zustdndigen Vertretungskorperschaften der kommunalen Trédger einer
Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder sowie der Zustimmung der zustdndigen
obersten Landesbehorde. Die Anzahl der nach den Absdtzen 1und 2 zugelassenen
kommunalen Trédger betragt hochstens 25 Prozent der zum 31. Dezember 2010
bestehenden Arbeitsgemeinschaften nach § 44b in der bis zum 31. Dezember 2010
geltenden Fassung, zugelassenen kommunalen Tradgern sowie der Kreise und
kreisfreien Stddte, in denen keine Arbeitsgemeinschaft nach § 44b in der bis zum
31. Dezember 2010 geltenden Fassung errichtet wurde (Aufgabentréger).

(3) Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales wird erméchtigt, Voraussetzungen
der Eignung nach Absatz 2 Nummer 1und deren Feststellung sowie die Verteilung
der Zulassungen nach den Absdtzen 2 und 4 auf die Ldnder durch Rechtsverordnung
mit Zustimmung des Bundesrates zu regeln.
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(4) Der Antrag nach Absatz 2 kann bis zum 31. Dezember 2010 mit Wirkung zum

1. Januar 2012 gestellt werden. Dariiber hinaus kann vom 30. Juni 2015 bis zum

31. Dezember 2015 mit Wirkung zum 1. Januar 2017 ein Antrag auf Zulassung gestellt
werden, soweit die Anzahl der nach den Absdtzen 1und 2 zugelassenen kommu-
nalen Trédger 25 Prozent der zum 1. Januar 2015 bestehenden Aufgabentrager nach
Absatz 2 Satz 4 unterschreitet. Die Zulassungen werden unbefristet erteilt.

(5) Zur Wahrnehmung der Aufgaben anstelle der Bundesagentur errichten und
unterhalten die zugelassenen kommunalen Trdger besondere Einrichtungen fir
die Erfiillung der Aufgaben nach diesem Buch.

(6) Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales kann mit Zustimmung der zu-
stindigen obersten Landesbehérde durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung
des Bundesrates die Zulassung widerrufen. Auf Antrag des zugelassenen kommuna-
len Trégers, der der Zustimmung der zustdndigen obersten Landesbehoérde bedarf,
widerruft das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales die Zulassung durch
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates. Die Trdgerschaft endet mit
Ablauf des auf die Antragstellung folgenden Kalenderjahres.

(7) Auf Antrag des kommunalen Tréagers, der der Zustimmung der obersten Landes-
behorde bedarf, widerruft, beschréankt oder erweitert das Bundesministerium fir
Arbeit und Soziales die Zulassung nach Absatz 1 oder 2 durch Rechtsverordnung
ohne Zustimmung des Bundesrates, wenn und soweit die Zulassung aufgrund einer
kommunalen Neugliederung nicht mehr dem Gebiet des kommunalen Tragers
entspricht. Absatz 2 Satz1 Nummer 2 bis 5 gilt bei Erweiterung der Zulassung
entsprechend. Der Antrag nach Satz1kann bis zum 1. Juli eines Kalenderjahres mit
Wirkung zum 1. Januar des folgenden Kalenderjahres gestellt werden.
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§ 6b Rechtsstellung der zugelassenen kommunalen Trager

(1) Die zugelassenen kommunalen Trager sind an Stelle der Bundesagentur im
Rahmen ihrer 6rtlichen Zustdndigkeit Tradger der Aufgaben nach § 6 Absatz1Satz1
Nummer1mit Ausnahme der sich aus den §§ 44b, 48b, 50, 51a, 51b, 53, 55, 56 Absatz 2,
§§64 und 65d ergebenden Aufgaben. Sie haben insoweit die Rechte und Pflichten
der Agentur fir Arbeit.

(2) Der Bund tragt die Aufwendungen der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende ein-
schlieBlich der Verwaltungskosten mit Ausnahme der Aufwendungen fiir Aufgaben
nach § 6 Absatz1Satz1Nummer 2. § 46 Absatz1Satz 4, Absatz 2 und 3 Satz 1 gilt ent-
sprechend. § 46 Absatz 5 bis 8 bleibt unbertihrt.

(2a) Fiir die Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln des Bundes durch die zugelassenen
kommunalen Tréger gelten die haushaltsrechtlichen Bestimmungen des Bundes,
soweit in Rechtsvorschriften des Bundes oder Vereinbarungen des Bundes mit den
zugelassenen kommunalen Tragern nicht etwas anderes bestimmt ist.

(3) Der Bundesrechnungshof ist berechtigt, die Leistungsgewé&hrung zu priifen.

(4) Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales priift, ob Einnahmen und Ausgaben
in der besonderen Einrichtung nach § 6a Absatz 5 begriindet und belegt sind und
den Grundsatzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit entsprechen. Die Priifung
kann in einem vereinfachten Verfahren erfolgen, wenn der zugelassene kommu-
nale Trager ein Verwaltungs- und Kontrollsystem errichtet hat, das die Ordnungs-
maBigkeit der Berechnung und Zahlung gewdhrleistet und er dem Bundesministe-
rium fiir Arbeit und Soziales eine Beurteilung ermdoglicht, ob Aufwendungen nach
Grund und Héhe vom Bund zu tragen sind. Das Bundesministerium fiir Arbeit und
Soziales kiindigt 6rtliche Priifungen bei einem zugelassenen kommunalen Trédger
gegeniiber der nach § 48 Absatz 1 zustdndigen Landesbehérde an und unterrichtet
sie Giber das Ergebnis der Prifung.
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(5) Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales kann von dem zugelassenen
kommunalen Tréger die Erstattung von Mitteln verlangen, die er zu Lasten des
Bundes ohne Rechtsgrund erlangt hat. Der zu erstattende Betrag ist wéahrend des
Verzugs zu verzinsen. Der Verzugszinssatz betragt fiir das Jahr 3 Prozentpunkte
uber dem Basiszinssatz.

§ 6¢ Personaliibergang bei Zulassung weiterer kommunaler Trager
und bei Beendigung der Trdgerschaft

(1) Die Beamtinnen und Beamten, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der Bundes-
agentur, die am Tag vor der Zulassung eines weiteren kommunalen Tragers nach

§ 6a Absatz 2 und mindestens seit 24 Monaten Aufgaben der Bundesagentur als Tré-
gernach § 6 Absatz1Satz1Nummer1in dem Gebiet des kommunalen Tragers wahr-
genommen haben, treten zum Zeitpunkt der Neuzulassung kraft Gesetzes in den
Dienst des kommunalen Trégers iiber. Fiir die Auszubildenden bei der Bundesagen-
tur gilt Satz 1 entsprechend. Die Versetzung eines nach Satz 1 iibergetretenen Beam-
tinnen und Beamten vom kommunalen Trédger zur Bundesagentur bedarf nicht der
Zustimmung der Bundesagentur, bis sie 10 Prozent der nach Satz 1 iibergetretenen
Beamtinnen und Beamten, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wieder aufge-
nommen hat. Bis zum Erreichen des in Satz 3 genannten Anteils ist die Bundesagen-
tur zur Wiedereinstellung von nach Satz 1 iibergetretenen Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern verpflichtet, die auf Vorschlag des kommunalen Trdgers dazu bereit
sind. Die Versetzung und Wiedereinstellung im Sinne der Sdtze 3 und 4 ist inner-
halb von drei Monaten nach dem Zeitpunkt der Neuzulassung abzuschlie3en. Die
Satze1bis 5 gelten entsprechend fiir Zulassungen nach § 6a Absatz 4 Satz 2 sowie
Erweiterungen der Zulassung nach § 6a Absatz7.

(2) Endet die Trégerschaft eines kommunalen Trégers nach § 6a, treten die Beamtin-
nen und Beamten, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des kommunalen Trégers,
die am Tag vor der Beendigung der Trédgerschaft Aufgaben anstelle der Bundes-
agentur als Trdger nach § 6 Absatz1Nummer 1 durchgefiihrt haben, zum Zeitpunkt
der Beendigung der Tragerschaft kraft Gesetzes in den Dienst der Bundesagentur
uber. Fiir die Auszubildenden bei dem kommunalen Tréger gilt Satz 1 entsprechend.
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(3) Treten Beamtinnen und Beamte aufgrund des Absatzes 1 oder 2 kraft Gesetzes in
den Dienst eines anderen Tragers iber, wird das Beamtenverhéltnis mit dem ande-
ren Trager fortgesetzt. Treten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aufgrund des
Absatzes1oder 2 kraft Gesetzes in den Dienst eines anderen Trégers iiber, tritt der
neue Trager unbeschadet des Satzes 3 in die Rechte und Pflichten aus den Arbeits-
verhiltnissen ein, die im Zeitpunkt des Ubertritts bestehen. Vom Zeitpunkt des
Ubertritts an sind die fiirr Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer des neuen Tragers
jeweils geltenden Tarifvertrdge ausschlieSlich anzuwenden. Den Beamtinnen und
Beamten, Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmern ist die Fortsetzung des Beam-
ten- oder Arbeitsverhéltnisses von dem aufnehmenden Tréger schriftlich zu bestéti-
gen. Fir die Verteilung der Versorgungslasten hinsichtlich der aufgrund des Absat-
zes1oder 2 ibertretenden Beamtinnen und Beamten gilt § 107b des Beamtenversor-
gungsgesetzes entsprechend. Mit Inkrafttreten des Versorgungslastenteilungs-
Staatsvertrags sind fiir die jeweils beteiligten Dienstherrn die im Versorgungslas-
tenteilungs-Staatsvertrag bestimmten Regelungen entsprechend anzuwenden.

(4) Beamntinnen und Beamten, die nach Absatz 1 oder 2 kraft Gesetzes in den Dienst
eines anderen Trdgers tibertreten, soll ein gleich zu bewertendes Amt iibertragen
werden, das ihrem bisherigen Amt nach Bedeutung und Inhalt ohne Beriicksichti-
gung auf Dienststellung und Dienstalter entspricht. Wenn eine dem bisherigen
Amtentsprechende Verwendung im Ausnahmefall nicht moéglich ist, kann ihnen
auch ein anderes Amt mit geringerem Grundgehalt ibertragen werden. Verringert
sich nach Satz1oder 2 der Gesamtbetrag von Grundgehalt, allgemeiner Stellen -
zulage oder entsprechender Besoldungsbestandteile und anteiliger Sonderzahlung
(auszugleichende Dienstbeziige), hat der aufnehmende Trédger eine Ausgleichs-
zulage zu gewdhren. Die Ausgleichszulage bemisst sich nach der Differenz zwischen
den auszugleichenden Dienstbeziigen beim abgebenden Trager und beim aufneh-
menden Trager zum Zeitpunkt des Ubertritts. Auf die Ausgleichszulage werden alle
Erhéhungen der auszugleichenden Dienstbeziige beim aufnehmenden Tréger an-
gerechnet. Die Ausgleichszulage ist ruhegehaltfdhig. Als Bestandteil der Versor-
gungsbeziige vermindert sich die Ausgleichszulage bei jeder auf das Grundgehalt
bezogenen Erhéhung der Versorgungsbeziige um diesen Erhéhungsbetrag. Im Fall
des Satzes 2 diirfen die Beamtinnen und Beamten neben der neuen Amtsbezeich-
nung die des fritheren Amtes mit dem Zusatz ,,au3er Dienst® (,,a. D.“) fiihren.
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(5) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die nach Absatz1oder 2 kraft Gesetzes
in den Dienst eines anderen Trégers tibertreten, soll grundsatzlich eine tarifrecht-
lich gleichwertige Tatigkeit iibertragen werden. Wenn eine derartige Verwendung
im Ausnahmefall nicht moglich ist, kann ihnen eine niedriger bewertete Tatigkeit
ubertragen werden. Verringert sich das Arbeitsentgelt nach den Sdtzen 1und 2, ist
eine Ausgleichszahlung in Hoéhe des Unterschiedsbetrages zwischen dem Arbeits-
entgelt bei dem abgebenden Triager zum Zeitpunkt des Ubertritts und dem jeweili-
gen Arbeitsentgelt bei dem aufnehmenden Trédger zu zahlen.

§ 6d Jobcenter

Die gemeinsamen Einrichtungen nach § 44b und die zugelassenen kommunalen
Tréger nach § 6a fithren die Bezeichnung Jobcenter.

Kapitel 2

Anspruchsvoraussetzungen

§ 7 Leistungsberechtigte

(1) Leistungen nach diesem Buch erhalten Personen, die

1. das15.Lebensjahrvollendet und die Altersgrenze nach § 7a noch nicht erreicht
haben,

2. erwerbsfdhigsind,
3. hilfebedirftig sind und

4. ihren gewohnlichen Aufenthaltin der Bundesrepublik Deutschland haben
(erwerbsfahige Leistungsberechtigte).
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Ausgenommen sind

1. Ausldnderinnen und Auslander, die weder in der Bundesrepublik Deutschland
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer oder Selbstdndige noch auf Grund des
§ 2 Absatz 3 des Freiziigigkeitsgesetzes/EU freiziigigkeitsberechtigt sind, und
ihre Familienangehdérigen fur die ersten drei Monate ihres Aufenthalts,

2. Ausldnderinnen und Auslander, deren Aufenthaltsrecht sich allein aus dem
Zweck der Arbeitsuche ergibt, und ihre Familienangehdérigen,

3. Leistungsberechtigte nach § 1 des Asylbewerberleistungsgesetzes.

Satz 2 Nummer 1gilt nicht fiir Ausldnderinnen und Auslédnder, die sich mit einem
Aufenthaltstitel nach Kapitel 2 Abschnitt 5 des Aufenthaltsgesetzes in der Bundes-
republik Deutschland aufhalten. Aufenthaltsrechtliche Bestimmungen bleiben un-
bertihrt.

(2) Leistungen erhalten auch Personen, die mit erwerbsfdhigen Leistungsberechtig-
ten in einer Bedarfsgemeinschaftleben. Dienstleistungen und Sachleistungen wer -
den ihnen nur erbracht, wenn dadurch Hemmnisse bei der Eingliederung der er -
werbsfdhigen Hilfebediirftigen beseitigt oder vermindert werden. Zur Deckung der
Bedarfe nach § 28 erhalten die dort genannten Personen auch dann Leistungen fiir
Bildung und Teilhabe, wenn sie mit Personen in einem Haushalt zusammenleben,
mit denen sie nur deshalb keine Bedarfsgemeinschaft bilden, weil diese aufgrund
des zu beriicksichtigenden Einkommens oder Vermégens selbst nicht leistungs -
berechtigt sind.

(3) Zur Bedarfsgemeinschaft gehéren

1. die erwerbsfdhigen Leistungsberechtigten,

2. dieim Haushaltlebenden Eltern oder der im Haushalt lebende Elternteil eines
unverheirateten erwerbsfihigen Kindes, welches das 25. Lebensjahr noch nicht

vollendet hat, und die im Haushalt lebende Partner/in oder der im Haushalt
lebende Partner dieses Elternteils,
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3. alsPartner der erwerbsfahigen Leistungsberechtigten

a) dienichtdauernd getrenntlebende Ehegattin oder der nicht dauernd
lebende Ehegatte,

b) dienichtdauernd getrenntlebende Lebenspartnerin oder der nicht
dauernd getrennt lebende Lebenspartner,

c) einePerson, die mit der erwerbsfdhigen leistungsberechtigten Person in
einem gemeinsamen Haushalt so zusammenlebt, dass nach verstdndiger
Wiirdigung der wechselseitige Wille anzunehmen ist, Verantwortung fiir-
einander zu tragen und fiireinander einzustehen,

4. diedem Haushalt angehérenden unverheirateten Kinder der in den Nummern
1bis 3 genannten Personen, wenn sie das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet
haben, soweit sie die Leistungen zur Sicherung ihres Lebensunterhalts nicht aus
eigenem Einkommen oder Vermégen beschaffen kénnen.

(3a) Ein wechselseitiger Wille, Verantwortung fiireinander zu tragen und
fireinander einzustehen, wird vermutet, wenn Partner

=

langer als ein Jahr zusammenleben,

2. miteinem gemeinsamen Kind zusammenleben,

3. Kinder oder Angehérige im Haushalt versorgen oder

4. befugtsind, iber Einkommen oder Vermoégen des anderen zu verfiigen.

(4) Leistungen nach diesem Buch erhélt nicht, wer in einer stationédren Einrichtung
untergebrachtist, Rente wegen Alters oder Knappschaftsausgleichsleistung oder
dhnliche Leistungen 6ffentlich-rechtlicher Art bezieht. Dem Aufenthalt in einer
stationdren Einrichtung ist der Aufenthaltin einer Einrichtung zum Vollzug richter -
lich angeordneter Freiheitsentziehung gleichgestellt. Abweichend von Satz 1 erhalt
Leistungen nach diesem Buch,
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1. wervoraussichtlich fiir weniger als sechs Monate in einem Krankenhaus
(§ 107 des Fiinften Buches) untergebracht ist oder

2. werin einer stationdren Einrichtung untergebracht und unter den tiblichen
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens 15 Stunden
wochentlich erwerbstétig ist.

(4a) Erwerbsfdahige Leistungsberechtigte erhalten keine Leistungen, wenn sie sich
ohne Zustimmung des zustdndigen Trédgers nach diesem Buch auBerhalb des zeit-
und ortsnahen Bereichs aufhalten und deshalb nicht fiir die Eingliederung in Arbeit
zur Verfiigung stehen. Die Zustimmung ist zu erteilen, wenn fiir den Aufenthalt
auBlerhalb des zeit- und ortsnahen Bereichs ein wichtiger Grund vorliegt und die
Eingliederung in Arbeit nicht beeintrachtigt wird. Ein wichtiger Grund liegt insbe-
sondere vor bei

1. Teilnahme an einer drztlich verordneten MaBnahme der medizinischen
Vorsorge oder Rehabilitation,

2. Teilnahme an einer Veranstaltung, die staatspolitischen, kirchlichen oder
gewerkschaftlichen Zwecken dient oder sonst im 6ffentlichen Interesse liegt,
oder

3. Austibung einer ehrenamtlichen Tatigkeit.

Die Zustimmung kann auch erteilt werden, wenn fiir den Aufenthalt au3erhalb des
zeit- und ortsnahen Bereichs kein wichtiger Grund vorliegt und die Eingliederung
in Arbeit nicht beeintrédchtigt wird. Die Dauer der Abwesenheiten nach Satz 4 soll in
der Regel insgesamt drei Wochen im Kalenderjahr nicht tiberschreiten.

(5) Auszubildende, deren Ausbildung im Rahmen des Bundesausbildungsforde -
rungsgesetzes oder der §§ 51, 57 und 58 des Dritten Buches dem Grunde nach férde -
rungsféhig ist, haben tiber die Leistungen nach § 27 hinaus keinen Anspruch auf
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts.
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(6) Absatz 5 findet keine Anwendung auf Auszubildende,

1. dieauf Grundvon § 2 Absatz 1a des Bundesausbildungsférderungsgesetzes kei-
nen Anspruch auf Ausbildungsférderung oder auf Grund von § 60 des Dritten
Buches keinen Anspruch auf Berufsausbildungsbeihilfe haben

2. deren Bedarfsich nach § 12 Absatz1Nummer 1 des Bundesausbildungsférde -
rungsgesetzes nach § 62 Absatz1oder § 124 Absatz1 Nummer 1 des Dritten
Buches bemisst oder

3. dieeine Abendhauptschule, eine Abendrealschule oder ein Abendgymnasium
besuchen, sofern sie aufgrund von § 10 Absatz 3 des Bundesausbildungsférde-
rungsgesetzes keinen Anspruch auf Ausbildungsférderung haben.

§ 7a Altersgrenze
Personen, die vor dem 1. Januar 1947 geboren sind, erreichen die Altersgrenze mit

Ablauf des Monats, in dem sie das 65. Lebensjahr vollenden. Fiir Personen, die nach
dem 31. Dezember 1946 geboren sind, wird die Altersgrenze wie folgt angehoben:

fir den Geburts- erfolgt eine Anhebung auf Vollendung
jahrgang um Monate eines Lebensalters von
1947 1 65 Jahren und 1 Monat
1948 2 65 Jahren und 2 Monaten
1949 3 65 Jahren und 3 Monaten

1950 4 65 Jahren und 4 Monaten
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1951 5 65 Jahren und 5 Monaten
1952 6 65 Jahren und 6 Monaten
1953 7 65 Jahren und 7 Monaten
1954 8 65 Jahren und 8 Monaten
1955 9 65 Jahren und 9 Monaten
1956 10 65 Jahren und 10 Monaten
1957 1 65 Jahren und 11 Monaten
1958 12 66 Jahren
1959 14 66 Jahren und 2 Monaten
1960 16 66 Jahren und 4 Monaten
1961 18 66 Jahren und 6 Monaten
1962 20 66 Jahren und 8 Monaten
1963 22 66 Jahren und 10 Monaten
ab1964 24 67 Jahren.

§ 8 Erwerbsfahigkeit

(1) Erwerbsféhig ist, wer nicht wegen Krankheit oder Behinderung auf absehbare
Zeit auBerstande ist, unter den tiblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeits-
marktes mindestens drei Stunden téglich erwerbstétig zu sein.
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(2) Im Sinne von Absatz 1kénnen Ausldnderinnen und Ausldnder nur erwerbstéatig
sein, wenn ihnen die Aufnahme einer Beschéftigung erlaubt ist oder erlaubt wer-
den konnte. Die rechtliche Moglichkeit, eine Beschéftigung vorbehaltlich einer
Zustimmung nach § 39 des Aufenthaltsgesetzes aufzunehmen, ist ausreichend.

§ 9 Hilfebediirftigkeit

(1) Hilfebediirftig ist, wer seinen Lebensunterhalt nicht oder nicht ausreichend aus
dem zu berticksichtigenden Einkommen oder Vermdégen sichern kann und die
erforderliche Hilfe nicht von anderen, insbesondere von Angehoérigen oder von
Trédgern anderer Sozialleistungen, erhalt.

(2) Bei Personen, die in einer Bedarfsgemeinschaft leben, sind auch das Einkommen
und Vermdogen des Partners zu berticksichtigen. Bei unverheirateten Kindern, die
mit ihren Eltern oder einem Elternteil in einer Bedarfsgemeinschaft leben und die
ihren Lebensunterhalt nicht aus eigenem Einkommen oder Vermégen sichern kon-
nen, sind auch das Einkommen und Vermogen der Eltern oder des Elternteils und
dessen in Bedarfsgemeinschaftlebender Partnerin oder lebenden Partners zu
berticksichtigen. Ist in einer Bedarfsgemeinschaft nicht der gesamte Bedarf aus
eigenen Kréften und Mitteln gedeckt, gilt jede Person der Bedarfsgemeinschaftim
Verhéltnis des eigenen Bedarfs zum Gesamtbedarf als hilfebediirftig, dabei bleiben
die Bedarfe nach § 28 auBBer Betracht. In den Féllen des § 7 Absatz 2 Satz 3 ist Ein-
kommen und Vermaégen, soweit es die nach Satz 3 zu beriicksichtigenden Bedarfe
ubersteigt, im Verhéltnis mehrerer Leistungsberechtigter zueinander zu gleichen
Teilen zu berticksichtigen.

(3) Absatz 2 Satz 2 findet keine Anwendung auf ein Kind, das schwanger ist oder sein
Kind bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres betreut.

(4) Hilfebediirftig ist auch derjenige, dem der sofortige Verbrauch oder die sofortige
Verwertung von zu berticksichtigendem Vermdgen nicht moglich ist oder fiir den
dies eine besondere Hérte bedeuten wiirde.
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(5) Leben Hilfebediirftige in Haushaltsgemeinschaft mit Verwandten oder Verschwa-
gerten, so wird vermutet, dass sie von ihnen Leistungen erhalten, soweit dies nach
deren Einkommen und Vermdgen erwartet werden kann.

§ 10 Zumutbarkeit

(1) Einer erwerbsfahigen leistungsberechtigten Person ist jede Arbeit zumutbar, es
seidenn, dass

L

sie zu der bestimmten Arbeit korperlich, geistig oder seelisch nichtin der Lage
ist,

die Austibung der Arbeit die kiinftige Austibung der bisherigen tiberwiegen-
den Arbeit wesentlich erschweren wiirde, weil die bisherige Tatigkeit beson-
dere korperliche Anforderungen stellt,

die Ausiibung der Arbeit die Erziehung ihres Kindes oder des Kindes ihrer Part-
nerin oder ihres Partners gefdhrden wiirde; die Erziehung eines Kindes, das das
dritte Lebensjahr vollendet hat, ist in der Regel nicht gefdhrdet, soweit die Be-
treuung in einer Tageseinrichtung oder in Tagespflege im Sinne der Vorschrif-
ten des Achten Buches oder auf sonstige Weise sichergestellt ist; die zustédndi -
gen kommunalen Trager sollen darauf hinwirken, dass erwerbsfdhigen
Erziehenden vorrangig ein Platz zur Tagesbetreuung des Kindes angeboten
wird,

die Ausiibung der Arbeit mit der Pflege einer oder eines Angehérigen nicht ver-
einbar wére und die Pflege nicht auf andere Weise sichergestellt werden kann,

der Ausiibung der Arbeit ein sonstiger wichtiger Grund entgegensteht.
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(2) Eine Arbeitist nicht allein deshalb unzumutbar, weil

1. sienichteiner fritheren beruflichen Tétigkeit entspricht, fiir die die erwerbs-
fdhige leistungsberechtigte Person ausgebildet ist oder die frither ausgeiibt
wurde,

2. sieim Hinblick auf die Ausbildung der erwerbsfdhigen leistungsberechtigten
Person als geringerwertig anzusehen ist,

3. derBeschaftigungsort vom Wohnort der erwerbsféhigen leistungsberechtigten
Person weiter entfernt ist als ein fritherer Beschéaftigungs- oder Ausbildungsort,

4. die Arbeitsbedingungen ungiinstiger sind als bei den bisherigen Beschéftigungen
der erwerbsfdhigen leistungsberechtigten Person.

5. siemitder Beendigung einer Erwerbstéitigkeit verbunden ist, es sei denn, es
liegen begriindete Anhaltspunkte vor, dass durch die bisherige Tatigkeit kiinf-
tig die Hilfebedurftigkeit beendet werden kann.

(3) Die Absédtze 1und 2 gelten fir die Teilnahme an Manahmen zur Eingliederung
in Arbeit entsprechend.

§ 11 Zu beriicksichtigendes Einkommen

Als Einkommen zu bertiicksichtigen sind Einnahmen in Geld oder Geldeswert abziig-
lich der nach § 11b abzusetzenden Betrdge mit Ausnahme der in § 11a genannten
Einnahmen. Als Einkommen zu berticksichtigen sind auch Zufliisse aus darlehens-
weise gewahrten Sozialleistungen, soweit sie dem Lebensunterhalt dienen. Der
Kinderzuschlag nach § 6a des Bundeskindergeldgesetzes ist als Einkommen dem
jeweiligen Kind zuzurechnen. Dies gilt auch fiir das Kindergeld fir zur Bedarfs -
gemeinschaft gehorende Kinder, soweit es bei dem jeweiligen Kind zur Sicherung
des Lebensunterhalts, mit Ausnahme der Bedarfe nach § 28, benotigt wird.
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(2) Laufende Einnahmen sind fiir den Monat zu berticksichtigen, in dem sie zuflieSen.
Zu den laufenden Einnahmen z&hlen auch Einnahmen, die an einzelnen Tagen
eines Monats aufgrund von kurzzeitigen Beschéftigungsverhéltnissen erzielt
werden. Fiir laufende Einnahmen, die in gréBeren als monatlichen Zeitabstdnden
zuflieBen, gilt Absatz 3 entsprechend.

(3) Einmalige Einnahmen sind in dem Monat, in demn sie zuflieen, zu berticksichtigen.
Sofern fiir den Monat des Zuflusses bereits Leistungen ohne Berticksichtigung der
einmaligen Einnahme erbracht worden sind, werden sie imn Folgemonat bertick-
sichtigt. Entfiele der Leistungsanspruch durch die Beriicksichtigung in einem
Monat, ist die einmalige Einnahme auf einen Zeitraum von sechs Monaten gleich-
maBig aufzuteilen und monatlich mit einem entsprechenden Teilbetrag zu bertick-
sichtigen.

§ 11a Nicht zu beriicksichtigendes Einkommen

(1) Nicht als Einkommen zu beriicksichtigen sind

1. Leistungen nach diesem Buch,

2. die Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz und nach den Gesetzen,
die eine entsprechende Anwendung des Bundesversorgungsgesetzes vorsehen,

3. dieRenten oder Beihilfen, die nach dem Bundesentschddigungsgesetz fiir
Schaden an Leben sowie an Kérper oder Gesundheit erbracht werden, bis zur
Hohe der vergleichbaren Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz.

(2) Entschddigungen, die wegen eines Schadens, der kein Vermoégensschaden ist,
nach § 253 Absatz 2 des Biirgerlichen Gesetzbuchs geleistet werden, sind nicht als
Einkommen zu bertiicksichtigen.
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(3) Leistungen, die aufgrund 6ffentlich-rechtlicher Vorschriften zu einem ausdriick-
lich genannten Zweck erbracht werden, sind nur so weit als Einkommen zu bertick-
sichtigen, als die Leistungen nach diesem Buch im Einzelfall demselben Zweck
dienen. Abweichend von Satz1sind als Einkommen zu berticksichtigen

1. dieLeistungen nach § 39 des Achten Buches, die fiir den erzieherischen Einsatz
erbracht werden,

a) fur das dritte Pflegekind zu 75 Prozent,

b) fiir das vierte und jedes weitere Pflegekind vollsténdig,
2. dieLeistungen nach § 23 des Achten Buches.
(4) Zuwendungen der freien Wohlfahrtspflege sind nicht als Einkommen zu bertick-
sichtigen, soweit sie die Lage der Empféngerinnen und Empfénger nicht so glinstig
beeinflussen, dass daneben Leistungen nach diesem Buch nicht gerechtfertigt

wadren.

(5) Zuwendungen, die ein anderer erbringt, ohne hierzu eine rechtliche oder sittli-
che Pflicht zu haben, sind nicht als Einkommen zu bertiicksichtigen, soweit

1.  ihre Bertcksichtigung fiir die Leistungsberechtigten grob unbillig wére oder

2. siedie Lage der Leistungsberechtigten nicht so giinstig beeinflussen, dass
daneben Leistungen nach diesem Buch nicht gerechtfertigt wéren.

§ 11b Absetzbetrédge

(1) Vom Einkomnmen abzusetzen sind

1. aufdasEinkommen entrichtete Steuern,
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2. Pflichtbeitrdge zur Sozialversicherung einschlie3lich der Beitrdge zur Arbeits-
férderung,

3. Beitrage zu 6ffentlichen oder privaten Versicherungen oder dhnlichen Einrich-
tungen, soweit diese Beitrdge gesetzlich vorgeschrieben oder nach Grund und
Hohe angemessen sind; hierzu gehéren Beitrage

a) zur Vorsorge fir den Fall der Krankheit und der Pflegebedirftigkeit fiir Perso-
nen, die in der gesetzlichen Krankenversicherung nicht versicherungspflich-
tig sind,

b) zur Altersvorsorge von Personen, die von der Versicherungspflicht in der ge-
setzlichen Rentenversicherung befreit sind,

soweit die Beitrdge nicht nach § 26 bezuschusst werden,

4. geforderte Altersvorsorgebeitrage nach § 82 des Einkommensteuergesetzes,
soweit sie den Mindesteigenbeitrag nach § 86 des Einkommensteuergesetzes
nicht iberschreiten,

5. diemitder Erzielung des Einkommens verbundenen notwendigen Ausgaben,

6. fir Erwerbstétige ferner ein Betrag nach Absatz 3,

7. Aufwendungen zur Erfiillung gesetzlicher Unterhaltsverpflichtungen bis zu
dem in einem Unterhaltstitel oder in einer notariell beurkundeten Unterhalts-
vereinbarung festgelegten Betrag,

8. beierwerbsfahigen Leistungsberechtigten, deren Einkommen nach dem Vier-
ten Abschnitt des Bundesausbildungsférderungsgesetzes oder nach den §§ 67
oder 126 des Dritten Buches bei der Berechnung der Leistungen der Ausbil-
dungsférderung fiir mindestens ein Kind berticksichtigt wird, der nach den
Vorschriften der Ausbildungsférderung bertiicksichtigte Betrag.
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Bei der Verteilung einer einmaligen Einnahme nach § 11 Absatz 3 Satz 3 sind die
auf die einmalige Einnahme im Zuflussmonat entfallenden Betrdge nach den
Nummern1, 2, 5 und 6 vorweg abzusetzen.

(2) Bei erwerbsfahigen Leistungsberechtigten, die erwerbstétig sind, ist anstelle der
Betrdge nach Absatz1Satz1 Nummer 3 bis 5 ein Betrag von insgesamt 100 Euro
monatlich abzusetzen. Betragt das monatliche Einkommen mehr als 400 Euro, gilt
Satz1nicht, wenn die oder der erwerbsfdhige Leistungsberechtigte nachweist, dass
die Summe der Betrdge nach Absatz1Satz1Nummer 3 bis 5 den Betrag von 100 Euro
ubersteigt. Erhélt eine leistungsberechtigte Person mindestens aus einer Tatigkeit
Bezlige oder Einnahmen, die nach § 3 Nummer 12, 26, 26a oder 26b des Einkommen-
steuergesetzes steuerfrei sind, gelten die Sdtze 1und 2 mit den MaBBgaben, dass je-
weils an die Stelle des Betrages von 100 Euro monatlich der Betrag von 175 Euro
monatlich und an die Stelle des Betrages von 400 Euro der Betrag von 175 Euro tritt.
§ 11a Absatz 3 bleibt unbertihrt.

(3) Bei erwerbsfdhigen Leistungsberechtigten, die erwerbstétig sind, ist von dem
monatlichen Einkommen aus Erwerbstétigkeit ein weiterer Betrag abzusetzen.
Dieser beléduft sich

1. firden Teil des monatlichen Einkommens, das 100 Euro Gibersteigt und nicht
mehrals1000 Euro betrdgt, auf 20 Prozent und

2. firdenTeil des monatlichen Einkommens, das 1000 Euro Uibersteigt und nicht
mehr als1200 Euro betragt, auf10 Prozent.

Anstelle des Betrages von 1200 Euro tritt fiir erwerbsfdhige Leistungsberechtigte,
die entweder mit mindestens einem minderjihrigen Kind in Bedarfsgemeinschaft
leben oder die mindestens ein minderjéhriges Kind haben, ein Betrag von 1500 Euro.
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§ 12 Zu beriicksichtigendes Vermégen

(1) Als Vermogen sind alle verwertbaren Vermoégensgegenstédnde zu bertick-
sichtigen.

(2) Vom Vermdogen sind abzusetzen

1a.

ein Grundfreibetrag in H6he von 150 Euro je vollendetem Lebensjahr fiir jede in
der Bedarfsgemeinschaft lebende volljahrige Person und deren Partnerin oder
Partner, mindestens aber jeweils 3100 Euro; der Grundfreibetrag darf fiir jede
volljahrige Person und ihre Partnerin oder ihren Partner jeweils den nach Satz 2
mafBgebenden Hochstbetrag nicht Gibersteigen,

ein Grundfreibetrag in H6he von 3100 Euro fiir jedes leistungsberechtigte
minderjdhrige Kind,

Altersvorsorge in Hohe des nach Bundesrecht ausdriicklich als Altersvorsorge
geforderten Vermogens einschlieBlich seiner Ertrdge und der geférderten
laufenden Altersvorsorgebeitrdage, soweit die Inhaberin oder der Inhaber das
Altersvorsorgevermogen nicht vorzeitig verwendet,

geldwerte Anspriche, die der Altersvorsorge dienen, soweit die Inhaberin oder
der Inhaber sie vor dem Eintritt in den Ruhestand auf Grund einer unwiderruf-
lichen vertraglichen Vereinbarung nicht verwerten kann und der Wert der
geldwerten Anspriiche 750 Euro je vollendetem Lebensjahr der erwerbsfédhigen
leistungsberechtigten Person und deren Partnerin oder Partner, héchstens
jedoch jeweils den nach Satz 2 maB3gebenden Hochstbetrag nicht tibersteigt,

ein Freibetrag fiir notwendige Anschaffungen in Héhe von 750 Euro fiir jeden
in der Bedarfsgemeinschaft lebenden Leistungsberechtigten.
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Bei Personen, die

vor dem 1. Januar 1958 geboren sind, darf der Grundfreibetrag nach Satz 1
Nummer 1jeweils 9 750 Euro und der Wert der geldwerten Anspriiche nach
Satz1Nummer 3 jeweils 48 750 Euro,

nach dem 31. Dezember 1957 und vor dem 1. Januar 1964 geboren sind, darf der
Grundfreibetrag nach Satz1 Nummer1jeweils 9 900 Euro und der Wert der
geldwerten Anspriiche nach Satz1Nummer 3 jeweils 49 500 Euro,

nach dem 31. Dezember 1963 geboren sind, darf der Grundfreibetrag nach
Satz1Nummer1jeweils 10 050 Euro und der Wert der geldwerten Anspriiche
nach Satz1 Nummer 3 jeweils 50 250 Euro nicht tibersteigen.

(3) Als Vermogen sind nicht zu bertiicksichtigen

angemessener Hausrat,

ein angemessenes Kraftfahrzeug fiir jeden in der Bedarfsgemeinschaft lebende
erwerbsfahige Person,

von der Inhaberin oder dem Inhaber als fiir die Altersvorsorge bestimmt
bezeichnete Vermodgensgegenstdnde in angemessenem Umfang, wenn die
erwerbsfahige leistungsberechtigte Person oder deren Partnerin oder Partner
von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung befreit
ist,

ein selbst genutztes Hausgrundstiick von angemessener Grof3e oder eine
entsprechende Eigentumswohnung,

Vermaogen, solange es nachweislich zur baldigen Beschaffung oder Erhaltung
eines Hausgrundstiicks von angemessener Grof3e bestimmt ist, soweit dieses zu
Wohnzwecken behinderter oder pflegebediirftiger Menschen dient oder dienen
soll und dieser Zweck durch den Einsatz oder die Verwertung des Vermogens
gefdhrdet wiirde,
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6. Sachen und Rechte, soweit ihre Verwertung offensichtlich unwirtschaftlich ist
oder fiir den Betroffenen eine besondere Harte bedeuten wiirde.

Fiir die Angemessenheit sind die Lebensumstdnde wahrend des Bezugs der Leistungen
zur Grundsicherung fiir Arbeitsuchende maBgebend.

(4) Das Vermdogen ist mit seinem Verkehrswert zu berticksichtigen. Fiir die Bewer-
tung ist der Zeitpunkt maf3gebend, in dem der Antrag auf Bewilligung oder erneute
Bewilligung der Leistungen der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende gestellt wird,
bei spiaterem Erwerb von Vermégen der Zeitpunkt des Erwerbs. Wesentliche Ande-
rungen des Verkehrswertes sind zu berticksichtigen.

§ 12a Vorrangige Leistungen

Leistungsberechtigte sind verpflichtet, Sozialleistungen anderer Trager in Anspruch
zu nehmen und die dafiir erforderlichen Antrége zu stellen, sofern dies zur Vermei-
dung, Beseitigung, Verkiirzung oder Verminderung der Hilfebedtirftigkeit erfor-
derlich ist. Abweichend von Satz 1sind Leistungsberechtigte nicht verpflichtet,

1. biszur Vollendung des 63. Lebensjahres eine Rente wegen Alters vorzeitig in
Anspruch zu nehmen oder

2. Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz oder Kinderzuschlag nach dem Bundes-
kindergeldgesetz in Anspruch zu nehmen, wenn dadurch nicht die Hilfebediirf-
tigkeit aller Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft fiir einen zusammenhéngen-
den Zeitraum von mindestens drei Monaten beseitigt wiirde.

§ 13 Verordnungsermachtigung
(1) Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales wird ermachtigt, im Einverneh-

men mit dem Bundesministerium der Finanzen ohne Zustimmung des Bundesrates
durch Rechtsverordnung zu bestimmen,
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1.  welche weiteren Einnahmen nicht als Einkommen zu berticksichtigen sind und
wie das Einkommen im Einzelnen zu berechnen ist,

2. welche weiteren Vermogensgegenstdnde nicht als Vermogen zu berticksich-
tigen sind und wie der Wert des Vermdgens zu ermitteln ist,

3. welche Pauschbetrége fiir die von dem Einkommen abzusetzenden Betrdge zu
berticksichtigen sind.

4. welche durchschnittlichen monatlichen Betrége fiir einzelne Bedarfe nach § 28
fur die Prifung der Hilfebediirftigkeit zu berticksichtigen sind und welcher
Eigenanteil des maBgebenden Regelbedarfs bei der Bemessung des Bedarfs
nach § 28 Absatz 6 zugrunde zu legen ist.

(2) Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales wird erméchtigt, ohne Zustim-
mung des Bundesrates durch Rechtsverordnung zu bestimmen, unter welchen
Voraussetzungen und fiir welche Dauer Leistungsberechtigte nach Vollendung des
63. Lebensjahres ausnahmsweise zur Vermeidung von Unbilligkeiten nicht ver-
pilichtet sind, eine Rente wegen Alters vorzeitig in Anspruch zu nehmen.

(3) Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales wird erméchtigt, durch Rechts-
verordnung ohne Zustimmung des Bundesrates nihere Bestimmungen zum zeit-
und ortsnahen Bereich (§ 7 Absatz 4a) sowie dazu zu treffen, wie lange und unter
welchen Voraussetzungen sich erwerbsfdhige Leistungsberechtigte au8erhalb des
zeit- und ortsnahen Bereichs aufhalten dirfen, ohne Anspriiche auf Leistungen
nach diesem Buch zu verlieren.
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Kapitel 3
Leistungen

Abschnitt 1
Leistungen zur Eingliederung in Arbeit

§ 14 Grundsatz des Férderns

Die Tréger der Leistungen nach diesem Buch unterstiitzen erwerbsfdhige Leistungs-
berechtigte umfassend mit dem Ziel der Eingliederung in Arbeit. Die Agentur fiir
Arbeit soll eine persénliche Ansprechpartnerin oder einen personlichen Ansprech-
partner fur jede erwerbsféhige leistungsberechtigte Person und die mit dieser in
einer Bedarfsgemeinschaftlebenden Personen benennen. Die Trager der Leistun-
gen nach diesem Buch erbringen unter Beachtung der Grundsétze von Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit alle imn Einzelfall fiir die Eingliederung in Arbeit erforderli-
chen Leistungen.

§ 15 Eingliederungsvereinbarung

(1) Die Agentur fiir Arbeit soll im Einvernehmen mit dem kommunalen Trdger mit
jeder erwerbsfdhigen leistungsberechtigten Person die fiir ihre Eingliederung
erforderlichen Leistungen vereinbaren (Eingliederungsvereinbarung). Die Einglie-
derungsvereinbarung soll insbesondere bestimmen,

1. welche Leistungen die oder der Erwerbsfdhige zur Eingliederung in Arbeit
erhélt,

2. welche Bemithungen erwerbsfahige Leistungsberechtigte in welcher Haufigkeit
zur Eingliederung in Arbeit mindestens unternehmen missen und in welcher
Form diese Bemiithungen nachzuweisen sind,

3. welche Leistungen Dritter, insbesondere Trager anderer Sozialleistungen,
erwerbsfahige Leistungsberechtigte zu beantragen haben.
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Die Eingliederungsvereinbarung soll fiir sechs Monate geschlossen werden. Danach
soll eine neue Eingliederungsvereinbarung abgeschlossen werden. Bei jeder fol-
genden Eingliederungsvereinbarung sind die bisher gewonnenen Erfahrungen zu
beriicksichtigen. Kommt eine Eingliederungsvereinbarung nicht zustande, sollen
die Regelungen nach Satz 2 durch Verwaltungsakt erfolgen.

(2) In der Eingliederungsvereinbarung kann auch vereinbart werden, welche
Leistungen die Personen erhalten, die mit der oder dem erwerbsfédhigen Leistungs-
berechtigten in einer Bedarfsgemeinschaftleben. Diese Personen sind hierbei zu
beteiligen.

(3) Wird in der Eingliederungsvereinbarung eine BildungsmafBnahme vereinbart,
istauch zu regeln, in welchem Umfang und unter welchen Voraussetzungen die
oder der erwerbsféhige Leistungsberechtigte schadenersatzpflichtig ist, wenn sie
oder er die MaB3nahme aus einem von ihr oder ihm zu vertretenden Grund nicht zu
Ende fiihrt.

§ 15a Sofortangebot

Erwerbsfédhigen Personen, die innerhalb der letzten zwei Jahre laufende Geldleis-
tungen, die der Sicherung des Lebensunterhalts dienen, weder nach diesem Buch
noch nach dem Dritten Buch bezogen haben, sollen bei der Beantragung von Leis-
tungen nach diesem Buch unverziiglich Leistungen zur Eingliederung in Arbeit an-
geboten werden.

§ 16 Leistungen zur Eingliederung
(1) Zur Eingliederung in Arbeit erbringt die Agentur fir Arbeit Leistungen nach § 35
des Dritten Buches. Sie kann folgende Leistungen des Dritten Kapitels des Dritten

Buches erbringen:

1. dietbrigen Leistungen der Beratung und Vermittlung nach dem Ersten
Abschnitt,
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2. Leistungen zur Aktivierung und beruflichen Eingliederung nach dem Zweiten
Abschnitt,

3. Leistungen zur Berufsausbildung nach dem Vierten Unterabschnitt des Dritten
Abschnitts und Leistungen nach § 54a,

4. Leistungen zur beruflichen Weiterbildung nach dem Vierten Abschnitt und
Leistungen nach § 131a,

5. Leistungen zur Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Beschaftigung
nach dem Ersten Unterabschnitt des Fiinften Abschnitts.

Fir Eingliederungsleistungen an erwerbsféahige behinderte Leistungsberechtigte
nach diesem Buch gelten die §§ 112 bis 114, 115 Nummer 1 bis 3 mit Ausnahme berufs-
vorbereitender BildungsmaBBnahmen und der Berufsausbildungsbeihilfe, § 116
Absatz1,2und 5, die §§ 117,118 Satz1 Nummer 3, Satz 2 und die §§ 127 und 128 des
Dritten Buches entsprechend. § 1 Absatz2 Nummer 4 sowie § 36 und § 81 Absatz 3
des Dritten Buches sind entsprechend anzuwenden.

(2) Soweit dieses Buch nichts Abweichendes regelt, gelten fiir die Leistungen nach
Absatz1die Voraussetzungen und Rechtsfolgen des Dritten Buches mit Ausnahme
der Verordnungsermdchtigung nach § 47 des Dritten Buches sowie der Anord-
nungsermdchtigungen fiir die Bundesagentur und mit der Ma3gabe, dass an die
Stelle des Arbeitslosengeldes das Arbeitslosengeld II tritt. § 44 Absatz 3 Satz 3 des
Dritten Buches gilt mit der MaBBgabe, dass die Férderung aus dem Vermittlungs -
budget auch die anderen Leistungen nach dem Zweiten Buch nicht aufstocken,
ersetzen oder umgehen darf.
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(3) Abweichend von § 44 Absatz1Satz1des Dritten Buches kdnnen Leistungen auch
fir die Anbahnung und Aufnahme einer schulischen Berufsausbildung erbracht
werden. Abweichend von § 45 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 4 Satz 3 Nummer 3 des
Dritten Buches darf bei Langzeitarbeitslosen oder bei erwerbsfdhigen Leistungs-
berechtigten, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und deren beruf-
liche Eingliederung auf Grund von schwerwiegenden Vermittlungshemmnissen
besonders erschwert ist, die Teilnahme an MaBBnahmen oder Teilen von Mafnah-
men, die bei oder von einem Arbeitgeber durchgefiihrt werden, jeweils die Dauer
von zwolf Wochen nicht tiberschreiten.

(3a) Abweichend von § 81 Absatz 4 des Dritten Buches kann die Agentur fur Arbeit
unter Anwendung des Vergaberechts Tradger mit der Durchfithrung von MafBnah-
men der beruflichen Weiterbildung beauftragen, wenn die Ma3nahme den Anfor-
derungen des § 180 des Dritten Buches entspricht und

1. einedem Bildungsziel entsprechende MaBnahme 6rtlich nicht verfiigbar ist
oder

2. dieEignung und personlichen Verhéltnisse der erwerbsfédhigen Leistungs-
berechtigten dies erfordern.

§ 176 Absatz 2 des Dritten Buches findet keine Anwendung.

(4) Die Agentur fir Arbeit als Tradger der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende kann
die Ausbildungsvermittlung durch die fiir die Arbeitsférderung zustédndigen Stellen
der Bundesagentur wahrnehmen lassen. Das Bundesministerium fiir Arbeit und
Soziales wird erméchtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundes-
rates das Nahere tiber die Hohe, Moglichkeiten der Pauschalierung und den Zeit-
punkt der Félligkeit der Erstattung von Aufwendungen bei der Ausfiithrung des
Auftrags nach Satz 1festzulegen.
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§ 16a Kommunale Eingliederungsleistungen

Zur Verwirklichung einer ganzheitlichen und umfassenden Betreuung und Unter-
stiitzung bei der Eingliederung in Arbeit kénnen die folgenden Leistungen, die fiir
die Eingliederung der oder des erwerbsfdhigen Leistungsberechtigten in das Erwerbs-
leben erforderlich sind, erbracht werden:

1. dieBetreuung minderjahriger oder behinderter Kinder oder die hdusliche
Pflege von Angehorigen,

2. dieSchuldnerberatung,
3. die psychosoziale Betreuung,

4. die Suchtberatung.

§ 16b Einstiegsgeld

(1) Zur Uberwindung von Hilfebediirftigkeit kann erwerbsfidhigen Leistungsberech-
tigten, die arbeitslos sind, bei Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen oder
selbstdndigen Erwerbstétigkeit ein Einstiegsgeld erbracht werden, wenn dies zur
Eingliederung in den allgemeinen Arbeitsmarkt erforderlich ist. Das Einstiegsgeld
kann auch erbracht werden, wenn die Hilfebedurftigkeit durch oder nach Aufnah-
me der Erwerbstétigkeit entfallt.

(2) Das Einstiegsgeld wird, soweit fiir diesen Zeitraum eine Erwerbstétigkeit besteht,
fir héchstens 24 Monate erbracht. Bei der Bemessung der Héhe des Einstiegsgeldes

sollen die vorherige Dauer der Arbeitslosigkeit sowie die GréBe der Bedarfsgemein-

schaft berticksichtigt werden, in der die oder der erwerbsféhige Leistungsberechtigte
lebt.
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(3) Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales wird erméchtigt, im Einverneh-
men mitdem Bundesministerium der Finanzen ohne Zustimmung des Bundesrates
durch Rechtsverordnung zu bestimmen, wie das Einstiegsgeld zu bemessen ist. Bei
der Bemessung ist neben der Beriicksichtigung der in Absatz 2 Satz 2 genannten
Kriterien auch ein Bezug zu dem fiir die oder den erwerbsfahigen Leistungsberech-
tigten jeweils maBBgebenden Regelbedarf herzustellen.

§ 16c Leistungen zur Eingliederung von Selbstandigen

(1) Erwerbsfahige Leistungsberechtigte, die eine selbstdndige, hauptberufliche
Tatigkeit aufnehmen oder ausiiben, kénnen Darlehen und Zuschusse fiir die
Beschaffung von Sachgtitern erhalten, die fiir die Ausiibung der selbstdndigen
Tatigkeit notwendig und angemessen sind. Zuschiisse diirfen einen Betrag von
5000 Euro nicht tibersteigen.

(2) Erwerbsféhige Leistungsberechtigte, die eine selbstdndige, hauptberufliche
Tatigkeit ausiiben, kénnen durch geeignete Dritte durch Beratung oder Vermitt-
lung von Kenntnissen und Fertigkeiten geférdert werden, wenn dies fiir die weitere
Ausubung der selbstandigen Tatigkeit erforderlich ist. Die Vermittlung von berufli-
chen Kenntnissen ist ausgeschlossen.

(3) Leistungen zur Eingliederung von erwerbsfédhigen Leistungsberechtigten, die
eine selbstdndige, hauptberufliche Tatigkeit aufnehmen oder ausiiben, kénnen nur
gewdahrt werden, wenn zu erwarten ist, dass die selbstdndige Tatigkeit wirtschaft-
lich tragfédhig ist und die Hilfebedtirftigkeit durch die selbstédndige Tatigkeit inner-
halb eines angemessenen Zeitraums dauerhaft tiberwunden oder verringert wird.
Zur Beurteilung der Tragfdhigkeit der selbstdndigen Téatigkeit soll die Agentur fiir
Arbeit die Stellungnahme einer fachkundigen Stelle verlangen.
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§ 16d Arbeitsgelegenheiten

(1) Erwerbsfdhige Leistungsberechtigte konnen zur Erhaltung oder Wiedererlan-
gung ihrer Beschéaftigungsfdhigkeit, die fiir eine Eingliederung in Arbeit erforder-
lichist, in Arbeitsgelegenheiten zugewiesen werden, wenn die darin verrichteten
Arbeiten zusdtzlich sind, im 6ffentlichen Interesse liegen und wettbewerbsneutral
sind. § 18d Satz 2 findet Anwendung.

(2) Arbeiten sind zusétzlich, wenn sie ohne die Férderung nicht, nicht in diesem
Umfang oder erst zu einem spéteren Zeitpunkt durchgefiihrt wiirden. Arbeiten, die
auf Grund einer rechtlichen Verpflichtung durchzufiihren sind oder die tiblicher-
weise von juristischen Personen des 6ffentlichen Rechts durchgefiihrt werden, sind
nur féorderungsfdhig, wenn sie ohne die Férderung voraussichtlich erst nach zwei
Jahren durchgefiihrt wiirden. Ausgenommen sind Arbeiten zur Bewéltigung von
Naturkatastrophen und sonstigen au8ergewéhnlichen Ereignissen.

(3) Arbeiten liegen im 6ffentlichen Interesse, wenn das Arbeitsergebnis der All-
gemeinheit dient. Arbeiten, deren Ergebnis iiberwiegend erwerbswirtschaftlichen
Interessen oder den Interessen eines begrenzten Personenkreises dient, liegen nicht
im o6ffentlichen Interesse. Das Vorliegen des 6ffentlichen Interesses wird nicht allein
dadurch ausgeschlossen, dass das Arbeitsergebnis auch den in der Maf3nahme
beschéftigten Leistungsberechtigten zugute kommt, wenn sichergestellt ist, dass
die Arbeiten nicht zu einer Bereicherung Einzelner fiihren.

(4) Arbeiten sind wettbewerbsneutral, wenn durch sie eine Beeintrdchtigung der
Wirtschaft infolge der Férderung nicht zu befiirchten ist und Erwerbstétigkeit auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt weder verdréangt noch in ihrer Entstehung verhin-
dertwird.

(5) Leistungen zur Eingliederung in Arbeit nach diesem Buch, mit denen die Auf-
nahme einer Erwerbstétigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt unmittelbar
unterstiitzt werden kann, haben Vorrang gegentiber der Zuweisung in Arbeits -
gelegenheiten.
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(6) Erwerbsfédhige Leistungsberechtigte diirfen innerhalb eines Zeitraums von finf
Jahren nichtlénger als insgesamt 24 Monate in Arbeitsgelegenheiten zugewiesen
werden. Der Zeitraum beginnt mit Eintritt in die erste Arbeitsgelegenheit.

(7) Den erwerbsfahigen Leistungsberechtigten ist wihrend einer Arbeitsgelegen-
heit zuziiglich zum Arbeitslosengeld Il von der Agentur fiir Arbeit eine angemes-
sene Entschddigung fir Mehraufwendungen zu zahlen. Die Arbeiten begriinden
kein Arbeitsverhdltnis im Sinne des Arbeitsrechts und auch kein Beschéftigungsver-
héltnis im Sinne des Vierten Buches; die Vorschriften tiber den Arbeitsschutz und
das Bundesurlaubsgesetz mit Ausnahme der Regelungen tiber das Urlaubsentgelt
sind entsprechend anzuwenden. Fur Schdden bei der Ausiibung ihrer Tatigkeit
haften die erwerbsfahigen Leistungsberechtigten wie Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer.

(8) Auf Antrag werden die unmittelbar im Zusammenhang mit der Verrichtung von
Arbeiten nach Absatz1erforderlichen Kosten, einschlieBlich der Kosten, die bei
besonderem Anleitungsbedarf fiir das erforderliche Betreuungspersonal ent-
stehen, erstattet.

§ 16e Forderung von Arbeitsverhaltnissen

(1) Arbeitgeber kénnen auf Antrag fiir die Beschdftigung von zugewiesenen
erwerbsfahigen Leistungsberechtigten durch Zuschisse zum Arbeitsentgelt gefor-
dert werden, wenn zwischen dem Arbeitgeber und der erwerbsféhigen leistungs-
berechtigten Person ein Arbeitsverhéltnis begriindet wird.

(2) Der Zuschuss nach Absatz 1richtet sich nach der Leistungsfahigkeit des erwerbs-
fahigen Leistungsberechtigten und betrégt bis zu 75 Prozent des berticksichti-
gungsfdhigen Arbeitsentgelts. Berticksichtigungsfahig sind das zu zahlende
Arbeitsentgelt und der pauschalierte Anteil des Arbeitgebers am Gesamtsozialver-
sicherungsbeitrag abziiglich des Beitrags zur Arbeitsférderung. Einmalig gezahltes
Arbeitsentgelt ist nicht bertiicksichtigungsfahig. § 91 Absatz 2 des Dritten Buches
giltentsprechend.
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(3) Eine erwerbsfahige leistungsberechtigte Person kann einem Arbeitgeber zuge-
wiesen werden, wenn

1. sielangzeitarbeitslos im Sinne des § 18 des Dritten Buches ist und in ihren
Erwerbsmaoglichkeiten durch mindestens zwei weitere in ihrer Person liegende
Vermittlungshemmnisse besonders schwer beeintréchtigtist,

2. siefiir einen Zeitraum von mindestens sechs Monaten verstarkte vermitt-
lerische Unterstiitzung nach § 16 Absatz1Satz 1 unter Einbeziehung der
ubrigen Eingliederungsleistungen nach diesem Buch erhalten hat,

3. eine Erwerbstétigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt fiir die Dauer der
Zuweisung ohne die Férderung voraussichtlich nicht méglich ist und

4. fiirsie innerhalb eines Zeitraums von fiinf Jahren Zuschiisse an Arbeitgeber
nach Absatz 1 hdchstens fiir eine Dauer von 24 Monaten erbracht werden. Der
Zeitraum beginnt mit dem ersten nach Absatz 1 geférderten Arbeitsverhdltnis.

(4) Die Bundesagentur soll die erwerbsféhige leistungsberechtigte Person um-
gehend abberufen, wenn sie diese in eine zumutbare Arbeit oder Ausbildung ver-
mitteln kann oder die Férderung aus anderen Grinden beendet wird. Die erwerbs-
fédhige leistungsberechtigte Person kann das Arbeitsverhéltnis ohne Einhaltung
einer Frist kiindigen, wenn sie eine Arbeit oder Ausbildung aufnimmt, an einer
MaBnahme der Berufsausbildung oder beruflichen Weiterbildung teilnehmen
kann oder nach Satz1abberufen wird. Der Arbeitgeber kann das Arbeitsverhéltnis
ohne Einhaltung einer Frist kindigen, wenn die Arbeitnehmerin oder der Arbeit-
nehmer nach Satz 1 abberufen wird.

(5) Eine Forderung ist ausgeschlossen, wenn zu vermuten ist, dass der Arbeitgeber

1. dieBeendigung eines anderen Beschéftigungsverhéltnisses veranlasst hat, um
eine Férderung nach Absatz1zu erhalten, oder

2. eine bisher fiir das Beschéftigungsverhéltnis erbrachte Férderung ohne beson-
deren Grund nicht mehr in Anspruch nimmt.
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§ 16f Freie Forderung

(1) Die Agentur fur Arbeit kann die Méglichkeiten der gesetzlich geregelten Einglie-
derungsleistungen durch freie Leistungen zur Eingliederung in Arbeit erweitern.
Die freien Leistungen miissen den Zielen und Grundsétzen dieses Buches ent-
sprechen.

(2) Die Ziele der Leistungen sind vor Foérderbeginn zu beschreiben. Eine Kombi-
nation oder Modularisierung von Inhalten ist zul&ssig. Die Leistungen der Freien
Forderung diirfen gesetzliche Leistungen nicht umgehen oder aufstocken. Aus-
genommen hiervon sind Leistungen fur

1. Langzeitarbeitslose und

2. erwerbsfahige Leistungsberechtigte, die das 25. Lebensjahr noch nichtvoll-
endet haben und deren berufliche Eingliederung auf Grund von schwer-
wiegenden Vermittlungshemmnissen besonders erschwert ist,

bei denen in angemessener Zeit von in der Regel sechs Monaten nicht mit Aussicht
auf Erfolg auf einzelne Gesetzesgrundlagen dieses Buches oder des Dritten Buches
zuruckgegriffen werden kann. Bei Leistungen an Arbeitgeber ist darauf zu achten,
Wettbewerbsverfdlschungen zu vermeiden. Projektférderungen im Sinne von
Zuwendungen sind nach MaBgabe der §§ 23 und 44 der Bundeshaushaltsordnung
zuléssig. Beildngerfristig angelegten Férderungen ist der Erfolg regelméBig zu
uberprifen und zu dokumentieren.

§ 16g Forderung bei Wegfall der Hilfebediirftigkeit

(1) Entféllt die Hilfebediirftigkeit der oder des Erwerbsfdhigen wihrend einer MaB-

nahme zur Eingliederung, kann sie weiter geférdert werden, wenn dies wirtschaft-
lich erscheint und die oder der Erwerbsféhige die MaBBnahme voraussichtlich erfolg-
reich abschlieBen wird. Die Férderung soll als Darlehen erbracht werden.
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(2) Fur die Dauer einer Forderung des Arbeitgebers oder eines Trédgers durch eine
Geldleistung nach § 16 Absatz 1, § 16e kénnen auch Leistungen nach dem Dritten
Kapitel und § 46 Absatz1Satz1 Nummer 5 des Dritten Buches oder nach § 16a Num-
mer 1bis4 und § 16b erbracht werden, wenn die Hilfebediirftigkeit der oder des Er-
werbsfdhigen auf Grund des zu berticksichtigenden Einkommens entfallen ist.
Wahrend der Férderdauer nach Satz 1 gilt § 15 entsprechend.

§ 17 Einrichtungen und Dienste fiir Leistungen zur Eingliederung

(1) Zur Erbringung von Leistungen zur Eingliederung in Arbeit sollen die zustdndigen
Trager der Leistungen nach diesem Buch eigene Einrichtungen und Dienste nicht
neu schaffen, soweit geeignete Einrichtungen und Dienste Dritter vorhanden sind,
ausgebaut oder in Kiirze geschaffen werden kénnen. Die zustdndigen Trager der
Leistungen nach diesem Buch sollen Trager der freien Wohlfahrtspflege in ihrer
Tatigkeit auf dem Gebiet der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende angemessen
unterstitzen.

(2) Wird die Leistung von einem Dritten erbracht und sind im Dritten Buch keine
Anforderungen geregelt, denen die Leistung entsprechen muss, sind die Tréager der
Leistungen nach diesem Buch zur Vergiitung fiir die Leistung nur verpflichtet,
wenn mit dem Dritten oder seinem Verband eine Vereinbarung insbesondere tiber

1. Inhalt, Umfang und Qualitét der Leistungen,

2. die Vergitung, die sich aus Pauschalen und Betrdgen fiir einzelne Leistungs -
bereiche zusammensetzen kann, und

3. diePriifung der Wirtschaftlichkeit und Qualitdt der Leistungen besteht. Die
Vereinbarungen miissen den Grundsatzen der Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit
und Leistungsféhigkeit entsprechen.
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§ 18 Ortliche Zusammenarbeit

(1) Die Agenturen fir Arbeit arbeiten bei der Erbringung von Leistungen zur Einglie-
derung in Arbeit unter Berticksichtigung ihrer Aufgaben nach dem Dritten Buch
mit den Beteiligten des ortlichen Arbeitsmarktes, insbesondere den Gemeinden,
den Kreisen und Bezirken, den Trdgern der freien Wohlfahrtspflege, den Vertretern
der Arbeitgeber sowie der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie den Kam-
mern und berufsstdndischen Organisationen zusammen, umn die gleichmégige
oder gemeinsame Durchfithrung von MaBnahmen zu beraten oder zu sichern und
Leistungsmissbrauch zu verhindern oder aufzudecken. Die 6rtlichen Trager der
Sozialhilfe sind verpflichtet, mit den Agenturen fiir Arbeit zusammenzuarbeiten.

(1a) Absatz 1 gilt fir die kommunalen Trdger und die zugelassenen kommunalen
Tréger entsprechend.

(2) Die Leistungen nach diesem Buch sind in das regionale Arbeitsmarktmonitoring
der Agenturen fiir Arbeit nach § 9 Absatz 2 des Dritten Buches einzubeziehen.

(3) Die Agenturen fiir Arbeit sollen mit Gemeinden, Kreisen und Bezirken auf deren
Verlangen Vereinbarungen tiber das Erbringen von Leistungen zur Eingliederung
nach diesem Gesetz mit Ausnahme der Leistungen nach § 16 Absatz 1 schlie3en,
wenn sie den durch eine Rechtsverordnung festgelegten Mindestanforderungen
entsprechen. Satz 1gilt nicht fiir die zugelassenen kommunalen Tréger.

(4) Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales wird erméchtigt, ohne Zustim-
mung des Bundesrates durch Rechtsverordnung zu bestimmen, welchen Anforde -
rungen eine Vereinbarung nach Absatz 3 mindestens geniigen muss.
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§ 18a Zusammenarbeit mit den fiir die Arbeitsforderung zustandigen
Stellen

Beziehen erwerbsfiahige Leistungsberechtigte auch Leistungen der Arbeitsférde-
rung, so sind die Agenturen fiir Arbeit, die zugelassenen kommunalen Trager und
die gemeinsamen Einrichtungen verpflichtet, bei der Wahrnehmung der Aufgaben
nach diesem Buch mit den fiir die Arbeitsférderung zusténdigen Dienststellen der
Bundesagentur eng zusammenzuarbeiten. Sie unterrichten diese unverziiglich
uber die ihnen insoweit bekannten, fiir die Wahrnehmung der Aufgaben der
Arbeitsférderung erforderlichen Tatsachen, insbesondere iiber

1. diefiirerwerbsfdhige Leistungsberechtigte, die auch Leistungen der Arbeits-
férderung beziehen, vorgesehenen und erbrachten Leistungen zur Einglie-
derung in Arbeit,

2. den Wegfall der Hilfebediirftigkeit bei diesen Personen.

§ 18b Kooperationsausschuss

(1) Die zustdndige oberste Landesbehorde und das Bundesministerium fiir Arbeit
und Soziales bilden einen Kooperationsausschuss. Der Kooperationsausschuss koor-
diniert die Umsetzung der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende auf Landesebene.
Im Kooperationsausschuss vereinbaren das Land und der Bund jéhrlich die Ziele
und Schwerpunkte der Arbeitsmarkt- und Integrationspolitik in der Grundsiche-
rung fur Arbeitsuchende auf Landesebene. § 48b bleibt unberthrt. Die Verfahren
zum Abschluss der Vereinbarungen zwischen Bund und Landern werden mit den
Verfahren zum Abschluss der Zielvereinbarungen zwischen dem Bundesministerium
fiir Arbeit und Soziales und der Bundesagentur sowie deren Konkretisierung in den
Zielvereinbarungen der Bundesagentur und den gemeinsamen Einrichtungen
abgestimmt. Der Kooperationsausschuss kann sich tiber die Angelegenheiten der
gemeinsamen Einrichtungen unterrichten lassen. Der Kooperationsausschuss ent-
scheidet dartiber hinaus bei einer Meinungsverschiedenheit tiber die Weisungs-
zustandigkeitim Verfahren nach § 44e, berdt die Tragerversammlung bei der
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Bestellung und Abberufung eines Geschéftsfithrers nach § 44c Absatz 2 Nummer1
und gibtin den Féllen einer Weisung in grundsétzlichen Angelegenheiten nach
§ 44b Absatz 3 Satz 4 eine Empfehlung ab.

(2) Der Kooperationsausschuss besteht aus sechs Mitgliedern, von denen drei Mit-
glieder von der zusténdigen obersten Landesbehorde und drei Mitglieder vom
Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales entsandt werden. Die Mitglieder des
Kooperationsausschusses kénnen sich vertreten lassen. An den Sitzungen soll in der
Regel jeweils mindestens eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter der zustdndigen
obersten Landesbehoérde und des Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales teil-
nehmen.

(3) Die Mitglieder wéhlen eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden. Kann im
Kooperationsausschuss keine Einigung tiber die Person der oder des Vorsitzenden
erzielt werden, wird die oder der Vorsitzende von den Vertreterinnen und Vertre-
tern des Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales oder den Vertreterinnen und
Vertretern der zustdndigen obersten Landesbehérde abwechselnd jeweils fiir zwei
Jahre bestimmt; die erstmalige Bestimmung erfolgt durch die Vertreterinnen und
Vertreter des Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales. Der Kooperationsaus-
schuss gibt sich eine Geschéaftsordnung.

§ 18c Bund-Lander-Ausschuss

(1) Beim Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales wird ein Ausschuss fiir die
Grundsicherung fir Arbeitsuchende gebildet. Er beobachtet und berét die zentra-
len Fragen der Umsetzung der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende und Fragen
der Aufsicht nach den §§ 47 und 48, Fragen des Kennzahlenvergleichs nach § 48a
Absatz 2 sowie Fragen der zu erhebenden Daten nach § 51b Absatz1Satz 2 und eror-
tert die Zielvereinbarungen nach § 48b Absatz1.
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(2) Bei der Beobachtung und Beratung zentraler Fragen der Umsetzung der Grund-
sicherung fiir Arbeitsuchende sowie Fragen des Kennzahlenvergleichs nach § 48a
Absatz 2 und Fragen der zu ethebenden Daten nach § 51b Absatz 1Satz 2 ist der Aus-
schuss besetzt mit Vertreterinnen und Vertretern der Bundesregierung, der Lander,
der kommunalen Spitzenverbdnde und der Bundesagentur. Der Ausschuss kann
sich von den Trédgern berichten lassen.

(3) Bei der Beratung von Fragen der Aufsicht nach den §§ 47 und 48 ist der Ausschuss
besetzt mit Vertreterinnen und Vertretern der Bundesregierung und der Aufsichts-
behorden der Lander. Bund und Lander kénnen dazu einvernehmlich Vertreterin-
nen und Vertreter der kommunalen Spitzenverbdnde und der Bundesagentur ein-
laden, sofern dies sachdienlich ist.

§ 18d Ortlicher Beirat

Bei jeder gemeinsamen Einrichtung nach § 44b wird ein Beirat gebildet. Der Beirat
berét die Einrichtung bei der Auswahl und Gestaltung der Eingliederungsinstrumen-
te und -mafBnahmen. Die Trdgerversammlung beruft die Mitglieder des Beirats auf
Vorschlag der Beteiligten des ortlichen Arbeitsmarktes, insbesondere den Tragern
der freien Wohlfahrtspflege, den Vertreterinnen und Vertretern der Arbeitgeber
und Arbeitnehmer sowie den Kammern und berufsstdndischen Organisationen.
Vertreterinnen und Vertreter von Beteiligten des ortlichen Arbeitsmarktes, die Ein-
gliederungsleistungen nach diesem Buch anbieten, diirfen nicht Mitglied des Bei-
rats sein. Der Beirat gibt sich eine Geschéaftsordnung. Die Sdtze 1bis 5 gelten ent-
sprechend fir die zugelassenen kommunalen Trager mit der Maf3gabe, dass die
Berufung der Mitglieder des Beirats durch den zugelassenen kommunalen Trédger
erfolgt.
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§ 18e Beauftragte fiir Chancengleichheit am Arbeitsmarkt

(1) Die Trdgerversammlungen bei den gemeinsamen Einrichtungen bestellen Beauf-
tragte fiir Chancengleichheit am Arbeitsmarkt aus dem Kreis der Beamtinnen und
Beamten, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, denen in den gemeinsamen Ein-
richtungen Tatigkeiten zugewiesen worden sind. Sie sind unmittelbar der jeweili-
gen Geschéftsfiihrerin oder dem jeweiligen Geschéftsfithrer zugeordnet.

(2) Die Beauftragten unterstiitzen und beraten die gemeinsamen Einrichtungen in
Fragen der Gleichstellung von Frauen und Ménnern in der Grundsicherung fir
Arbeitsuchende, der Frauenfoérderung sowie der Vereinbarkeit von Familie und
Beruf bei beiden Geschlechtern. Hierzu zdhlen insbesondere Fragen der Beratung,
der Eingliederung in Arbeit und Ausbildung sowie des beruflichen Wiedereinstiegs
von Frauen und Méannern nach einer Familienphase.

(3) Die Beauftragten sind bei der Erarbeitung des ortlichen Arbeitsmarkt- und
Integrationsprogramms der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende sowie bei der
geschlechter- und familiengerechten fachlichen Aufgabenerledigung der gemein-
samen Einrichtung zu beteiligen. Sie haben ein Informations-, Beratungs- und
Vorschlagsrechtin Fragen, die Auswirkungen auf die Chancengleichheit von Frauen
und Ménnern haben.

(4) Die Beauftragten unterstiitzen und beraten erwerbsféhige Leistungsberechtigte
und die mit diesen in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen, Arbeitgeber
sowie Arbeitnehmer- und Arbeitgeberorganisationen in tibergeordneten Fragen
der Gleichstellung von Frauen und Méannern in der Grundsicherung fiir Arbeit-
suchende, der Frauenférderung sowie der Vereinbarkeit von Familie und Beruf bei
beiden Geschlechtern. Zur Sicherung der gleichberechtigten Teilhabe von Frauen
und Mannern am Arbeitsmarkt arbeiten die Beauftragten mit den in Fragen der
Gleichstellung im Erwerbsleben tatigen Stellen im Zustandigkeitsbereich der
gemeinsamen Einrichtung zusammen.
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(5) Die gemeinsamen Einrichtungen werden in den Sitzungen kommunaler
Gremien zu Themen, die den Aufgabenbereich der Beauftragten betreffen, von den
Beauftragten vertreten.

(6) Die Absétze 1bis 5 gelten entsprechend fiir die zugelassenen kommunalen
Trager.

Abschnitt 2
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts

Unterabschnitt 1
Leistungsanspruch

§ 19 Arbeitslosengeld Il, Sozialgeld und Leistungen fiir Bildung und
Teilhabe

(1) Erwerbsfahige Leistungsberechtigte erhalten Arbeitslosengeld II. Nichterwerbs-
fédhige Leistungsberechtigte, die mit erwerbsfahigen Leistungsberechtigten in einer
Bedarfsgemeinschaft leben, erhalten Sozialgeld, soweit sie keinen Anspruch auf
Leistungen nach dem Vierten Kapitel des Zwolften Buches haben. Die Leistungen
umfassen den Regelbedarf, Mehrbedarfe und den Bedarf fiir Unterkunft und Heizung.

(2) Leistungsberechtigte haben unter den Voraussetzungen des § 28 Anspruch auf
Leistungen fir Bildung und Teilhabe, soweit sie keinen Anspruch auf Leistungen
nach dem Vierten Kapitel des Zwolften Buches haben. Soweit fiir Kinder Leistungen
zur Deckung von Bedarfen fiir Bildung und Teilhabe nach § 6b des Bundeskinder-
geldgesetzes gewdhrt werden, haben sie keinen Anspruch auf entsprechende Leis-
tungen zur Deckung von Bedarfen nach § 28.
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(3) Die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts werden in Héhe der Bedarfe
nach den Absétzen 1und 2 erbracht, soweit diese nicht durch das zu berticksichti-
gende Einkommen und Vermdégen gedeckt sind. Zu beriicksichtigendes Einkom-
men und Vermogen deckt zunédchst die Bedarfe nach den §§ 20, 21 und 23, dariiber
hinaus die Bedarfe nach § 22. Sind nur noch Leistungen fiir Bildung und Teilhabe
zu leisten, deckt weiteres zu berticksichtigendes Einkommen und Vermdogen die
Bedarfe in der Reihenfolge der Absédtze 2 bis 7 nach § 28.

Unterabschnitt 2
Arbeitslosengeld Il und Sozialgeld

§ 20 Regelbedarf zur Sicherung des Lebensunterhalts

(1) Die Regelbedarf zur Sicherung des Lebensunterhalts umfasst insbesondere
Erndhrung, Kleidung, Kérperpflege, Hausrat, Haushaltsenergie ohne die auf die
Heizung und Erzeugung von Warmwasser entfallenden Anteile, sowie personliche
Bediirfnisse des tdglichen Lebens. Zu den persdnlichen Bedirfnissen des tdglichen
Lebens gehortin vertretbarem Umfang eine Teilhabe am sozialen und kulturellen
Leben in der Gemeinschaft. Der Regelbedarf wird als monatlicher Pauschalbetrag
beriicksichtigt. Uber die Verwendung der zur Deckung des Regelbedarfs erbrach-
ten Leistungen entscheiden die Leistungsberechtigten eigenverantwortlich; dabei
haben sie das Eintreten unregelméafig anfallender Bedarfe zu berticksichtigen.

(2) Als Regelbedarf werden bei Personen, die alleinstehend oder alleinerziehend
sind oder deren Partnerin oder Partner minderjahrig ist, monatlich 364 Euro aner-
kannt. Fur sonstige erwerbsfdhige Angehorige der Bedarfsgemeinschaft werden als
Regelbedarf anerkannt

1. monatlich 275 Euro, sofern sie das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben,

2. monatlich 291 Euro in den tibrigen Féllen.
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(3) Abweichend von Absatz 2 Satz 1ist bei Personen, die das 25. Lebensjahr noch
nicht vollendet haben und ohne Zusicherung des zustdndigen kommunalen
Trégers nach § 22 Absatz 5 umziehen, bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres der
in Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 genannte Betrag als Regelbedarf anzuerkennen.

(4) Haben zwei Partner der Bedarfsgemeinschaft das 18. Lebensjahr vollendet, ist als
Regelbedarf fiir jede dieser Personen ein Betrag in Héhe von monatlich 328 Euro
anzuerkennen.

(5) Die Regelbedarfe nach den Absétzen 2 bis 4 sowie nach § 23 Nummer 1 werden
jeweils zum 1. Januar eines Jahres entsprechend § 28a des Zwolften Buches in Ver-
bindung mit der Verordnung nach § 40 Satz1Nummer 1des Zwolften Buches an-
gepasst. Fur die Neuermittlung der Regelbedarfe findet § 28 des Zwolften Buches in
Verbindung mit dem Regelbedarfs-Ermittlungsgesetz entsprechende Anwendung.
Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales gibt jeweils spétestens zum 1. Novem-
ber eines Kalenderjahres die Hohe der Regelbedarfe, die fiir die folgenden zwolf
Monate maBgebend sind, im Bundesgesetzblatt bekannt.

§ 21 Mehrbedarfe

(1) Mehrbedarfe umfassen Bedarfe nach den Absdtzen 2 bis 6, die nicht durch die
Regelleistung abgedeckt sind.

(2) Bei werdenden Miittern, wird nach der 12. Schwangerschaftswoche einen Mehr-
bedarf von 17 Prozent des nach § 20 maBgebenden Regelbedarfs anerkannt.

(3) Bei Personen, die mit einem oder mehreren minderjahrigen Kindern zusammen
leben und allein fiir deren Pflege und Erziehung sorgen, ist ein Mehrbedarf anzu-
erkennen

1. inHohevon 36 Prozent des nach § 20 Absatz 2 maf3gebenden Bedarfs, wenn
sie mit einem Kind unter sieben Jahren oder mit zwei oder drei Kindern unter
sechzehn Jahren zusammen leben, oder
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2. inHo6hevon12Prozentdesnach § 20 Absatz 2 maBgebenden Bedarfs fiir jedes
Kind, wenn sich dadurch ein héherer Prozentsatz als nach der Nummer 1 ergibt,
hochstens jedoch in Hohe von 60 Prozent des nach § 20 Absatz 2 maf3gebenden
Regelbedarfs.

(4) Bei erwerbsfahigen behinderten Leistungsberechtigten, denen Leistungen zur
Teilhabe am Arbeitsleben nach § 33 des Neunten Buches sowie sonstige Hilfen zur
Erlangung eines geeigneten Platzes im Arbeitsleben oder Eingliederungshilfen
nach § 54 Absatz1Satz1Nummer 1 bis 3 des Zwolften Buches erbracht werden, wird
ein Mehrbedarf von 35 Prozent des nach § 20 ma3gebenden Regelbedarfs aner-
kannt. Satz 1kann auch nach Beendigung der dort genannten Manahmen wéh-
rend einer angemessenen Ubergangszeit, vor allem einer Einarbeitungszeit, ange-
wendet werden.

(5) Bei Leistungsberechtigten, die aus medizinischen Griinden einer kostenaufwan-
digen Erndhrung bediirfen, wird ein Mehrbedarf in angemessener Hohe anerkannt.

(6) Bei Leistungsberechtigten wird ein Mehrbedarf anerkannt, soweit im Einzelfall
ein unabweisbarer, laufender, nicht nur einmaliger besonderer Bedarf besteht. Der
Mehrbedarf ist unabweisbar, wenn er insbesondere nicht durch die Zuwendungen
Dritter sowie unter Beriicksichtigung von Einsparmdoglichkeiten der Leistungsbe-
rechtigten gedeckt ist und seiner Héhe nach erheblich von einem durchschnittli-
chen Bedarf abweicht.

(7) Bei Leistungsberechtigten wird ein Mehrbedarf anerkannt, soweit Warmwasser
durch in der Unterkunft installierte Vorrichtungen erzeugt wird (dezentrale Warm-
wassererzeugung) und deshalb keine Bedarfe fiir zentral bereitgestelltes Warmwas-
ser nach § 22 anerkannt werden. Der Mehrbedarf betrégt fiir jede im Haushalt leben-
de leistungsberechtigte Person jeweils

1. 2,3 Prozentdes fir sie geltenden Regelbedarfs nach § 20 Absatz 2 Satz 1 oder
Satz 2 Nummer 2, Absatz 3 oder 4,
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2. 1,4 Prozentdes fiir sie geltenden Regelbedarfs nach § 20 Absatz 2 Satz 2 Num-
mer 1oder § 23 Nummer 1 bei Leistungsberechtigten im 15. Lebensjahr,

3. 1,2Prozent des Regelbedarfs nach § 23 Nummer 1bei Leistungsberechtigten
vom Beginn des siebten bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres oder

4. 0,8 Prozentdes Regelbedarfs nach § 23 Nummer 1bei Leistungsberechtigten bis
zur Vollendung des sechsten Lebensjahres,

soweit nicht im Einzelfall ein abweichender Bedarf besteht oder ein Teil des ange-
messenen Warmwasserbedarfs nach § 22 Absatz1anerkannt wird.

(8) Die Summe des insgesamt anerkannten Mehrbedarfs nach den Absétzen 2 bis 5
darf die Hohe des fiir erwerbsfahige Leistungsberechtigte magebenden Regel-
bedarfs nicht tibersteigen.

§ 22 Bedarfe fir Unterkunft und Heizung

(1) Bedarfe fir Unterkunft und Heizung werden in Hohe der tatsdchlichen Aufwen-
dungen anerkannt, soweit diese angemessen sind. Erhdhen sich nach einem nicht
erforderlichen Umzug die angemessenen Aufwendungen fiir Unterkunft und Hei -
zung, wird nur der bisherige Bedarf anerkannt. Soweit die Aufwendungen fiir die
Unterkunft und Heizung den der Besonderheit des Einzelfalles angemessenen Um -
fang Uibersteigen, sind sie als Bedarf so lange anzuerkennen, wie es der oder dem
allein stehenden Leistungsberechtigten oder der Bedarfsgemeinschaft nicht mog -
lich oder nicht zuzumuten ist, durch einen Wohnungswechsel, durch Vermieten
oder auf andere Weise die Aufwendungen zu senken, in der Regel jedoch ldngstens
fiir sechs Monate. Eine Absenkung der nach Satz1unangemessenen Aufwendungen
muss nicht gefordert werden, wenn diese unter Beriicksichtigung der bei einem
Wohnungswechsel zu erbringenden Leistungen unwirtschaftlich wére.
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(2) Als Bedartf fiir die Unterkunft werden auch unabweisbare Aufwendungen fiir
Instandhaltung und Reparatur bei selbst bewohntem Wohneigentum im Sinne des
§ 12 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 anerkannt, soweit diese unter Berticksichtigung der
im laufenden sowie den darauffolgenden elf Kalendermonaten anfallenden Auf-
wendungen insgesamt angemessen sind. Ubersteigen unabweisbare Aufwendun-
gen fir Instandhaltung und Reparatur den Bedarf fiir die Unterkunft nach Satz1,
kann der kommunale Trager zur Deckung dieses Teils der Aufwendungen ein Darle-
hen erbringen, das dinglich gesichert werden soll.

(3) Riickzahlungen und Guthaben, die dem Bedarf fir Unterkunft und Heizung zu-
zuordnen sind, mindern die Aufwendungen fiir Unterkunft und Heizung nach dem
Monat der Riickzahlung oder der Gutschrift; Rickzahlungen, die sich auf die Kosten
fur Haushaltsenergie beziehen, bleiben insoweit auBBer Betracht.

(4) Vor Abschluss eines Vertrages iber eine neue Unterkunit soll die erwerbsfdhige
leistungsberechtigte Person die Zusicherung des fiir die Leistungserbringung bis-
her ortlich zustdndigen kommunalen Tragers zur Beriicksichtigung der Aufwen-
dungen fiir die neue Unterkunft einholen. Der kommunale Tréger ist zur Zusiche-
rung verpflichtet, wenn der Umzug erforderlich ist und die Aufwendungen fir die
neue Unterkunft angemessen sind; der fiir den Ort der neuen Unterkunft értlich zu-
stdndige kommunale Trdger ist zu beteiligen.

(5) Sofern Personen, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, umziehen,
werden Bedarfe fiir Unterkunft und Heizung fiir die Zeit nach einem Umzug bis zur
Vollendung des 25. Lebensjahres nur anerkannt, wenn der kommunale Tréger dies
vor Abschluss des Vertrages iiber die Unterkunft zugesichert hat. Der kommunale
Trager ist zur Zusicherung verpflichtet, wenn

1. dieoder der Betroffene aus schwerwiegenden sozialen Griinden nicht auf die
Wohnung der Eltern oder eines Elternteils verwiesen werden kann,

2. der Bezug der Unterkunft zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt erforderlich
istoder

3. einsonstiger, dhnlich schwerwiegender Grund vorliegt.
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Unter den Voraussetzungen des Satzes 2 kann vom Erfordernis der Zusicherung
abgesehen werden, wenn es der oder dem Betroffenen aus wichtigem Grund nicht
zumutbar war, die Zusicherung einzuholen. Bedarfe fiir Unterkunft und Heizung
werden bei Personen, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, nicht aner-
kannt, wenn diese vor der Beantragung von Leistungen in eine Unterkunft in der
Absicht umziehen, die Voraussetzungen fiir die Gewédhrung der Leistungen herbei-
zufiihren.

(6) Wohnungsbeschaffungskosten und Umzugskosten kénnen bei vorheriger Zusi-
cherung durch den bis zum Umzug 6rtlich zustédndigen kommunalen Tréger als Bedarf
anerkannt werden; eine Mietkaution kann bei vorheriger Zusicherung durch den
am Ort der neuen Unterkunft zustdndigen kommunalen Tréger als Bedarf anerkannt
werden. Die Zusicherung soll erteilt werden, wenn der Umzug durch den kommu-
nalen Tréager veranlasst oder aus anderen Griilnden notwendig ist oder wenn ohne
die Zusicherung eine Unterkunft in einem angemessenen Zeitraum nicht gefunden
werden kann. Eine Mietkaution soll als Darlehen erbracht werden.

(7) Soweit Arbeitslosengeld II fiir den Bedarf fiir Unterkunft und Heizung geleistet
wird, ist es auf Antrag der leistungsberechtigten Person an den Vermieter oder
andere Empfangsberechtigte zu zahlen. Es soll an den Vermieter oder andere Emp-
fangsberechtigte gezahlt werden, wenn die zweckentsprechende Verwendung
durch die leistungsberechtigte Person nicht sichergestellt ist. Das ist insbesondere
der Fall, wenn

1. Mietriickstdnde bestehen, die zu einer au3erordentlichen Kiindigung des
Mietverhéltnisses berechtigen,

2. Energiekostenriicksténde bestehen, die zu einer Unterbrechung der Energie-
versorgung berechtigen,

3. konkrete Anhaltspunkte fiir ein krankheits- oder suchtbedingtes Unvermégen
der leistungsberechtigten Person bestehen, die Mittel zweckentsprechend zu
verwenden, oder



152 Gesetzestext

4. Kkonkrete Anhaltspunkte dafiir bestehen, dass die im Schuldnerverzeichnis
eingetragene leistungsberechtigte Person die Mittel nicht zweckentsprechend
verwendet.

Der kommunale Trédger hat die leistungsberechtigte Person tiber eine Zahlung der
Leistungen fiir die Unterkunft und Heizung an den Vermieter oder andere Empfangs-
berechtigte schriftlich zu unterrichten.

(8) Sofern Arbeitslosengeld II fiir den Bedarf fiir Unterkunft und Heizung erbracht
wird, kénnen auch Schulden ibernommen werden, soweit dies zur Sicherung der
Unterkunft oder zur Behebung einer vergleichbaren Notlage gerechtfertigt ist. Sie
sollen ibernommen werden, wenn dies gerechtfertigt und notwendig ist und sonst
Wohnungslosigkeit einzutreten droht. Vermégen nach § 12 Absatz 2 Satz1Nummer1
istvorrangig einzusetzen. Geldleistungen sollen als Darlehen erbracht werden.

(9) Geht bei einem Gericht eine Klage auf Rédumung von Wohnraum im Falle der
Kindigung des Mietverhéltnisses nach § 543 Absatz1, 2 Satz1Nummer 3 in Verbin-
dung mit § 569 Absatz 3 des Biirgerlichen Gesetzbuchs ein, teilt das Gericht dem
ortlich zustédndigen Trdger nach diesem Buch oder der von diesem beauftragten
Stelle zur Wahrnehmung der in Absatz 8 bestimmten Aufgaben unverziiglich fol-
gendes mit:

1. denTagdesEingangs der Klage,
2. die Namen und die Anschriften der Parteien,
3. die Hohe der monatlich zu entrichtenden Miete,

4. die Hohe des geltend gemachten Mietriickstandes und der geltend gemachten
Entschddigung und
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5. den Termin zur mindlichen Verhandlung, sofern dieser bereits bestimmt ist.
AuBerdem kann der Tag der Rechtshiingigkeit mitgeteilt werden. Die Ubermitt-
lung unterbleibt, wenn die Nichtzahlung der Miete nach dem Inhalt der Klage-
schrift offensichtlich nicht auf Zahlungsunfahigkeit der Mieterin oder des Mie-
ters beruht.

§ 22a Satzungsermachtigung

(1) Die Lander kénnen die Kreise und kreisfreien Stédte durch Gesetz erméchtigen
oder verpflichten, durch Satzung zu bestimmen, in welcher Hohe Aufwendungen
fir Unterkunft und Heizung in ihrem Gebiet angemessen sind. Eine solche Satzung
bedarf der vorherigen Zustimmung der obersten Landesbehdérde oder einer von ihr
bestimmten Stelle, wenn dies durch Landesgesetz vorgesehen ist. Die Ldnder Berlin
und Hamburg bestimmen, welche Form der Rechtsetzung an die Stelle einer nach
Satz1vorgesehenen Satzung tritt. Das Land Bremen kann eine Bestimmung nach
Satz 3 treffen.

(2) Die Lander konnen die Kreise und kreisfreien Stédte auch erméchtigen, abwei-
chend von § 22 Absatz1Satz 1die Bedarfe fiir Unterkunft und Heizung in ihrem
Gebiet durch eine monatliche Pauschale zu berticksichtigen, wenn auf dem ortli-
chen Wohnungsmarkt ausreichend freier Wohnraum verfiigbar ist und dies dem
Grundsatz der Wirtschaftlichkeit entspricht. In der Satzung sind Regelungen fiir
den Fall vorzusehen, dass die Pauschalierung im Einzelfall zu unzumutbaren Ergeb-
nissen fiihrt. Absatz1Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.

(3) Die Bestimmung der angemessenen Aufwendungen fiir Unterkunft und Heizung
soll die Verhéltnisse des einfachen Standards auf dem 6rtlichen Wohnungsmarkt
abbilden. Sie soll die Auswirkungen auf den 6rtlichen Wohnungsmarkt berticksich-
tigen hinsichtlich:

1. derVermeidung von Mietpreis erh6henden Wirkungen,

2. der Verfiigbarkeit von Wohnraum des einfachen Standards,
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3. allerverschiedenen Anbietergruppen und

4. derSchaffung und Erhaltung sozial ausgeglichener Bewohnerstrukturen.

§ 22b Inhalt der Satzung
(1) In der Satzung ist zu bestimmen,

1. welche Wohnflache entsprechend der Struktur des 6értlichen Wohnungsmark-
tes als angemessen anerkannt wird und

2. inwelcher Hohe Aufwendungen fiir die Unterkunft als angemessen anerkannt
werden.

In der Satzung kann auch die Hohe des als angemessen anerkannten Verbrauchs-
wertes oder der als angemessen anerkannten Aufwendungen fiir die Heizung
bestimmt werden. Bei einer Bestimmung nach Satz 2 kann sowohl eine Quadratme-
terhdchstmiete als auch eine Gesamtangemessenheitsgrenze unter Berticksichti-
gung derin den Sédtzen 1und 2 genannten Werte gebildet werden. Um die Verhélt-
nisse des einfachen Standards auf dem ¢rtlichen Wohnungsmarkt realitdtsgerecht
abzubilden, kénnen die Kreise und kreisfreien Stédte ihr Gebiet in mehrere Vergleichs-
rdume unterteilen, fiir die sie jeweils eigene Angemessenheitswerte bestimmen.

(2) Der Satzung ist eine Begriindung beizufiigen. Darin ist darzulegen, wie die
Angemessenheit der Aufwendungen fiir Unterkunft und Heizung ermittelt wird.
Die Satzung ist mit ihrer Begriindung ortsiiblich bekannt zu machen.

(3) In der Satzung soll fiir Personen mit einem besonderen Bedarf fiir Unterkunft
und Heizung eine Sonderregelung getroffen werden. Dies gilt insbesondere fiir
Personen, die einen erh6hten Raumbedarf haben wegen

1. einer Behinderung oder

2. der Austibung ihres Umgangsrechts.
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§ 22c Datenerhebung, -auswertung und -iberpriifung

(1) Zur Bestimmung der angemessenen Aufwendungen fiir Unterkunft und Heizung
sollen die Kreise und kreisfreien Stédte insbesondere

1. Mietspiegel, qualifizierte Mietspiegel und Mietdatenbanken und

2. (geeignete eigene statistische Datenerhebungen und -auswertungen oder
Erhebungen Dritter

einzeln oder kombiniert berticksichtigen. Hilfsweise kénnen auch die monatlichen
Hochstbetrdge nach § 12 Absatz1des Wohngeldgesetzes berticksichtigt werden. In
die Auswertung sollen sowohl Neuvertrags- als auch Bestandsmieten einflieen. Die
Methodik der Datenerhebung und -auswertung ist in der Begriindung der Satzung
darzulegen.

(2) Die Kreise und kreisfreien Stddte miissen die durch Satzung bestimmten Werte
fiir die Unterkunft mindestens alle zwei Jahre und die durch Satzung bestimmten
Werte fiir die Heizung mindestens jéahrlich Giberpriifen und gegebenenfalls neu
festsetzen.

§ 23 Besonderheiten beim Sozialgeld

Beim Sozialgeld gelten ergdnzend folgende MaB3gaben:

1. DerRegelbedarf betrdgt bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres 213 Euro,
bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres 242 Euro und im 15. Lebensjahr 275 Euro;

2. Mehrbedarfe nach § 21 Absatz4 werden auch bei behinderten Menschen, die
das15. Lebensjahr vollendet haben, anerkannt, wenn Leistungen der Eingliede-
rungshilfe nach § 54 Absatz1Nummer 1und 2 des Zwolften Buches erbracht
werden;
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3. §21Absatz4 Satz 2 giltauch nach Beendigung der in § 54 Absatz1Nummer 1
und 2 des Zwolften Buches genannten MaBnahmen;

4. Dbeinichterwerbsfdhigen Personen, die voll erwerbsgemindert nach dem
Sechsten Buch sind, wird ein Mehrbedarf von 17 Prozent der nach § 20 maB-
gebenden Regelbedarfe anerkannt, wenn sie Inhaberin oder Inhaber eines
Ausweises nach § 69 Absatz 5 des Neunten Buches mit dem Merkzeichen G
sind; dies gilt nicht, wenn bereits ein Anspruch auf einen Mehrbedarf wegen
Behinderung nach § 21 Absatz 4 oder nach den vorstehenden Nummern 2 oder
3 besteht.

Unterabschnitt 3
Abweichende Leistungserbringung und weitere Leistungen

§ 24 Abweichende Erbringung von Leistungen

(1) Kann im Einzelfall ein vom Regelbedarf zur Sicherung des Lebensunterhalts
umfasster und nach den Umstdnden unabweisbarer Bedarf nicht gedeckt werden,
erbringt die Agentur fiir Arbeit bei entsprechendem Nachweis den Bedarf als Sach-
leistung oder als Geldleistung und gewéhrt der oder dem Leistungsberechtigten ein
entsprechendes Darlehen. Bei Sachleistungen wird das Darlehen in Hohe des fiir die
Agentur fiir Arbeit entstandenen Anschaffungswertes gewéahrt. Weitergehende
Leistungen sind ausgeschlossen.

(2) Solange sich Leistungsberechtigte, insbesondere bei Drogen- oder Alkoholabhén -
gigkeit sowie im Falle unwirtschaftlichen Verhaltens, als ungeeignet erweisen, mit
den Leistungen fiir den Regelbedarf nach § 20 ihren Bedarf zu decken, kann das
Arbeitslosengeld Il bis zur Hohe des Regelbedarfs fiir den Lebensunterhalt in voller
Hohe oder anteilig in Form von Sachleistungen erbracht werden.

(3) Nicht vom Regelbedarf nach § 20 umfasst sind Bedarfe fiir

1. Erstausstattungen fiir die Wohnung einschlieSlich Haushaltsgeréten,
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2. Erstausstattungen fiir Bekleidung und Erstausstattungen bei Schwangerschaft
und Geburt sowie

3. Anschaffung und Reparaturen von orthopédischen Schuhen, Reparaturen von
therapeutischen Gerdten und Ausriistungen sowie die Miete von therapeutischen
Gerdten.

Leistungen fiir diese Bedarfe werden gesondert erbracht. Leistungen nach Satz 2
werden auch erbracht, wenn Leistungsberechtigte keine Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhalts einschlieBlich der angemessenen Kosten fiir Unterkunft und
Heizung benoétigen, den Bedarf nach Satz1jedoch aus eigenen Kréften und Mitteln
nichtvoll decken kénnen. In diesem Fall kann das Einkommen berticksichtigt wer-
den, das Leistungsberechtigte innerhalb eines Zeitraumes von bis zu sechs Monaten
nach Ablauf des Monats erwerben, in dem uber die Leistung entschieden wird. Die
Leistungen fiir Bedarfe nach Satz1 Nummer 1und 2 kénnen als Sachleistung oder
Geldleistung, auch in Form von Pauschalbetrdgen, erbracht werden. Bei der Bemes-
sung der Pauschalbetrédge sind geeignete Angaben tiber die erforderlichen Aufwen-
dungen und nachvollziehbare Erfahrungswerte zu bertiicksichtigen.

(4) Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts konnen als Darlehen erbracht
werden, soweit in dem Monat, fiir den die Leistungen erbracht werden, voraussicht-
lich Einnahmen anfallen.

(5) Soweit Leistungsberechtigten der sofortige Verbrauch oder die sofortige Verwer -
tung von zu berticksichtigendem Vermégen nicht moglich ist oder fiir sie eine beson -
dere Hérte bedeuten wiirde, sind Leistungen als Darlehen zu erbringen. Die Leistun-
gen kdonnen davon abhédngig gemacht werden, dass der Anspruch auf Riickzahlung
dinglich oder in anderer Weise gesichert wird.

(6) In Féllen des § 22 Absatz 5 werden Leistungen fir Erstausstattungen fiir die Woh -
nung nur erbracht, wenn der kommunale Tréager die Ubernahme der Leistungen fiir
Unterkunft und Heizung zugesichert hat oder vom Erfordernis der Zusicherung ab-
gesehen werden konnte.
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§ 25 Leistungen bei medizinischer Rehabilitation der Rentenversicherung
und bei Anspruch auf Verletztengeld aus der Unfallversicherung

Haben Leistungsberechtigte dem Grunde nach Anspruch auf Ubergangsgeld bei
medizinischen Leistungen der gesetzlichen Rentenversicherung, erbringen die
Trager der Leistungen nach diesem Buch die bisherigen Leistungen als Vorschuss
auf die Leistungen der Rentenversicherung weiter; dies gilt entsprechend bei einem
Anspruch auf Verletztengeld aus der gesetzlichen Unfallversicherung. Werden
Vorschiisse ldnger als einen Monat geleistet, erhalten die Trédger der Leistungen
nach diesem Buch von den zur Leistung verpflichteten Trdgern monatliche Abschlags-
zahlungen in Hohe der Vorschiisse des jeweils abgelaufenen Monats. § 102 des
Zehnten Buches gilt entsprechend.

§ 26 Zuschuss zu Versicherungsbeitragen

(1) Fur Bezieherinnen und Bezieher von Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld, die in
der gesetzlichen Krankenversicherung weder versicherungspflichtig familien-
versichert sind und die fiir den Fall der Krankheit

1. beieinem privaten Krankenversicherungsunternehmen versichert sind, gilt
§ 12 Absatz 1c Satz 5 und 6 des Versicherungsaufsichtsgesetzes,

2. freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert sind, wird fiir die
Dauer des Leistungsbezugs der Beitrag ibernommen; fiir Personen, die allein
durch den Beitrag zur freiwilligen Versicherung hilfebediirftig wiirden, wird
der Beitrag im notwendigen Umfang iibernommen.

Der Beitrag wird ferner fiir Personen im notwendigen Umfang iibernommen, die in
der gesetzlichen Krankenversicherung versicherungspflichtig sind und die allein
durch den Krankenversicherungsbeitrag hilfebedirftig wiirden.
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(2) Fur Bezieherinnen und Bezieher von Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld, die in
der sozialen Pflegeversicherung weder versicherungspflichtig noch familienversi-
chert sind, werden fiir die Dauer des Leistungsbezugs die Aufwendungen fiir eine
angemessene private Pflegeversicherung im notwendigen Umfang ibernommen.
Satz1gilt entsprechend, soweit Personen allein durch diese Aufwendungen hilfe-
bediirftig wiirden. Fiir Personen, die in der sozialen Pflegeversicherung versicherungs-
pflichtig sind und die allein durch den Pflegeversicherungsbeitrag hilfebediirftig
wiirden, wird der Beitrag im notwendigen Umfang tibernommen.

(3) Die Bundesagentur zahlt den Zusatzbeitrag zur gesetzlichen Krankenversiche-
rung nach § 242 des Fiinften Buches fiir Personen, die allein durch diese Aufwen-
dungen hilfebedirftig wiirden, in der erforderlichen Hoéhe.

(4) Der Zuschuss nach Absatz1Satz1Nr.1sowie nach Absatz 2 Satz1und 2 ist an das
Versicherungsunternehmen zu zahlen, bei dem die leistungsberechtigte Person
versichert ist.

§ 27 Leistungen fiir Auszubildende

(1) Auszubildende im Sinne des § 7 Absatz 5 erhalten Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach MaBgabe der folgenden Absétze. Die Leistungen fiir Auszu-
bildende gelten nicht als Arbeitslosengeld II.

(2) Leistungen werden in Héhe der Mehrbedarfe nach § 21 Absatz 2, 3,5 und 6 und in
Hohe der Leistungen nach § 24 Absatz 3 Nummer 2 erbracht, soweit die Mehrbedarfe
nicht durch zu bertiicksichtigendes Einkommen oder Vermdégen gedeckt sind.

(3) Erhalten Auszubildende Berufsausbildungsbeihilfe oder Ausbildungsgeld nach
dem Dritten Buch oder Leistungen nach dem Bundesausbildungsférderungsgesetz
oder erhalten sie diese nur wegen der Vorschriften zur Beriicksichtigung von Ein-
kommen und Vermégen nicht und bemisst sich deren Bedarf nach § 61 Absatz1,

§ 62 Absatz 2, § 116 Absatz 3, § 123 Absatz1 Nummer 1und 4, § 124 Absatz1 Nummer 2
des Dritten Buches oder nach § 12 Absatz1 Nummer 2 und Absatz 2, § 13 Absatz 1
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in Verbindung mit Absatz 2 Nummer 1 des Bundesausbildungsférderungsgesetzes,
erhalten sie einen Zuschuss zu ihren angemessenen Aufwendungen fiir Unterkunft
und Heizung (§ 22 Absatz 1Satz 1), soweit der Bedarf in entsprechender Anwendung
des § 19 Absatz 3 ungedeckt ist. Satz 1 gilt nicht, wenn die Beriicksichtigung des
Bedarfs fiir Unterkunft und Heizung nach § 22 Absatz 5 ausgeschlossen ist.

(4) Leistungen konnen als Darlehen fiir Regelbedarfe, Bedarfe fiir Unterkunft und
Heizung und notwendige Beitrdge zur Kranken- und Pflegeversicherung erbracht
werden, sofern der Leistungsausschluss nach § 7 Absatz 5 eine besondere Hérte
bedeutet. Fiir den Monat der Aufnahme einer Ausbildung kénnen Leistungen ent-
sprechend § 24 Absatz 4 erbracht werden. Leistungen nach den Satzen 1und 2 sind
gegeniiber den Leistungen nach den Absdtzen 2 und 3 nachrangig.

(5) Unter den Voraussetzungen des § 22 Absatz 8 konnen Auszubildenden auch
Leistungen fiir die Ubernahme von Schulden erbracht werden.

Unterabschnitt 4
Leistungen fir Bildung und Teilhabe

§ 28 Bedarfe fiir Bildung und Teilhabe

(1) Bedarfe fiir Bildung und Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der
Gemeinschaft werden bei Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen neben
dem Regelbedarf nach MaBgabe der Absétze 2 bis 7 gesondert berticksichtigt.
Bedarfe fiir Bildung werden nur bei Personen beriicksichtigt, die das 25. Lebensjahr
noch nichtvollendet haben, eine allgemein- oder berufsbildende Schule besuchen
und keine Ausbildungsvergiitung erhalten (Schiilerinnen und Schiiler).

(2) Bei Schiilerinnen und Schiilern werden die tatsdchlichen Aufwendungen
anerkannt fir
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1. Schulausfliige und

2.  mehrtagige Klassenfahrten im Rahmen der schulrechtlichen Bestimmungen.

Fiir Kinder, die eine Kindertageseinrichtung besuchen, gilt Satz 1 entsprechend.

(3) Fur die Ausstattung mit persénlichem Schulbedarf werden bei Schiilerinnen
und Schiilern 70 Euro zum 1. August und 30 Euro zum 1. Februar eines jeden Jahres
berticksichtigt.

(4) Bei Schiilerinnen und Schiilern, die fir den Besuch der néchstgelegenen Schule
des gewdhlten Bildungsgangs auf Schiilerbeférderung angewiesen sind, werden
die dafir erforderlichen tatsdchlichen Aufwendungen beriicksichtigt, soweit sie
nicht von Dritten ibernommen werden und es der leistungsberechtigten Person
nichtzugemutet werden kann, die Aufwendungen aus dem Regelbedarf zu bestreiten.

(5) Bei Schiilerinnen und Schiilern wird eine dem schulischen Angebot ergénzende
angemessene Lernférderung beriicksichtigt, soweit diese geeignet und zusétzlich
erforderlich ist, um die nach den schulrechtlichen Bestimmungen festgelegten
wesentlichen Lernziele zu erreichen.

(6) Bei Teilnahme an einer gemeinschaftlichen Mittagsverpflequng werden die
entstehenden Mehraufwendungen berticksichtigt fiir

1. Schiilerinnen und Schiiler und

2. Kinder, die eine Tageseinrichtung besuchen oder fiir die Kindertagespflege
geleistet wird.

Fir Schiilerinnen und Schiiler gilt dies unter der Voraussetzung, dass die Mittags-
verpflegung in schulischer Verantwortung angeboten wird. In den Féllen des Satzes 2
ist furr die Ermittlung des monatlichen Bedarfs die Anzahl der Schultage in dem
Land zugrunde zu legen, in dem der Schulbesuch stattfindet.
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(7) Bei Leistungsberechtigten bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres wird ein
Bedarf zur Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft in Hohe
von insgesamt 10 Euro monatlich berticksichtigt fiir

1. Mitgliedsbeitrdge in den Bereichen Sport, Spiel, Kultur und Geselligkeit,

2. Unterricht in kiinstlerischen Fachern (zum Beispiel Musikunterricht) und
vergleichbare angeleitete Aktivitdten der kulturellen Bildung und

3. dieTeilnahme an Freizeiten.

§ 29 Erbringung der Leistungen fiir Bildung und Teilhabe

(1) Leistungen zur Deckung der Bedarfe nach § 28 Absatz 2 und 5 bis 7 werden erbracht
durch Sach- und Dienstleistungen, insbesondere in Form von personalisierten
Gutscheinen oder Direktzahlungen an Anbieter von Leistungen zur Deckung dieser
Bedarfe (Anbieter); die kommunalen Trager bestimmen, in welcher Form sie die
Leistungen erbringen. Die Bedarfe nach § 28 Absatz 3 und 4 werden jeweils durch
Geldleistungen gedeckt. Die kommunalen Trager konnen mit Anbietern pauschal
abrechnen.

(2) Werden die Bedarfe durch Gutscheine gedeckt, gelten die Leistungen mit Aus-
gabe des jeweiligen Gutscheins als erbracht. Die kommunalen Trdger gewéhrleis-
ten, dass Gutscheine bei geeigneten vorhandenen Anbietern oder zur Wahrneh-
mung ihrer eigenen Angebote eingeldst werden kénnen. Gutscheine kénnen fiir
den gesamten Bewilligungszeitraum im Voraus ausgegeben werden. Die Gultigkeit
von Gutscheinen ist angemessen zu befristen. Im Fall des Verlustes soll ein Gutschein
erneut in dem Umfang ausgestellt werden, in dem er noch nicht in Anspruch genom-
men wurde.

(3) Werden die Bedarfe durch Direktzahlungen an Anbieter gedeckt, gelten die
Leistungen mit der Zahlung als erbracht. Eine Direktzahlung ist fiir den gesamten
Bewilligungszeitraum im Voraus moglich.
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(4) Im begriindeten Einzelfall kann ein Nachweis tiber eine zweckentsprechende
Verwendung der Leistung verlangt werden. Soweit der Nachweis nicht gefiihrt
wird, soll die Bewilligungsentscheidung widerrufen werden.

§ 30 (weggefallen)

Unterabschnitt 5

Sanktionen

§ 31 Pflichtverletzungen

(1) Erwerbsfdhige Leistungsberechtigte verletzen ihre Pflichten, wenn sie trotz
schriftlicher Belehrung iiber die Rechtsfolgen oder deren Kenntnis

1. sichweigern, in der Eingliederungsvereinbarung oder in dem diese ersetzen-
den Verwaltungsaktnach § 15 Absatz 1Satz 6 festgelegte Pflichten zu erfiillen,
insbesondere in ausreichendem Umfang Eigenbemiihungen nachzuweisen,

2. sichweigern, eine zumutbare Arbeit, Ausbildung, Arbeitsgelegenheit nach
§ 16d oder eine nach § 16e gefordertes Arbeitsverhéltnis aufzunehmen, fort -
zufiihren oder deren Anbahnung durch ihr Verhalten verhindern,

3. einezumutbare Mafnahme zur Eingliederung in Arbeit nicht antreten,
abbrechen oder Anlass fiir den Abbruch gegeben haben.

Dies gilt nicht, wenn erwerbsfidhige Leistungsberechtigte einen wichtigen Grund
firihr Verhalten darlegen und nachweisen.

(2) Eine Pflichtverletzung von erwerbsfahigen Leistungsberechtigten ist auch
anzunehmen, wenn
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1. sienach Vollendung des 18. Lebensjahres ihr Einkommen oder Vermogen in
der Absicht vermindert haben, die Voraussetzungen fiir die Gewdhrung oder
Erhéhung des Arbeitslosengeldes Il herbeizufiihren,

2. sietrotz Belehrung iiber die Rechtsfolgen oder deren Kenntnis ihr unwirtschaft-
liches Verhalten fortsetzen,

3. ihr Anspruch auf Arbeitslosengeld ruht oder erloschen ist, weil die Agentur fir
Arbeit das Eintreten einer Sperrzeit oder das Erloschen des Anspruchs nach den
Vorschriften des Dritten Buches festgestellt hat, oder

4. siedieim Dritten Buch genannten Voraussetzungen fiir das Eintreten einer
Sperrzeit erfiillen, die das Ruhen oder Erléschen eines Anspruchs auf Arbeits-
losengeld begriinden.

§ 31a Rechtsfolgen bei Pflichtverletzungen

(1) Bei einer Pflichtverletzung nach § 31 mindert sich das Arbeitslosengeld Il in einer
ersten Stufe um 30 Prozent des fiir die erwerbsfdhige leistungsberechtigte Person
nach § 20 maBgebenden Regelbedarfs. Bei der ersten wiederholten Pflichtverletzung
nach § 31 mindert sich das Arbeitslosengeld Il um 60 Prozent des fiir die erwerbs-
fahige leistungsberechtigte Person nach § 20 magebenden Regelbedarfs. Bei jeder
weiteren wiederholten Pflichtverletzung nach § 31 entféllt das Arbeitslosengeld II
vollstandig. Eine wiederholte Pflichtverletzung liegt nur vor, wenn bereits zuvor
eine Minderung festgestellt wurde. Sie liegt nicht vor, wenn der Beginn des voran-
gegangenen Minderungszeitraums ldnger als ein Jahr zurtickliegt. Erkléren sich
erwerbsfahige Leistungsberechtigte nachtrédglich bereit, ihren Pflichten nachzu-
kommen, kann der zustdndige Trager die Minderung der Leistungen nach Satz 3 ab
diesem Zeitpunkt auf 60 Prozent des fiir sie nach § 20 ma3gebenden Regelbedarfs
begrenzen.
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(2) Bei erwerbsfahigen Leistungsberechtigten, die das 25. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben, ist das Arbeitslosengeld Il bei einer Pflichtverletzung nach § 31 auf
die fiir die Bedarfe nach § 22 zu erbringenden Leistungen beschrankt. Bei wieder-
holter Pflichtverletzung nach § 31 entféllt das Arbeitslosengeld Il vollstdndig. Absatz 1
Sédtze 4 und 5 gelten entsprechend. Erkldren sich erwerbsfahige Leistungsberech-
tigte, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, nachtraglich bereit, ihren
Pflichten nachzukommen, kann der Trager unter Berticksichtigung aller Umsténde
des Einzelfalles ab diesem Zeitpunkt wieder die fiir die Bedarfe nach § 22 zu erbrin-
genden Leistungen gewdhren.

(3) Bei einer Minderung des Arbeitslosengeldes I um mehr als 30 Prozent des nach

§ 20 maBgebenden Regelbedarfs kann der Trdger auf Antrag in angemessenem Um-
fang erganzende Sachleistungen oder geldwerte Leistungen erbringen. Der Trdger
hat Leistungen nach Satz 1zu erbringen, wenn Leistungsberechtigte mit minderjah-
rigen Kindern in einem Haushaltleben. Bei einer Minderung des Arbeitslosengeldes II
um mindestens 60 Prozent des fiir den erwerbsféhigen Leistungsberechtigten nach
§ 20 mafBgebenden Regelbedarfs soll das Arbeitslosengeld II, soweit es fiir den Bedarf
fur Unterkunft und Heizung nach § 22 Absatz 1 erbracht wird, an den Vermieter
oder andere Empfangsberechtigte gezahlt werden.

(4) Fur nichterwerbsféhige Leistungsberechtigte gilt Absatz1und 3 bei Pflichtverlet-
zungen nach § 31 Absatz 2 Nummer 1und 2 entsprechend.
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§ 31b Beginn und Dauer der Minderung

(1) Der Auszahlungsanspruch mindert sich mit Beginn des Kalendermonats, der auf
das Wirksamwerden des Verwaltungsaktes folgt, der die Pflichtverletzung und den
Umfang der Minderung der Leistung feststellt. In den Féllen des § 31 Absatz 2 Num-
mer 3 tritt die Minderung mit Beginn der Sperrzeit oder mit dem Erléschen des An-
spruchs nach dem Dritten Buch ein. Der Minderungszeitraum betrdgt drei Monate.
Bei erwerbsfdhigen Leistungsberechtigten, die das 25. Lebensjahr noch nicht voll-
endet haben, kann der Trédger die Minderung des Auszahlungsanspruchs in Héhe
der Bedarfe nach den §§ 20 und 21 unter Beriicksichtigung aller Umstande des
Einzelfalls auf sechs Wochen verkiirzen. Die Feststellung der Minderung ist nur
innerhalb von sechs Monaten ab dem Zeitpunkt der Pflichtverletzung zulé&ssig.

(2) Wéahrend der Minderung des Auszahlungsanspruchs besteht kein Anspruch auf
erganzende Hilfe zum Lebensunterhalt nach den Vorschriften des Zwolften Buches.

§ 32 Meldeversaumnisse

(1) Kommen Leistungsberechtigte trotz schriftlicher Belehrung tiber die Rechtsfol-
gen oder deren Kenntnis einer Aufforderung des zustdndigen Tréagers, sich bei ihm
zu melden oder bei einem drztlichen oder psychologischen Untersuchungstermin
zu erscheinen, nicht nach, mindert sich das Arbeitslosengeld II oder das Sozialgeld
jeweils um 10 Prozent des fiir sie nach § 20 maf3gebenden Regelbedarfs. Dies gilt
nicht, wenn Leistungsberechtigte einen wichtigen Grund fir ihr Verhalten darlegen
und nachweisen.

(2) Die Minderung nach dieser Vorschrift tritt zu einer Minderung nach § 31a hinzu.
§ 31a Absatz 3 und § 31b gelten entsprechend.
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Unterabschnitt 6
Verpflichtungen Anderer

§ 33 Ubergang von Anspriichen

(1) Haben Personen, die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts beziehen
fur die Zeit, fir die Leistungen erbracht werden, einen Anspruch gegen einen ande-
ren, der nicht Leistungstrager ist, geht der Anspruch bis zur Héhe der geleisteten
Aufwendungen auf die Trager der Leistungen nach diesem Buch tiber, wenn bei
rechtzeitiger Leistung des anderen Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
nicht erbracht worden waren. Satz 1gilt auch, soweit Kinder unter Bertiicksichtigung
von Kindergeld nach § 11 Absatz 1Satz 4 keine Leistungen empfangen haben und bei
rechtzeitiger Leistung des Anderen keine oder geringere Leistungen an die Mitglie-
der der Haushaltsgemeinschaft erbracht worden wéren. Der Ubergang wird nicht
dadurch ausgeschlossen, dass der Anspruch nicht tibertragen, verpfdndet oder
gepfandet werden kann. Unterhaltsanspriiche nach biirgerlichem Recht gehen
zusammen mit dem unterhaltsrechtlichen Auskunftsanspruch auf die Trager der
Leistungen nach diesem Buch tiber.

(2) Ein Unterhaltsanspruch nach biirgerlichem Recht geht nicht tiber, wenn die
unterhaltsberechtigte Person

1. mitder oderdem Verpflichteten in einer Bedarfsgemeinschaft lebt,

2. mitderoder dem Verpflichteten verwandt ist und den Unterhaltsanspruch
nicht geltend macht; dies gilt nicht fiir Unterhaltsanspriiche

a) minderjahriger Leistungsberechtigter,
b) von Leistungsberechtigten, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet

und die Erstausbildung noch nicht abgeschlossen haben, gegen ihre
Eltern,
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3. ineinem Kindschaftsverhdltnis zur oder zum Verpflichteten steht und
a) schwanger istoder

b) ihrleibliches Kind bis zur Vollendung seines sechsten Lebensjahres
betreut.

Der Ubergang ist auch ausgeschlossen, soweit der Unterhaltsanspruch durch
laufende Zahlung erfiillt wird. Der Anspruch geht nur tiber, soweit das Einkommen
und Vermogen der unterhaltsverpflichteten Person das nach den §§ 11 bis 12 zu
berticksichtigende Einkommen und Vermdogen Uibersteigt.

(3) Fur die Vergangenheit konnen die Trager der Leistungen nach diesem Buch
auBer unter den Voraussetzungen des biirgerlichen Rechts nur von der Zeit an
den Anspruch geltend machen, zu welcher sie der oder dem Verpflichteten die
Erbringung der Leistung schriftlich mitgeteilt haben. Wenn die Leistung voraus-
sichtlich auf langere Zeit erbracht werden muss, konnen die Trdger der Leistungen
nach diesemn Buch bis zur Hohe der bisherigen monatlichen Aufwendungen auch
auf kiinftige Leistungen klagen.

(4) Die Trager der Leistungen nach diesem Buch kénnen den auf sie ibergegange-
nen Anspruch im Einvernehmen mit der Empféngerin oder dem Empfanger der
Leistungen auf diese oder diesen zur gerichtlichen Geltendmachung riickiibertragen
und sich den geltend gemachten Anspruch abtreten lassen. Kosten, mit denen die
Leistungsempfédngerin oder Leistungsempfénger dadurch selbst belastet wird, sind
zu tibernehmen. Uber die Anspriiche nach Absatz1Satz 3 ist im Zivilrechtsweg zu
entscheiden.

(5) Die §§ 115 und 116 des Zehnten Buches gehen der Regelung des Absatzes 1vor.
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§ 34 Ersatzanspriiche bei sozialwidrigem Verhalten

(1) Wer nach Vollendung des 18. Lebensjahres vorsétzlich oder grob fahrléssig die
Voraussetzungen fiir die Gewdhrung von Leistungen nach diesem Buch an sich
oder an Personen, die mitihr oder ihm in einer Bedarfsgemeinschaftleben, ohne
wichtigen Grund herbeigefiihrt hat, ist zum Ersatz der deswegen gezahlten Leistun-
genverpflichtet. Der Ersatzanspruch umfasst auch die geleisteten Beitrdge zur
Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung. Von der Geltendmachung des Ersatzan-
spruchs ist abzusehen, soweit sie eine Harte bedeuten wiirde.

(2) Eine nach Absatz 1eingetretene Verpflichtung zum Ersatz der Leistungen geht
auf den Erben tiber. Sie ist auf den Nachlasswert zum Zeitpunkt des Erbfalles begrenzt.

(3) Der Ersatzanspruch erlischt drei Jahre nach Ablauf des Jahres, in dem die Leis-
tung erbracht worden ist. Die Bestimmungen des Biirgerlichen Gesetzbuchs tiber
die Hemmung, die Ablaufhemmung, den Neubeginn und die Wirkung der Ver-
jdhrung gelten sinngemaB; der Erhebung der Klage steht der Erlass eines Leistungs-
bescheides gleich.

§ 34a Ersatzanspriiche fiir rechtswidrig erhaltene Leistungen

(1) Zum Ersatz rechtswidrig erbrachter Leistungen nach diesem Buch ist verpflichtet,
wer diese durch vorsétzliches oder grob fahrlédssiges Verhalten an Dritte herbei -
gefiihrt hat. Der Ersatzanspruch umfasst auch die geleisteten Beitrédge zur Kranken,
Renten- und Pflegeversicherung entsprechend § 335 Absatz 1, 2 und 5 des Dritten
Buches.

(2) Der Ersatzanspruch verjahrtin vier Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in
dem der Verwaltungsakt, mit dem die Erstattung nach § 50 des Zehnten Buches
festgesetzt worden ist, unanfechtbar geworden ist. Soweit gegentiber einer rechts-
widrig beguinstigten Person ein Verwaltungsakt nicht aufgehoben werden kann,
beginnt die Frist nach Satz1mit dem Zeitpunkt, ab dem die Behdrde Kenntnis von
der Rechtswidrigkeit der Leistungserbringung hat. § 34 Absatz 3 Satz 2 gilt entspre-
chend. § 52 des Zehnten Buches bleibt unberthrt.
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(3) § 34 Absatz 2 gilt entsprechend. Auf den Ersatzanspruch gegeniiber einem Erben
ist § 35 Absatz 3 entsprechend anwendbar.

(4) Zum Ersatz nach Absatz 1und zur Erstattung nach § 50 des Zehnten Buches
Verpflichtete haften als Gesamtschuldner.

§ 34b Ersatzanspriiche nach sonstigen Vorschriften

Bestimmt sich das Recht des Trédgers nach diesem Buch, Ersatz seiner Aufwendungen
von einem anderen zu verlangen, gegen den die Leistungsberechtigten einen
Anspruch haben, nach sonstigen gesetzlichen Vorschriften, die dem § 33 vorgehen,
gelten als Aufwendungen auch solche Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-
halts, die an die nicht getrennt lebende Ehegattin oder Lebenspartnerin oder den
nicht getrennt lebenden Ehegatten oder Lebenspartner der leistungsberechtigten
Person erbracht wurden sowie an deren oder dessen unverheiratete Kinder, die das
25. Lebensjahr noch nicht vollendet hatten.

§ 35 Erbenhaftung

(1) Der Erbe einer Person, die Leistungen nach diesem Buch erhalten hat, ist zum
Ersatz der Leistungen verpflichtet, soweit diese innerhalb der letzten zehn Jahre vor
dem Erbfall erbracht worden sind und 1700 Euro iibersteigen. Der Ersatzanspruch
umfasst auch die geleisteten Beitrdge zur Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung.
Die Ersatzpflicht ist auf den Nachlasswert zum Zeitpunkt des Erbfalles begrenzt.

(2) Der Ersatzanspruch ist nicht geltend zu machen,

1. soweitder Wert des Nachlasses unter 15 500 Euro liegt, wenn der Erbe der Part -
ner der Person, die die Leistungen empfangen hat war oder mit diesem verwandt
war und nicht nur voriibergehend bis zum Tode der Person, die die Leistungen
empfangen hat, mit dieser in hduslicher Gemeinschaft gelebt und sie gepflegt
hat,
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2. soweitdie Inanspruchnahme des Erben nach der Besonderheit des Einzelfalles
eine besondere Harte bedeuten wiirde.

(3) Der Ersatzanspruch erlischt drei Jahre nach dem Tod der Person, die die Leistungen
empfangen hat, § 34 Absatz 3 Satz 2 gilt sinngemaés.

Kapitel 4
Gemeinsame Vorschriften fir Leistungen

Abschnitt 1
Zustandigkeit und Verfahren

§ 36 Ortliche Zustiandigkeit

Fiir die Leistungen nach § 6 Absatz1Nummer 1ist die Agentur fiir Arbeit zustdndig,
in deren Bezirk die erwerbsféhige leistungsberechtigte Person ihren gewohnlichen
Aufenthalt hat. Fiir die Leistungen nach § 6 Absatz1Satz1 Nummer 2 ist der kom-
munale Trager zustdndig, in dessen Gebiet die erwerbsféhige leistungsberechtigte
Person ihren gewodhnlichen Aufenthalt hat. Fiir Leistungen nach den Sdtzen 1und 2
an Minderjdhrige, die Leistungen fiir die Zeit der Ausiibung des Umgangsrechts nur
fiir einen kurzen Zeitraum beanspruchen, ist der jeweilige Trdger an dem Ort zu-
stdndig, an dem die umgangsberechtigte Person ihren gewthnlichen Aufenthalt
hat. Kann ein gewohnlicher Aufenthaltsort nicht festgestellt werden, so ist der
Trager nach diesem Buch ortlich zustédndig, in dessen Bereich sich die oder der
erwerbsfdahige Leistungsberechtigte tatsachlich aufhalt. Fiir nicht erwerbsfdhige
Personen, deren Leistungsberechtigung sich aus § 7 Absatz 2 Satz 3 ergibt, gelten
die Satze 1bis 4 entsprechend.
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§ 36a Kostenerstattung bei Aufenthalt im Frauenhaus

Sucht eine Person in einem Frauenhaus Zuflucht, ist der kommunale Trager am bis-
herigen gew6hnlichen Aufenthaltsort verpflichtet, dem durch die Aufnahme im
Frauenhaus zustdndigen kommunalen Trdger am Ort des Frauenhauses die Kosten
fur die Zeit des Aufenthaltes im Frauenhaus zu erstatten.

§ 37 Antragserfordernis

(1) Leistungen nach diesem Buch werden auf Antrag erbracht. Leistungen nach § 24
Absatz1und 3 und Leistungen fiir die Bedarfe nach § 28 Absatz 2, Absatz 4 bis 7 sind
gesondert zu beantragen.

(2) Leistungen nach diesem Buch werden nicht fiir Zeiten vor der Antragstellung
erbracht. Der Antrag auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts wirkt auf
den Ersten des Monats zurtick.

§ 38 Vertretung der Bedarfsgemeinschaft

(1) Soweit Anhaltspunkte dem nicht entgegenstehen, wird vermutet, dass die oder
der erwerbsfdhige Leistungsberechtigte bevollméchtigt ist, Leistungen nach die-
sem Buch auch fiir die mitihm in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen zu
beantragen und entgegenzunehmen. Leben mehrere erwerbsfdhige Leistungs -
berechtigte in einer Bedarfsgemeinschaft, gilt diese Vermutung zugunsten der
antragstellenden Person.

(2) Fur Leistungen an Kinder im Rahmen der Ausiibung des Umgangsrechts hat die
umgangsberechtigte Person die Befugnis, Leistungen nach diesem Buch zu bean-
tragen und entgegenzunehmen, soweit das Kind dem Haushalt angehort.
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§ 39 Sofortige Vollziehbarkeit

Keine aufschiebende Wirkung haben Widerspruch und Anfechtungsklage gegen
einen Verwaltungsakt,

1. derLeistungen der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende aufhebt, zuriicknimmt,
widerruft, die Pflichtverletzung und die Minderung des Auszahlungsanspruchs
feststellt oder Leistungen zur Eingliederung in Arbeit oder Pflichten erwerbs-
fédhiger Leistungsberechtigter bei der Eingliederung in Arbeit regelt,

2. derden Ubergang eines Anspruchs bewirkt,
3. mitdem zur Beantragung einer vorrangigen Leistung aufgefordert wird oder

4. mitdemnach § 59in Verbindung mit § 309 des Dritten Buches zur persén-
lichen Meldung bei der Agentur fiir Arbeit aufgefordert wird.

§ 40 Anwendung von Verfahrensvorschriften

(1) Fur das Verfahren nach diesem Buch gilt das Zehnte Buch. Abweichend von Satz 1
gilt § 44 Absatz 4 Satz1des Zehnten Buches mit der MaB3gabe, dass anstelle des Zeit-
raums von vier Jahren ein Zeitraum von einem Jahr tritt.

(2) Entsprechend anwendbar sind die Vorschriften des Dritten Buches tiber

1. dievorlédufige Entscheidung (§ 328) mit der Ma3gabe, dass auch dann vorldufig
entschieden werden kann, wenn die Giiltigkeit einer Satzung oder einer ande-
ren im Rang unter einem Landesgesetz stehenden Rechtsvorschrift, die nach
§ 22a Absatz1und dem dazu ergangenen Landesgesetz erlassen worden ist,
Gegenstand eines Verfahrens bei einem Landessozialgericht, dem Bundessozial-
gericht oder einem Verfassungsgerichtist;
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2. die Aufhebung von Verwaltungsakten nach § 330 Absatz 1 mit der MaBgabe,
dass bei der Unwirksamkeit einer Satzung oder einer anderen im Rang unter
einem Landesgesetz stehenden Rechtsvorschrift, die nach § 22a Absatz1und
dem dazu ergangenen Landesgesetz erlassen worden ist, auf die Zeit nach der
Entscheidung des Landessozialgerichts abgestellt wird;

3. die Aufhebung von Verwaltungsakten (§ 330 Absatz 2, 3 Satz1und 4);

4. dievorlaufige Zahlungseinstellung nach § 331 mit der MaBgabe, dass die Trdger
auch zur teilweisen Zahlungseinstellung berechtigt sind, wenn sie von Tat-
sachen Kenntnis erhalten, die zu einem geringeren Leistungsanspruch fithren;

5. dieErstattung von Beitrdgen zur Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung
(§ 335 Absatz1,2und 5).

(3) § 50 Absatz 1des Zehnten Buches ist mit der Ma3gabe anzuwenden, dass Gutscheine
in Geld zu erstatten sind. Die leistungsberechtigte Person kann die Erstattungs-
forderung auch durch Riickgabe des Gutscheins erfiillen, soweit dieser nicht in
Anspruch genommen wurde. Eine Erstattung der Leistungen nach § 28 erfolgt
nicht, soweit eine Aufhebungsentscheidung allein wegen dieser Leistungen zu
treffen wére.

(4) Abweichend von § 50 des Zehnten Buches sind 56 Prozent der bei der Berech-
nung des Arbeislosengeldes Il und des Sozialgeldes berticksichtigten Bedarf fiir
Unterkunft nicht zu erstatten. Satz1gilt nicht in den Féllen des § 45 Absatz 2 Satz 3
des Zehnten Buches, des § 48 Absatz1Satz 2 Nummer 2 und 4 des Zehnten Buches
sowie in Féllen, in denen die Bewilligung lediglich teilweise aufgehoben wird.

(5) § 28 des Zehnten Buches gilt mit der MaB3gabe, dass der Antrag unverziiglich
nach Ablauf des Monats, in dem die Ablehnung oder Erstattung der anderen Leis-
tung bindend geworden ist, nachzuholen ist.
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(6) Fiir die Vollstreckung von Anspriichen der in gemeinsamen Einrichtungen
zusammenwirkenden Trager nach diesem Buch gilt das Verwaltungs-Vollstreckungs-
gesetz des Bundes; im Ubrigen gilt § 66 des Zehnten Buches.

§ 41 Berechnung der Leistungen

(1) Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts besteht fiir jeden
Kalendertag. Der Monat wird mit 30 Tagen berechnet. Stehen die Leistungen nicht
fiir einen vollen Monat zu, wird die Leistung anteilig erbracht. Die Leistungen sollen
jeweils fiir sechs Monate bewilligt und monatlich im Voraus erbracht werden. Der
Bewilligungszeitraum kann auf bis zu zwolf Monate bei Leistungsberechtigten ver-
langert werden, bei denen eine Verdnderung der Verhdltnisse in diesem Zeitraum
nichtzu erwarten ist.

(2) Berechnungen werden auf zwei Dezimalstellen durchgefiihrt, wenn nichts Abwei-
chendes bestimmt ist. Bei einer auf Dezimalstellen durchgefiihrten Berechnung
wird die letzte Dezimalstelle um eins erhoht, wenn sich in der folgenden Dezimal-
stelle eine der Ziffern 5 bis 9 ergeben wiirde.

§ 42 Auszahlung der Geldleistungen

Geldleistungen nach diesem Buch werden auf das im Antrag angegebene inlédndische
Konto bei einem Geldinstitut iberwiesen. Werden sie an den Wohnsitz oder
gewohnlichen Aufenthalt der Leistungsberechtigten tibermittelt, sind die dadurch
veranlassten Kosten abzuziehen. Dies gilt nicht, wenn Leistungsberechtigte nach-
weisen, dass ihnen die Einrichtung eines Kontos bei einem Geldinstitut ohne eigenes
Verschulden nicht moglich ist.
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§ 42a Darlehen

(1) Darlehen werden nur erbracht, wenn ein Bedarf weder durch Vermégen nach

§ 12 Absatz 2 Satz1 Nummer 1, 1a und 4 noch auf andere Weise gedeckt werden
kann. Darlehen konnen an einzelne Mitglieder von Bedarfsgemeinschaften oder an
mehrere gemeinsam vergeben werden. Die Riickzahlungsverpflichtung trifft die
Darlehensnehmer.

(2) Solange Darlehensnehmer Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts bezie-
hen, werden Riickzahlungsanspriiche aus Darlehen ab dem Monat, der auf die Aus-
zahlung folgt, durch monatliche Aufrechnung in Héhe von 10 Prozent des maBge-
benden Regelbedarfs getilgt. Die Aufrechnung ist gegentiber den Darlehens-
nehmern schriftlich durch Verwaltungsakt zu erkldren. Satz 1 gilt nicht, soweit
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach § 24 Absatz 5 oder § 27 Absatz
4 erbracht werden.

(3) Rickzahlungsanspriiche aus Darlehen nach § 24 Absatz 5 sind nach erfolgter
Verwertung sofort in voller Hohe und Riickzahlungsanspriiche aus Darlehen nach
§ 22 Absatz 6 bei Riickzahlung durch den Vermieter sofort in Héhe des noch nicht
getilgten Darlehensbetrages fallig. Deckt der erlangte Betrag den noch nicht getilgten
Darlehensbetrag nicht, soll eine Vereinbarung tiber die Riickzahlung des ausste-
henden Betrags unter Berticksichtigung der wirtschaftlichen Verhéltnisse der Dar-
lehensnehmer getroffen werden.

(4) Nach Beendigung des Leistungsbezuges ist der noch nicht getilgte Darlehens -
betrag sofort fillig. Uber die Riickzahlung des ausstehenden Betrags soll eine
Vereinbarung unter Berticksichtigung der wirtschaftlichen Verhéltnisse der Darle-
hensnehmer getroffen werden.

(5) Riickzahlungsanspriiche aus Darlehen nach § 27 Absatz 4 sind abweichend von
Absatz 4 Satz1erst nach Abschluss der Ausbildung féllig. Absatz 4 Satz 2 gilt entspre-
chend.
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(6) Sofern keine abweichende Tilgungsbestimmung getroffen wird, werden Zahlun-
gen, die zur Tilgung der gesamten falligen Schuld nicht ausreichen, zunéchst auf
das zuerst erbrachte Darlehen angerechnet.

§ 43 Aufrechnung

(1) Die Trager von Leistungen nach diesem Buch kénnen gegen Anspriiche von Leis-
tungsberechtigten auf Geldleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts aufrech-
nen mitihren

1. Erstattungsanspriichen nach § 42 Absatz 2 Satz 2, § 43 Absatz 2 Satz1des Ersten
Buches, § 328 Absatz 3 Satz 2 des Dritten Buches oder § 50 des Zehnten Buches
oder

2. Ersatzansprichen nach den §§ 34 oder 34a.

(2) Die Hohe der Aufrechnung betragt bei Erstattungsanspriichen, die auf den §§ 42
und 43 des Ersten Buches, § 328 Absatz 3 Satz 2 des Dritten Buches oder § 48 Absatz1
Satz 2 Nummer 3 in Verbindung mit § 50 des Zehnten Buches beruhen, 10 Prozent
des fiir den Leistungsberechtigten maBgebenden Regelbedarfs, in den tibrigen Fél-
len 30 Prozent. Die Hohe der monatlichen Aufrechnung ist auf insgesamt 30 Prozent
des maBBgebenden Regelbedarfs begrenzt. Soweit die Erkldrung einer spateren Auf-
rechnung zu einem héheren monatlichen Aufrechnungsbetrag als 30 Prozent fiih-
ren wiirde, erledigen sich die vorherigen Aufrechnungserklarungen.

(3) Sind in einem Monat Aufrechnungen nach Absatz1und § 42a Absatz 2 zu vollzie-
hen, gilt Absatz 2 Satz 2 entsprechend.Wiirden die Aufrechnungen nach § 42a Ab-
satz2 und nach Absatz1den in Absatz 2 Satz 2 genannten Betrag iibersteigen, erle-
digtsich die nach § 42a Absatz 2 erklarte Aufrechnung, soweit sie der Aufrechnung
nach Absatz1entgegensteht.
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(4) Die Aufrechnung ist gegeniiber der leistungsberechtigten Person schriftlich
durch Verwaltungsakt zu erkldren. Sie endet spétestens drei Jahre nach dem Monat,
der auf die Bestandskraft der in Absatz 1 genannten Entscheidungen folgt. Zeiten, in
denen die Aufrechnung nicht vollziehbar ist, verldngern den Aufrechnungszeit-
raum entsprechend.

§ 43a Verteilung von Teilzahlungen

Teilzahlungen auf Ersatz- und Erstattungsanspriiche der Trager nach diesem Buch
gegen Leistungsberechtigte oder Dritte mindern die Aufwendungen der Trdger der
Aufwendungen im Verhéltnis des jeweiligen Anteils an der Forderung zueinander.

§ 44 Veranderung von Anspriichen

Die Trdger von Leistungen nach diesem Buch diirfen Anspriiche erlassen, wenn
deren Einziehung nach Lage des einzelnen Falles unbillig wére.

Abschnitt 2
Einheitliche Entscheidung

§ 44a Feststellung von Erwerbsfahigkeit und Hilfebediirftigkeit

(1) Die Agentur fir Arbeit stellt fest, ob die oder der Arbeitsuchende erwerbsféhig
ist. Der Entscheidung kénnen widersprechen:

1. derkommunale Tréager,

2. einanderer Trager, der bei voller Erwerbsminderung zustédndig wére oder

3. dieKrankenkasse, die bei Erwerbsfdhigkeit Leistungen der Krankenversicherung
zu erbringen hétte.
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Der Widerspruch ist zu begriinden. Imm Widerspruchsfall entscheidet die Agentur
fir Arbeit, nachdem sie eine gutachterliche Stellungnahme eingeholt hat. Die gut-
achterliche Stellungnahme erstellt der nach § 109a Absatz 2 des Sechsten Buches
zustandige Trager der Rentenversicherung. Die Agentur fiir Arbeit ist bei der Ent-
scheidung tiber den Widerspruch an die gutachterliche Stellungnahme nach Satz 5
gebunden. Bis zu der Entscheidung tiber den Widerspruch erbringen die Agentur
fur Arbeit und der kommunale Tréger bei Vorliegen der tibrigen Voraussetzungen
Leistungen der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende.

(1a) Der Einholung einer gutachterlichen Stellungnahme nach Absatz 1 Satz 4
bedarf es nicht, wenn der zustdndige Trager der Rentenversicherung bereits nach
§109a Absatz 2 Satz 2 des Sechsten Buches eine gutachterliche Stellungnahme
abgegeben hat. Die Agentur fiir Arbeitist an die gutachterliche Stellungnahme
gebunden.

(2) Die gutachterliche Stellungnahme des Rentenversicherungstrégers zur Erwerbs-
fahigkeit ist fiir alle gesetzlichen Leistungstrdger nach dem Zweiten, Dritten, Fiinf-
ten, Sechsten und Zwolften Buch bindend; § 48 des Zehnten Buches bleibt unbe-
rahrt.

(3) Entscheidet die Agentur fiir Arbeit, dass ein Anspruch auf Leistungen der Grund-
sicherung fiir Arbeitsuchende nicht besteht, stehen ihr und dem kommunalen
Tréger Erstattungsanspriiche nach § 103 des Zehnten Buches zu, wenn der oder dem
Leistungsberechtigten eine andere Sozialleistung zuerkannt wird. § 103 Absatz 3

des Zehnten Buches gilt mit der MaB3gabe, dass Zeitpunkt der Kenntnisnahme der
Leistungsverpflichtung des Tragers der Sozialhilfe, der Kriegsopferfiirsorge und der
Jugendhilfe der Tag des Widerspruchs gegen die Feststellung der Agentur fiir Arbeit
ist.



180 Gesetzestext

(4) Die Agentur fir Arbeit stellt fest, ob und in welchem Umfang die erwerbsféhige
Person und die dem Haushalt angeh6renden Personen hilfebediirftig sind. Sie ist
dabei und bei den weiteren Entscheidungen nach diesem Buch an die Feststellung
der Angemessenheit der Kosten fiir Unterkunft und Heizung durch den kommuna-
len Trdger gebunden. Die Agentur fiir Arbeit stellt fest, ob die oder der erwerbsfdhige
Leistungsberechtigte oder die dem Haushalt angehdrenden Personen vom Bezug
von Leistungen nach diesem Buch ausgeschlossen sind.

(5) Der kommunale Trager stellt die Hohe der in seiner Zustdndigkeit zu erbringen-
den Leistungen fest. Er ist dabei und bei den weiteren Entscheidungen nach diesem
Buch an die Feststellungen der Agentur fiir Arbeit nach Absatz 4 gebunden. Satz 2
giltnicht, sofern der konmunale Tréger zur vorldufigen Zahlungseinstellung berech-
tigtistund dies der Agentur fiir Arbeit vor dieser Entscheidung mitteilt.

(6) Der kommunale Trager kann einer Feststellung der Agentur fiir Arbeit nach
Absatz 4 Satz1oder 3 innerhalb eines Monats schriftlich widersprechen, wenn er
aufgrund der Feststellung héhere Leistungen zu erbringen hat. Der Widerspruch ist
zu begriinden; er befreit nicht von der Verpflichtung, die Leistungen entsprechend
der Feststellung der Agentur fiir Arbeit zu gewéhren. Die Agentur fir Arbeit tiber-
priiftihre Feststellung und teilt dem kommunalen Trager innerhalb von zwei Wochen
ihre endgiiltige Feststellung mit. Halt der kommunale Trédger seinen Widerspruch
aufrecht, sind die Tréger bis zu einer anderen Entscheidung der Agentur fiir Arbeit
oder einer gerichtlichen Entscheidung an die Feststellung der Agentur fiir Arbeit
gebunden.
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§ 44b Gemeinsame Einrichtung

(1) Zur einheitlichen Durchfiihrung der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende bilden
die Trager im Gebiet jedes kommunalen Trdgers nach § 6 Absatz1Satz1Nummer 2
eine gemeinsame Einrichtung. Die gemeinsame Einrichtung nimmt die Aufgaben
der Trager nach diesem Buch wahr; die Tragerschaft nach § 6 sowie nach den §§ 6a
und 6b bleibt unbertihrt. Die gemeinsame Einrichtung ist befugt, Verwaltungsakte
und Widerspruchsbescheide zu erlassen. Die Aufgaben werden von Beamtinnen
und Beamten sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern wahrgenommen,
denen entsprechende Tatigkeiten zugewiesen worden sind.

(2) Die Trager bestimmen den Standort sowie die ndhere Ausgestaltung und Organi-
sation der gemeinsamen Einrichtung durch Vereinbarung. Die Ausgestaltung und
Organisation der gemeinsamen Einrichtung sollen die Besonderheiten der beteilig-
ten Tréger, des regionalen Arbeitsmarktes und der regionalen Wirtschaftsstruktur
berticksichtigen. Die Trager kénnen die Zusammenlegung mehrerer gemeinsamer
Einrichtungen zu einer gemeinsamen Einrichtung vereinbaren.

(3) Den Trdgern obliegt die Verantwortung fiir die rechtmaéBige und zweckmaéBige
Erbringung ihrer Leistungen. Sie haben in ihrem Aufgabenbereich nach § 6 Absatz 1
Nummer 1 oder 2 gegeniiber der gemeinsamen Einrichtung ein Weisungsrecht;
dies gilt nichtim Zustdndigkeitsbereich der Trdgerversammlung nach § 44c. Die
Trager sind berechtigt, von der gemeinsamen Einrichtung die Erteilung von Aus-
kunft und Rechenschaftslegung iiber die Leistungserbringung zu fordern, die
Wahrnehmung der Aufgaben in der gemeinsamen Einrichtung zu priifen und die
gemeinsame Einrichtung an ihre Auffassung zu binden. Vor Ausiibung ihres Wei-
sungsrechts in Angelegenheiten grundsétzlicher Bedeutung befassen die Trager
den Kooperationsausschuss nach § 18b. Der Kooperationsausschuss kann innerhalb
von zwei Wochen nach Anrufung eine Empfehlung abgeben.

(4) Die gemeinsame Einrichtung kann einzelne Aufgaben auch durch die Trager
wahrnehmen lassen.
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(5) Die Bundesagentur stellt der gemeinsamen Einrichtung Angebote an Dienstleis-
tungen zur Verfiigung.

(6) Die Trager teilen der gemeinsamen Einrichtung alle Tatsachen und Feststellungen
mit, von denen sie Kenntnis erhalten und die fiir die Leistungen erforderlich sind.

§ 44c Tragerversammlung

(1) Die gemeinsame Einrichtung hat eine Trdgerversammlung. In der Trdgerver-
sammlung sind Vertreterinnen und Vertreter der Agentur fiir Arbeit und des kom-
munalen Tragers je zur Halfte vertreten. In der Regel entsenden die Trager je drei
Vertreterinnen oder Vertreter. Jede Vertreterin und jeder Vertreter hat eine Stim-
me. Die Vertreterinnen und Vertreter wahlen eine Vorsitzende oder einen Vorsit-
zenden fiir eine Amtszeit von bis zu fiinf Jahren. Kann in der Trdgerversammlung
keine Einigung tiber die Person der oder des Vorsitzenden erzielt werden, wird die
oder der Vorsitzende von den Vertreterinnen und Vertretern der Agentur fiir Arbeit
und des kommunalen Tragers abwechselnd jeweils fiir zwei Jahre bestimmt; die
erstmalige Bestimmung erfolgt durch die Vertreterinnen und Vertreter der Agen-
tur fir Arbeit. Die Trégerversammlung entscheidet durch Beschluss mit Stimmen-
mehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzen-
den; dies gilt nicht fiir Entscheidungen nach Absatz 2 Satz 2 Nummer1,4 und 8.
Die Beschliisse sind von der oder Vorsitzenden schriftlich niederzulegen. Die
Tragerversammlung gibt sich eine Geschéftsordnung.

(2) Die Tragerversammlung entscheidet tiber organisatorische, personalwirtschaft-
liche, personalrechtliche und personalvertretungsrechtliche Angelegenheiten der

gemeinsamen Einrichtung. Dies sind insbesondere

1. dieBestellung und Abberufung der Geschéaftsfithrerin oder des Geschéftsfiihrers,

2. der Verwaltungsablauf und die Organisation,

3. die Anderung des Standorts der gemeinsamen Einrichtung,
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4. die Entscheidungen nach § 6 Absatz1Satz 2 und § 44b Absatz 4, ob einzelne
Aufgaben durch die Trdger oder durch Dritte wahrgenommen werden,

5. dieRegelung der Ordnung in der Dienststelle und des Verhaltens der Beschéf-
tigten,

6. die Arbeitsplatzgestaltung,
7. die Genehmigung von Dienstvereinbarungen mit der Personalvertretung,
8. die Aufstellung des Stellenplans und der Richtlinien zur Stellenbewirtschaftung,

9. diegrundsatzlichen Regelungen der innerdienstlichen, sozialen und persén-
lichen Angelegenheiten der Beschéftigten.

(3) Die Tragerversammlung nimmt in Streitfragen zwischen Personalvertretung
und Geschéftsfiihrerin oder Geschéftsfiihrer die Aufgaben einer tibergeordneten
Dienststelle und obersten Dienstbehdrde nach den §§ 69 bis 72 des Bundespersonal-
vertretungsgesetzes wahr.

(4) Die Tragerversammlung berdt zu gemeinsamen Betreuungsschlisseln. Sie hat
dabei die zur Verfiigung stehenden Haushaltsmittel zu berticksichtigen. Bei der
Personalbedarfsermittlung sind im Regelfall folgende Anteilsverhéltnisse zwischen
eingesetztem Personal und Leistungsberechtigten nach diesem Buch zu bertick-
sichtigen:

1. 1:75beider Gewdhrung der Leistungen zur Eingliederung in Arbeit von er-
werbsfdhigen Leistungsberechtigten bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres,

2. 1:150 bei der Gewédhrung der Leistungen zur Eingliederung in Arbeit von er-
werbsfdhigen Leistungsberechtigten, die das 25. Lebensjahr vollendet und die
Altersgrenze nach § 7a noch nicht erreicht haben.
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(5) Die Tragerversammlung stellt einheitliche Grundsétze der Qualifizierungsplanung
und Personalentwicklung auf, die insbesondere der individuellen Entwicklung der
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dienen und ihnen unter Beachtung ihrer person-
lichen Interessen und Fahigkeiten die zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforder-
liche Qualifikation vermitteln sollen. Die Trdgerversammlung stimmt die Grundséat-
ze der Personalentwicklung mit den Personalentwicklungskonzepten der Tradger
ab. Die Geschaéftsfiihrerin oder der Geschéftsfiihrer berichtet der Tragerversamme-
lung regelmaéBig tiber den Stand der Umsetzung.

(6) In der Tragerversammlung wird das ortliche Arbeitsmarkt- und Integrationspro-
gramm der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende unter Beachtung von Zielvorgaben
der Tréager abgestimmt.

§ 44d Geschiaftsfihrerin, Geschaftsfihrer

(1) Die Geschéftsfiihrerin oder der Geschéftsfiihrer fiihrt hauptamtlich die Geschéf-
te der gemeinsamen Einrichtung, soweit durch Gesetz nichts Abweichendes be-
stimmt ist. Sie oder er vertritt die gemeinsame Einrichtung gerichtlich und auf3er-
gerichtlich. Sie oder er hat die von der Tragerversammlung in deren Aufgaben-
bereich beschlossenen Manahmen auszufithren und nimmt an deren Sitzungen
beratend teil.

(2) Die Geschaftsfiihrerin oder der Geschéftsfiithrer wird fir fiinf Jahre bestellt. Fir
die Ausschreibung der zu besetzenden Stelle findet § 4 der Bundeslaufbahnverord-
nung entsprechende Anwendung. Kann in der Trdgerversammlung keine Einigung
uiber die Person der Geschéftsfiihrerin oder des Geschéftsfiihrers erzielt werden,
unterrichtet die oder der Vorsitzende der Trdgerversammlung den Kooperations-
ausschuss. Der Kooperationsausschuss hort die Trdger der gemeinsamen Einrich-
tung an und unterbreitet einen Vorschlag. Kénnen sich die Mitglieder des Koopera-
tionsausschusses nicht auf einen Vorschlag verstdndigen oder kann in der Trager-
versammlung trotz Vorschlags keine Einigung erzielt werden, wird die Geschéfts-
fuhrerin oder der Geschéftsfithrer von der Agentur fiir Arbeit und dem kommuna-
len Trager abwechselnd jeweils fiir zweieinhalb Jahre bestimint. Die erstmalige
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Bestimmung erfolgt durch die Agentur fiir Arbeit; abweichend davon erfolgt die
erstmalige Bestimmung durch den kommunalen Trédger, wenn die Agentur fiir
Arbeit erstmalig die Vorsitzende oder den Vorsitzenden der Tradgerversammlung
bestimmt hat. Die Geschéftsfiihrerin oder der Geschéftsfithrer kann auf Beschluss
der Trdgerversammlung vorzeitig abberufen werden. Bis zur Bestellung einer neuen
Geschaéftsfiihrerin oder eines neuen Geschéftsfithrers fithrt sie oder er die Geschéifte
der gemeinsamen Einrichtung kommissarisch.

(3) Die Geschaéftsfiithrerin oder der Geschéftsfiihrer ist Beamtin, Beamter, Arbeitneh-
merin oder Arbeitnehmer eines Trdgers und untersteht dessen Dienstaufsicht. Soweit
sie oder er Beamtin, Beamter, Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer einer nach § 6
Absatz 2 Satz1herangezogenen Gemeinde ist, untersteht sie oder er der Dienstauf-
sichtihres oder seines Dienstherrn oder Arbeitgebers.

(4) Die Geschéftsfiihrerin oder der Geschéftsfiihrer iibt iiber die Beamtinnen und
Beamten sowie die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, denen in der gemein-
samen Einrichtung Téatigkeiten zugewiesen worden sind, die dienst-, personal- und
arbeitsrechtlichen Befugnisse der Bundesagentur und des kommunalen Trédgers
und die Dienstvorgesetzten- und Vorgesetztenfunktion, mit Ausnahme der Befug-
nisse zur Begriindung und Beendigung der mit den Beamtinnen und Beamten
sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern bestehenden Rechtsverhéltnisse,
aus.

(5) Die Geschéftsfiihrerin ist Leiterin, der Geschéftsfiihrer ist Leiter der Dienststelle
im personalvertretungsrechtlichen Sinn und Arbeitgeber im Sinne des Arbeits-
schutzgesetzes.

(6) Bei personalrechtlichen Entscheidungen, die in der Zustédndigkeit der Tréger
liegen, hat die Geschéaftsfiihrerin oder der Geschéftsfithrer ein Anhérungs- und
Vorschlagsrecht.
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(7) Bei der besoldungsrechtlichen Einstufung der Dienstposten der Geschéaftsfiihrer-
innen und der Geschéftsfiithrer sind Hochstgrenzen einzuhalten. Die Besoldungs-
gruppe A 16 der Bundesbesoldungsordnung A, in Ausnahmeféllen die Besoldungs-
gruppe B 3 der Bundesbesoldungsordnung B, oder die entsprechende landesrecht-
liche Besoldungsgruppe darf nicht tiberschritten werden. Das Entgelt fir Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer darf die fiir Beamtinnen und Beamte geltende
Besoldung nicht tibersteigen.

§ 44e Verfahren bei Meinungsverschiedenheit iiber die
Weisungszustandigkeit

(1) Zur Beilegung einer Meinungsverschiedenheit tiber die Zustdndigkeit nach § 44b
Absatz 3 und § 44c Absatz 2 konnen die Trager oder die Trdgerversammlung den
Kooperationsausschuss anrufen. Stellt die Geschéftsfiihrerin oder der Geschéafts-
fihrer fest, dass sich Weisungen der Trager untereinander oder mit einer Weisung
der Tragerversammlung widersprechen, unterrichtet sie oder er unverziglich die
Tréiger, um diesen Gelegenheit zur Uberpriifung der Zustandigkeit zum Erlass der
Weisungen zu geben. Besteht die Meinungsverschiedenheit danach fort, kann die
Geschéftsfiihrerin oder der Geschéftsfiihrer den Kooperationsausschuss anrufen.

(2) Der Kooperationsausschuss entscheidet nach Anhérung der Trager und der
Geschéftsfiihrerin oder des Geschéftsfithrers durch Beschluss mit Stimmenmehr-
heit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden. Die
Beschliisse des Ausschusses sind von der Vorsitzenden oder von dem Vorsitzenden
schriftlich niederzulegen. Die oder der Vorsitzende teilt den Trdgern, der Tragerver-
sammlung sowie der Geschéftsfiihrerin oder dem Geschéftsfiihrer die Beschliisse
mit.

(3) Die Entscheidung des Kooperationsausschusses bindet die Tréger. Soweit nach
anderen Vorschriften der Rechtsweg gegeben ist, wird er durch die Anrufung des
Kooperationsausschusses nicht ausgeschlossen.
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§ 44f Bewirtschaftung von Bundesmitteln

(1) Die Bundesagentur tibertrdgt der gemeinsamen Einrichtung die Bewirtschaf-
tung von Haushaltsmitteln des Bundes, die sie im Rahmen von § 46 bewirtschaftet.
Fiir die Ubertragung und die Bewirtschaftung gelten die haushaltsrechtlichen
Bestimmungen des Bundes.

(2) Zur Bewirtschaftung der Haushaltsmittel des Bundes bestellt die Geschéftsfiihrerin
oder der Geschéftsfiihrer eine Beauftragte oder einen Beauftragten fiir den Haus-
halt. Die Geschéftsfiihrerin oder der Geschéftsfithrer und die Trdgerversammlung
haben die Beauftragte oder den Beauftragten fiir den Haushalt an allen MaBnahmen
von finanzieller Bedeutung zu beteiligen.

(3) Die Bundesagentur hat die Ubertragung der Bewirtschaftung zu widerrufen,
wenn die gemeinsame Einrichtung bei der Bewirtschaftung wiederholt oder erheb-
lich gegen Rechts- oder Verwaltungsvorschriften verstoen hat und durch die Be-
stellung einer oder eines anderen Beauftragten fiir den Haushalt keine Abhilfe zu
erwarten ist.

(4) Ndheres zur Ubertragung und Durchfiihrung der Bewirtschaftung von Haus-
haltsmitteln des Bundes kann zwischen der Bundesagentur und der gemeinsamen
Einrichtung vereinbart werden. Der kommunale Trédger kann die gemeinsame Ein-
richtung auch mit der Bewirtschaftung von kommunalen Haushaltsmitteln beauf-
tragen.

(5) Auf Beschluss der Trdgerversammlung kann die Befugnis nach Absatz1auf die
Bundesagentur zuriickiibertragen werden.
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§ 44g Zuweisung von Tatigkeiten bei der gemeinsamen Einrichtung

(1) Beamtinnen und Beamten sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern der
Trager und der nach § 6 Absatz 2 Satz 1 herangezogenen Gemeinden und Gemein-
deverbédnde, die bis zum 31. Dezember 2010 in einer Arbeitsgemeinschaft nach

§ 44b in der bis zum 31. Dezember 2010 geltenden Fassung Aufgaben nach diesem
Buch durchgefiihrt haben, werden mit Wirkung zum 1. Januar 2011 Tatigkeiten bei
der gemeinsamen Einrichtung, die die Aufgaben der Arbeitsgemeinschaft weiter-
fihrt, fiir die Dauer von fiinf Jahren zugewiesen. Wenn keine Arbeitsgemeinschaf-
ten nach § 44b in der bis zum 31. Dezember 2010 geltenden Fassung eingerichtet
waren, werden Beamtinnen und Beamten sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern, die am 31. Dezember 2010 die Aufgaben dieses Buches in Agenturen fir
Arbeit und Kommunen durchgefiihrt haben, mit Wirkung zum 1. Januar 2011 fiir die
Dauer von finf Jahren Tédtigkeiten bei der gemeinsamen Einrichtung zugewiesen.

(2) Spétere Zuweisungen erfolgen im Einzelfall mit Zustimmung der Geschéaftsfiih-
rerin oder des Geschéftsfithrers der gemeinsamen Einrichtung nach den tarif- und
beamtenrechtlichen Regelungen.

(3) Die Rechtsstellung der Beamtinnen und der Beamten bleibt unbertiihrt. Ihnen ist
eine ihrem Amt entsprechende Tétigkeit zu tibertragen.

(4) Die mit der Bundesagentur, dem kommunalen Trédger oder einer nach § 6 Absatz 2
Satz1herangezogenen Gemeinde oder einem Gemeindeverband bestehenden
Arbeitsverhéltnisse bleiben unberiihrt. Werden einer Arbeitnehmerin oder einem
Arbeitnehmer aufgrund der Zuweisung Tatigkeiten tibertragen, die einer niedrigeren
Entgeltgruppe oder Tatigkeitsebene zuzuordnen sind, bestimmt sich die Eingruppie-
rung nach der vorherigen Tatigkeit.

(5) Die Zuweisung kann

1. ausdienstlichen Griinden mit einer Frist von drei Monaten,
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2. aufVerlangen der Beamtin, des Beamten, der Arbeitnehmerin oder des
Arbeitnehmers aus wichtigem Grund jederzeit

beendet werden. Die Geschéftsfithrerin oder der Geschéftsfiihrer kann der Beendi-
gung nach Nummer 2 aus zwingendem dienstlichem Grund widersprechen.

§ 44h Personalvertretung

(1) In den gemeinsamen Einrichtungen wird eine Personalvertretung gebildet. Die
Regelungen des Bundespersonalvertretungsgesetzes gelten entsprechend.

(2) Die Beamtinnen und Beamten sowie Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in
der gemeinsamen Einrichtung besitzen fiir den Zeitraum, fiir den ihnen Tatigkeiten
in der gemeinsamen Einrichtung zugewiesen worden sind, ein aktives und passives
Wahlrecht zu der Personalvertretung.

(3) Der Personalvertretung der gemeinsamen Einrichtung stehen alle Rechte ent-
sprechend den Regelungen des Bundespersonalvertretungsgesetzes zu, soweit der
Trédgerversammlung oder der Geschéftsfiihrerin oder dem Geschéftsfithrer Ent-
scheidungsbefugnisse in personalrechtlichen, personalwirtschaftlichen, sozialen
oder die Ordnung der Dienststelle betreffenden Angelegenheiten zustehen.

(4) Zur Erorterung und Abstimmung gemeinsamer personalvertretungsrechtlich
relevanter Angelegenheiten wird eine Arbeitsgruppe der Vorsitzenden der Perso-
nalvertretungen der gemeinsamen Einrichtungen eingerichtet. Die Arbeitsgruppe
haélt bis zu zwei Sitzungen im Jahr ab. Sie beschlie3t mit der Mehrheit der Stimmen
ihrer Mitglieder eine Geschéftsordnung, die Regelungen tiber den Vorsitz, das Ver-
fahren zur internen Willensbildung und zur Beschlussfassung enthalten muss. Die
Arbeitsgruppe kann Stellungnahmen zu MaBnahmen der Tréger, die Einfluss auf
die Arbeitsbedingungen aller Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie Beam-
tinnen und Beamten in den gemeinsamen Einrichtungen haben kénnen, an die
zustandigen Trager abgeben.
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(5) Die Rechte der Personalvertretungen der abgebenden Dienstherren und Arbeit-
geber bleiben unberiihrt, soweit die Entscheidungsbefugnisse bei den Trédgern ver-
bleiben.

§ 44i Schwerbehindertenvertretung; Jugend- und Auszubildendenver-
tretung

Auf die Schwerbehindertenvertretung und Jugend- und Auszubildendenvertretung
ist § 44h entsprechend anzuwenden.

§ 44j Gleichstellungsbeauftragte

In der gemeinsamen Einrichtung wird eine Gleichstellungsbeauftragte bestellt. Das
Bundesgleichstellungsgesetz gilt entsprechend. Der Gleichstellungsbeauftragten
stehen die Rechte entsprechend den Regelungen des Bundesgleichstellungsgesetzes
zu, soweit die Trégerversammlung und die Geschéftsfiihrer entscheidungsbefugt
sind.

§ 44k Stellenbewirtschaftung

(1) Mit der Zuweisung von Téatigkeiten nach § 44g Absatz1und 2 iibertragen die
Trager der gemeinsamen Einrichtung die entsprechenden Planstellen und Stellen
sowie Erméachtigungen fiir die Beschéftigung von Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern mit befristeten Arbeitsvertrdgen zur Bewirtschaftung.

(2) Der von der Tragerversammlung aufzustellende Stellenplan bedarf der Geneh-

migung der Tréger. Bei Aufstellung und Bewirtschaftung des Stellenplanes unter-
liegt die gemeinsame Einrichtung den Weisungen der Tréger.

§ 45 (aufgehoben)
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Kapitel 5
Finanzierung und Aufsicht

§ 46 Finanzierung aus Bundesmitteln

(1) Der Bund tragt die Aufwendungen der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende ein-
schlieBlich der Verwaltungskosten, soweit die Leistungen von der Bundesagentur
erbracht werden. Der Bundesrechnungshof priift die Leistungsgewéhrung. Dies gilt
auch, soweit die Aufgaben von gemeinsamen Einrichtungen nach § 44b wahrge -
nommen werden. Eine Pauschalierung von Eingliederungsleistungen und Verwal-
tungskosten ist zuldssig. Die Mittel fiir die Erbringung von Eingliederungsleistungen
und Verwaltungskosten werden in einem Gesamtbudget veranschlagt.

(2) Der Bund kann festlegen, nach welchen MaBstédben die Mittel nach Absatz1Satz 4
auf die Agenturen fiir Arbeit zu verteilen sind. Bei der Zuweisung wird die Zahl der
erwerbsfahigen Leistungsberechtigten nach diesem Buch zugrunde gelegt. Fiir
Leistungen nach den §§ 16e und 16f kann die Agentur fiir Arbeit insgesamt bis zu

20 Prozent der auf sie entfallenen Eingliederungsmittel einsetzen. Das Bundes-
ministerium fir Arbeit und Soziales kann im Einvernehmen mit dem Bundes -
ministerium der Finanzen durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundes -
rates andere oder erganzende MaBstédbe fiir die Verteilung der Mittel nach Absatz1
Satz 4 festlegen.

(3) Der Anteil des Bundes an den Gesamtverwaltungskosten der gemeinsamen Ein-
richtungen betrdgt 84,8 Prozent. Durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des
Bundesrates kann das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium der Finanzen festlegen, nach welchen MaBstédben

1. kommunale Trdger die Aufwendungen der Grundsicherung fiir Arbeitsuchen-
de bei der Bundesagentur abrechnen, soweit sie Aufgaben nach § 6 Absatz 1
Satz1Nummer 1wahrnehmen,

2. die Gesamtverwaltungskosten, die der Berechnung des Finanzierungsanteils
nach Satz1zugrunde liegen, zu bestimmen sind.
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(4) Die Bundesagentur leistet an den Bund einen Eingliederungsbeitrag in Héhe
der Hélfte der jahrlichen, vom Bund zu tragenden Aufwendungen fir Leistungen
zur Eingliederung in Arbeit und Verwaltungskosten nach Absatz1Satz 5 und § 6b
Absatz 2. Jeweils zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November leistet die
Bundesagentur an den Bund Abschlagszahlungen in Héhe von einem Achtel desim
Bundeshaushaltsplan veranschlagten Betrags fiir Leistungen zur Eingliederung in
Arbeit und Verwaltungskosten nach Absatz1Satz 5 und § 6b Absatz 2. Abweichend
von Satz 2 kann das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium der Finanzen der Bundesagentur die Abschlagszahlun-
gen bis zum letzten Bankarbeitstag des jeweiligen Jahres stunden, soweit dies zur
Vermeidung von Liquiditatshilfen nach § 364 Absatz1des Dritten Buches erforder-
lich ist. Bis zum 30. Januar des Folgejahres sind die geleisteten Abschlagszahlungen
den hélftigen tatsdchlichen Aufwendungen des Bundes fiir Eingliederungsleistun-
gen und Verwaltungskosten des Vorjahres gegentiberzustellen. Ein zu hoch gezahl-
ter Eingliederungsbeitrag ist mit der Zahlung zum 15. Februar des Folgejahres zu
verrechnen, ein zu gering gezahlter Eingliederungsbeitrag ist mit der Zahlung zum
15. Februar des Folgejahres zusétzlich an den Bund abzufiihren. Ist der Haushalts-
plan des Bundes noch nicht in Kraft getreten, sind die Abschlagszahlungen nach
Satz 2 auf der Grundlage des Haushaltsplans des Vorjahres zu bemessen.

(5) Der Bund beteiligt sich zweckgebunden an den Leistungen fiir Unterkunft und
Heizung nach § 22 Absatz 1. Diese Beteiligung betrdgt in den Jahren 2011 bis 2013 im
Land Baden-Wiirttemberg 34,4 vom Hundert, im Land Rheinland-Pfalz 40,4 vom
Hundertund in den tibrigen Landern 30,4 vom Hundert der Leistungen nach Satz1.
Ab dem Jahr 2014 betrdgt diese Beteiligung im Land Baden-Wiirttemberg 31,6 vom
Hundert, im Land Rheinland-Pfalz 37,6 vom Hundert und in den tibrigen Ldndern
27,6 vom Hundert der Leistungen nach Satz1.

(6) Die in Absatz 5 Satz 2 und 3 genannten Prozentsétze erhohen sich jeweils um
einen Wert in Prozentpunkten. Dieser entspricht den Gesamtausgaben fiir die Leis-
tungen nach § 28 sowie nach § 6b des Bundeskindergeldgesetzes des abgeschlosse-
nen Vorjahres geteilt durch die Gesamtausgaben fir die Leistungen nach Absatz 5
Satz1des abgeschlossenen Vorjahres multipliziert mit 100. Bis zum Jahr 2013 betréagt
dieser Wert 5,4 Prozentpunkte; Absatz 7 bleibt unberihrt.
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(7) Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales wird ermé&chtigt, den Wert nach
Absatz 6 Satz 1 erstmalig im Jahr 2013 jahrlich durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates fiir das Folgejahr festzulegen und fiir das laufende Jahr riick-
wirkend anzupassen. Dabei legt es jeweils den Wert nach Absatz 6 Satz 2 fiir das
abgeschlossene Vorjahr zugrunde. Fiir die riickwirkende Anpassung wird die Differ-
enz zwischen dem Wert nach Satz 2 und dem fiir das abgeschlossene Vorjahr fest-
gelegten Wert nach Absatz 6 Satz1im laufenden Jahr zeitnah ausgeglichen. Die
Hohe der Beteiligung des Bundes an den in Absatz 5 Satz 1 genannten Leistungen
betrdgt héchstens 49 vom Hundert.

(8) Der Anteil des Bundes an den in Absatz 5 Satz 1 genannten Leistungen wird den
Landern erstattet. Der Abruf der Erstattungen ist zur Monatsmitte und zum Monats-
ende zuldssig. Soweit eine Bundesbeteiligung fiir Zahlungen geltend gemacht wird,
die wegen des fristgerechten Eingangs beim Empfanger bereits am Ende eines
Haushaltsjahres geleistet wurden, aber erst im folgenden Haushaltsjahr féllig wer-
den, ist die fiir das folgende Haushaltsjahr geltende Bundesbeteiligung maf3geblich.
Die Gesamtausgaben fiir die Leistungen nach § 28 sowie nach § 6b des Bundeskin-
dergeldgesetzes sind durch die Lander bis zum 31. Médrz des Folgejahres zu ermit-
teln und dem Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales mitzuteilen. Die Ldnder
gewdhrleisten, dass gepriift wird, dass die Ausgaben der kommunalen Trager
begriindet und belegt sind und den Grundséitzen der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit entsprechen.

§ 47 Aufsicht

(1) Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales fiihrt die Rechts- und Fachauf-
sicht iber die Bundesagentur, soweit dieser nach § 44b Absatz 3 ein Weisungsrecht
gegeniiber den gemeinsamen Einrichtungen zusteht. Das Bundesministerium fiir
Arbeit und Soziales kann der Bundesagentur Weisungen erteilen und sie an seine
Auffassung binden; es kann organisatorische MaBnahmen zur Wahrung der Inte-
ressen des Bundes an der Umsetzung der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende treffen.
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(2) Die zustdndigen Landesbehorden fithren die Aufsicht tiber die kommunalen
Tréger, soweit diesen nach § 44b Absatz 3 ein Weisungsrecht gegeniiber den
gemeinsamen Einrichtungen zusteht. Im Ubrigen bleiben landesrechtliche Rege-
lungen unbertihrt.

(3) Im Aufgabenbereich der Trdgerversammlung fithrt das Bundesministerium fur
Arbeit und Soziales die Rechtsaufsicht tiber die gemeinsamen Einrichtungen im
Einvernehmen mit der zustdndigen obersten Landesbehérde. Kann ein Einverneh-
men nicht hergestellt werden, gibt der Kooperationsausschuss eine Empfehlung ab.
Von der Empfehlung kann das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales nur aus
wichtigem Grund abweichen. Im Ubrigen ist der Kooperationsausschuss bei Auf-
sichtsmaBnahmen zu unterrichten.

(4) Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales kann durch Rechtsverordnung
ohne Zustimmung des Bundesrates die Wahrnehmung seiner Aufgaben nach den
Abséatzen 1und 3 auf eine Bundesoberbehdérde tibertragen.

(5) Die aufsichtfiihrenden Stellen sind berechtigt, die Wahrnehmung der Aufgaben
bei den gemeinsamen Einrichtungen zu priifen.

§ 48 Aufsicht iiber die zugelassenen kommunalen Tréager

(1) Die Aufsicht iiber die zugelassenen kommunalen Trager obliegt den zustédndigen
Landesbehorden.

(2) Die Rechtsaufsicht tiber die obersten Landesbehorden ibt die Bundesregierung
aus, soweit die zugelassenen kommunalen Trdger Aufgaben anstelle der Bundes-
agentur erfiillen. Zu diesem Zweck kann die Bundesregierung mit Zustimmung des
Bundesrates allgemeine Verwaltungsvorschriften zu grundsétzlichen Rechtsfragen
der Leistungserbringung erlassen. Die Bundesregierung kann die Ausiibung der
Rechtsaufsicht auf das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales tibertragen.
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(3) Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales kann mit Zustimmung des
Bundesrates allgemeine Verwaltungsvorschriften fiir die Abrechnung der Auf-
wendungen der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende erlassen.

§ 48a Vergleich der Leistungsfiahigkeit

(1) Zur Feststellung und Férderung der Leistungsfahigkeit der ortlichen Aufgaben-
wahrnehmung der Trager der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende erstellt das
Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales auf der Grundlage der Kennzahlen nach
§ 51b Absatz 3 Nummer 3 Kennzahlenvergleiche und veréffentlicht die Ergebnisse
vierteljéahrlich.

(2) Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales wird erméchtigt, durch Rechts-
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates die fiir die Vergleiche erforderlichen
Kennzahlen sowie das Verfahren zu deren Weiterentwicklung und die Form der
Verodffentlichung der Ergebnisse festzulegen.

§ 48b Zielvereinbarungen

(1) Zur Erreichung der Ziele nach diesem Buch schlieen

1. dasBundesministerium fiir Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium der Finanzen mit der Bundesagentur,

2. die Bundesagentur und die kommunalen Trédger mit den Geschéftsfiithrerinnen
und Geschéftsfithrern der gemeinsamen Einrichtungen,

3. dasBundesministerium fiir Arbeit und Soziales mit der zustdndigen Landes-
behoérde sowie

4. diezustdndige Landesbehérde mit den zugelassenen kommunalen Trégern
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Vereinbarungen ab. Die Vereinbarungen nach Satz1Nummer 2 bis 4 umnfassen alle
Leistungen dieses Buches. Die Beratungen tiber die Vereinbarung nach Satz1 Num-
mer 3 fithren die Kooperationsausschiisse nach § 18b. Im Bund-Lander-Ausschuss
nach § 18c wird fiir die Vereinbarungen nach diesem Absatz iiber einheitliche
Grundlagen beraten.

(2) Die Vereinbarungen werden nach Beschlussfassung des Bundestages tiber das
jahrliche Haushaltsgesetz abgeschlossen.

(3) Die Vereinbarungen umfassen insbesondere die Ziele der Verringerung der
Hilfebediirftigkeit, Verbesserung der Integration in Erwerbstatigkeit und Vermei-
dung von langfristigem Leistungsbezug. Die Vereinbarungen nach Absatz1Satz 1
Nummer 2 bis 4 umnfassen zusétzlich das Ziel der Verbesserung der sozialen Teilhabe.

(4) Die Vereinbarungen nach Absatz 1 Satz1 Nummer 4 sollen sich an den Verein-
barungen nach Absatz1Satz1Nummer 3 orientieren.

(5) Fur den Abschluss der Vereinbarungen und die Nachhaltung der Zielerreichung
sind die Daten nach § 51b und die Kennzahlen nach § 48a Absatz 2 mafBgeblich.

(6) Die Vereinbarungen nach Absatz1Satz1Nummer 1 kénnen

1. erforderliche Genehmigungen oder Zustimmungen des Bundesministeriums
fir Arbeit und Soziales ersetzen,

2. die Selbstbewirtschaftung von Haushaltsmitteln fiir Leistungen zur Eingliede-
rung in Arbeit sowie fiir Verwaltungskosten zulassen.
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§ 49 Innenrevision

(1) Die Bundesagentur stellt durch organisatorische MaSnahmen sicher, dass in
allen Dienststellen und gemeinsamen Einrichtungen durch eigenes, nicht der
Dienststelle angehorendes Personal gepriift wird, ob von ihr Leistungen nach die-
sem Buch unter Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen nicht hitten erbracht
werden diirfen oder zweckmaBiger oder wirtschaftlicher héatten eingesetzt werden
koénnen. Mit der Durchfiihrung der Priifungen kénnen Dritte beauftragt werden.

(2) Das Priifpersonal der Bundesagentur ist fiir die Zeit seiner Priiftatigkeit fachlich
unmittelbar der Leitung der Dienststelle unterstellt, in der es beschéftigt ist.

(3) Der Vorstand legt die Berichte nach Absatz 1 unverziiglich dem Bundesministerium
fur Arbeit und Soziales vor.

Kapitel 6
Datenerhebung, -verarbeitung und -nutzung,
datenschutzrechtliche Verantwortung

§ 50 Dateniibermittlung

(1) Die Bundesagentur, die kommunalen Trager, die zugelassenen kommunalen
Trager, gemeinsame Einrichtungen, die fiir die Bekdmpfung von Leistungsmiss -
brauch und illegaler Beschaftigung zustdndigen Stellen und mit der Wahrneh -
mung von Aufgaben beauftragte Dritte sollen sich gegenseitig Sozialdaten tiber-
mitteln, soweit dies zur Erfiillung ihrer Aufgaben nach diesem Buch oder dem
Dritten Buch erforderlich ist.

(2) Die gemeinsame Einrichtung ist verantwortliche Stelle fir die Erhebung, Verar-
beitung und Nutzung von Sozialdaten nach § 67 Absatz 9 des Zehnten Buches sowie
Stelle im Sinne des § 35 Absatz 1 des Ersten Buches.
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(3) Die gemeinsame Einrichtung nutzt zur Erfiillung ihrer Aufgaben durch die Bun-
desagentur zentral verwaltete Verfahren der Informationstechnik. Sie ist verpflich-
tet, auf einen auf dieser Grundlage erstellten gemeinsamen zentralen Datenbestand
zuzugreifen. Verantwortliche Stelle fiir die zentral verwalteten Verfahren der Infor-
mationstechnik nach § 67 Absatz 9 des Zehnten Buches ist die Bundesagentur.

(4) Die Zuldssigkeit der Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von personenbezo-
genen Sozialdaten durch die gemeinsame Einrichtung richtet sich nach dem Daten-
schutzrecht des Bundes, soweit nicht in diesemn Buch und im Zweiten Kapitel des
Zehnten Buches vorrangige Regelungen getroffen sind. Der Anspruch auf Zugang
zu amtlichen Informationen gegeniiber der gemeinsamen Einrichtung richtet sich
nach dem Informationsfreiheitsgesetz des Bundes. Die Datenschutzkontrolle und
die Kontrolle der Einhaltung der Vorschriften tiber die Informationsfreiheit bei der
gemeinsamen Einrichtung sowie fiir die zentralen Verfahren der Informationstech-
nik obliegen nach § 24 des Bundesdatenschutzgesetzes der oder dem Bundesbeauf-
tragten fiir den Datenschutz und die Informationsireiheit.

§ 51 Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von Sozialdaten
durch nichtéffentliche Stellen

Die Tréger der Leistungen nach diesem Buch diirfen abweichend von § 80 Absatz 5
des Zehnten Buches zur Erfiillung ihrer Aufgaben nach diesem Buch einschlieBlich
der Erbringung von Leistungen zur Eingliederung in Arbeit und Bekdmpfung von
Leistungsmissbrauch nichtéffentliche Stellen mit der Erhebung, Verarbeitung und
Nutzung von Sozialdaten beauftragen, auch soweit die Speicherung der Daten den
gesamten Datenbestand umfasst.
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§ 51a Kundennummer

Jeder Person, die Leistungen nach diesem Gesetz bezieht, wird einmalig eine ein-
deutige, von der Bundesagentur oder im Auftrag der Bundesagentur von den
zugelassenen kommunalen Trdgern vergebene Kundennummer zugeteilt. Die Kun-
dennummer ist vom Trdger der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende als Identifikati-
onsmerkmal zu nutzen und dient ausschlielich diesem Zweck sowie den Zwecken
nach § 51b Absatz 3. Soweit vorhanden, ist die schon beim Vorbezug von Leistungen
nach dem Dritten Buch vergebene Kundennummer der Bundesagentur zu verwen-
den. Die Kundennummer bleibt der jeweiligen Person auch zugeordnet, wenn sie
den Trédger wechselt. Bei erneuter Leistung nach ldngerer Zeit ohne Inanspruchnah-
me von Leistungen nach diesem Buch oder nach dem Dritten Buch wird eine neue
Kundennummer vergeben. Diese Regelungen gelten entsprechend auch fiir Bedarfs-
gemeinschaften. Als Bedarfsgemeinschaftim Sinne dieser Vorschrift gelten auch
ein oder mehrere Kinder eines Haushalts, die nach § 7 Absatz 2 Satz 3 Leistungen
erhalten. Bei der Ubermittlung der Daten verwenden die Triager eine eindeutige,
von der Bundesagentur vergebene Tragernumimer.

51b Datenerhebung und -verarbeitung durch die Trager
der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende

(1) Die zustandigen Trager der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende erheben laufend
die fiir die Durchfiihrung der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende erforderlichen
Daten. Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales wird erméchtigt, durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die nach Satz 1 zu erhebenden
Daten, die zur Nutzung fir die in Absatz 3 genannten Zwecke erforderlich sind, ein-
schlieBlich des Verfahrens zu deren Weiterentwicklung festzulegen.

(2) Die kommunalen Trager und die zugelassenen kommunalen Tréger iibermitteln
der Bundesagentur die Daten nach Absatz 1 unter Angabe eines eindeutigen Identi-
fikationsmerkmals, personenbezogene Datensédtze unter Angabe der Kundennum-
mer sowie der Nummer der Bedarfsgemeinschaft nach § 51a.
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(3) Die nach den Absdtzen 1und 2 erhobenen und an die Bundesagentur tiber -
mittelten Daten diirfen nur - unbeschadet auf sonstiger gesetzlicher Grundlagen
bestehender Mitteilungspflichten - fiir folgende Zwecke verarbeitet und genutzt
werden:

1. diezukinftige Gewdhrung von Leistungen nach diesem und dem Dritten Buch
an die von den Erhebungen betroffenen Personen,

2. Uberpriifungen der Triger der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende auf korrek-
te und wirtschaftliche Leistungserbringung,

3. dieErstellung von Statistiken, Kennzahlen fiir die Zwecke nach § 48a Absatz 2
und § 48b Absatz 5, Eingliederungsbilanzen und Controllingberichten durch
die Bundesagentur, der laufenden Berichterstattung und der Wirkungsfor-
schung nach den §§ 53 bis 55,

4. die Durchfiihrung des automatisierten Datenabgleichs nach § 52,
5. die Bekdmpfung von Leistungsmissbrauch.

(4) Die Bundesagentur regeltim Benehmen mit den kommunalen Spitzenverbédnden
auf Bundesebene den genauen Umfang der nach den Absédtzen 1und 2 zu tibermit-
telnden Informationen, einschlieBlich einer Inventurmeldung, sowie die Fristen fiir
deren Ubermittlung. Sie regelt ebenso die zu verwendenden Systematiken, die Art
der Ubermittlung der Datensitze einschlieBlich der Datenformate sowie Aufbau,
Vergabe, Verwendung und Léschungsfristen von Kunden- und Bedarfsgemeinschafts-
nummern nach § 51a.

§ 51c (aufgehoben)
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§ 52 Automatisierter Datenabgleich

(1) Die Bundesagentur und die zugelassenen kommunalen Trager iiberpriifen Per-
sonen, die Leistungen nach diesem Buch beziehen, zum 1. Januar, 1. April, 1. Juli und
1. Oktober im Wege des automatisierten Datenabgleichs daraufhin,

1. obundinwelcher Hohe und fiir welche Zeitrdume von ihnen Leistungen der
Tréger der gesetzlichen Unfall- oder Rentenversicherung bezogen werden oder
wurden,

2. obundinwelchem Umfang Zeiten des Leistungsbezuges nach diesem Buch
mit Zeiten einer Versicherungspflicht oder Zeiten einer geringfiigigen Beschéf-
tigung zusammentreffen,

3. obundwelche Daten nach § 45d Absatz1und § 45e des Einkommensteuergeset-
zes an das Bundeszentralamt fiir Steuern tibermittelt worden sind,

4. obundinwelcher Hohe ein Kapital nach § 12 Absatz 2 Nummer 2 nicht mehr
dem Zweck einer geférderten zusatzlichen Altersvorsorge im Sinne des § 10a
oder des Abschnitts XI des Einkommensteuergesetzes dient,

5. obundin welcher Hohe und fiir welche Zeitrdume von ihnen Leistungen der
Tréager der Sozialhilfe bezogen werden oder wurden,

6. obundinwelcher Hohe und fiir welche Zeitrdume von ihnen Leistungen der
Bundesagentur als Tréger der Arbeitsférderung nach dem Dritten Buch bezogen
werden oder wurden,

7. obund in welcher H6he und fiir welche Zeitrdume von ihnen Leistungen
anderer Trager der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende bezogen werden oder
wurden.
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(2) Zur Durchfiihrung des automatisierten Datenabgleichs diirfen die Trager der
Leistungen nach diesem Buch die folgenden Daten einer Person, die Leistungen
nach diesem Buch bezieht, an die in Absatz 1 genannten Stellen (ibermitteln:

1. Nameund Vorname,

2. Geburtsdatum und -ort,
3. Anschrift,

4. Versicherungsnummer.

(2a) Die Datenstelle der Rentenversicherungstréager darf als Vermittlungsstelle die
nach den Absédtzen 1und 2 iibermittelten Daten speichern und nutzen, soweit dies
fiir die Datenabgleiche nach den Absédtzen 1und 2 erforderlich ist. Sie darf die Daten
der Stammsatzdatei (§ 150 des Sechsten Buches) und der bei ihr fir die Priifung bei
den Arbeitgebern gefiihrten Datei (§ 28p Absatz 8 Satz 2 des Vierten Buches) nut-
zen, soweit die Daten fiir die Datenabgleiche erforderlich sind. Die nach Satz1bei
der Datenstelle der Rentenversicherungstréager gespeicherten Daten sind unver -
ziiglich nach Abschluss des Datenabgleichs zu 16schen.

(3) Die den in Absatz 1 genannten Stellen iiberlassenen Daten und Datentrager sind
nach Durchfiihrung des Abgleichs unverziiglich zuriickzugeben, zu 16schen oder zu
vernichten. Die Trager der Leistungen nach diesem Buch diirfen die ihnen tibermit -
telten Daten nur zur Uberpriifung nach Absatz 1 nutzen. Die {ibermittelten Daten
der Personen, bei denen die Uberpriifung zu keinen abweichenden Feststellungen
fihrt, sind unverziiglich zu 16schen.

(4) Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales wird erméchtigt, durch Rechtsver-
ordnung das Néhere liber das Verfahren des automatisierten Datenabgleichs und
die Kosten des Verfahrens zu regeln; dabei ist vorzusehen, dass die Zuleitung an die
Auskunftsstellen durch eine zentrale Vermittlungsstelle (Kopfstelle) zu erfolgen hat,
deren Zustdndigkeitsbereich zumindest das Gebiet eines Bundeslandes urmnfasst.
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§ 52a Uberpriiffung von Daten

(1) Die Agentur fiir Arbeit darf bei Personen, die Leistungen nach diesem Buch
beantragt haben, beziehen oder bezogen haben, Auskunft einholen

1. berdiein § 39 Absatz1Nummer 5 und 11 des StraBenverkehrsgesetzes ange-
fuhrten Daten tiber ein Fahrzeug, fiir das die Person als Halter eingetragen ist,
bei dem Zentralen Fahrzeugregister;

2. ausdem Melderegister nach § 21 des Melderechtsrahmengesetzes und dem
Auslénderzentralregister, soweit dies zur Bekdmpfung von Leistungsmiss-
brauch erforderlich ist.

(2) Die Agentur fur Arbeit darf Daten von Personen, die Leistungen nach diesem
Buch beantragt haben, beziehen oder bezogen haben und die Wohngeld beantragt
haben, beziehen oder bezogen haben, an die nach dem Wohngeldgesetz zustan-
dige Behorde tibermitteln, soweit dies zur Feststellung der Voraussetzungen des
Ausschlusses vom Wohngeld (§§ 7und 8 Absatz1des Wohngeldgesetzes) erforder-
lich ist. Die Ubermittlung der in § 52 Absatz 2 Nummer 1bis 3 genannten Daten ist
zuléssig. Die in Absatz 1 genannten Behérden fithren die Uberpriifung durch und
teilen das Ergebnis der Uberpriifungen der Agentur fiir Arbeit unverziglich mit.
Die in Absatz 1und Satz1genannten Behérden haben die ihnen tibermittelten Daten
nach Abschluss der Uberpriifung unverziiglich zu 16schen.
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Kapitel 7
Statistik und Forschung

§ 53 Statistik und Ubermittlung statistischer Daten

(1) Die Bundesagentur erstellt aus den bei der Durchfithrung der Grundsicherung
fiir Arbeitsuchende von ihr nach § 51b erhaltenen und den ihr von den kommuna-
len Tradgern und den zugelassenen kommunalen Trdgern nach § 51b tibermittelten
Daten Statistiken. Sie tibernimmt die laufende Berichterstattung und bezieht die
Leistungen nach diesem Buch in die Arbeitsmarkt- und Berufsforschung ein.

(2) Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales kann Art und Umfang sowie
Tatbestdnde und Merkmale der Statistiken und der Berichterstattung néher bestim -
men.

(3) Die Bundesagentur legt die Statistiken nach Absatz 1 dem Bundesministerium
fir Arbeit und Soziales vor und verdffentlicht sie in geeigneter Form. Sie gewéhrleis-
tet, dass auch kurzfristigem Informationsbedarf des Bundesministeriums fiir Arbeit
und Soziales entsprochen werden kann.

(4) Die Bundesagentur stellt den statistischen Stellen der Kreise und kreisfreien Stad -
te die fiir Zwecke der Planungsunterstiitzung und fiir die Sozialberichterstattung
erforderlichen Daten und Tabellen der Arbeitsmarkt- und Grundsicherungsstatistik
zur Verfiigung.

(5) Die Bundesagentur kann dem Statistischen Bundesamt und den statistischen
Amtern der Lander fiir Zwecke der Planungsunterstiitzung und fiir die Sozialbericht -
erstattung fiir ihren Zustédndigkeitsbereich Daten und Tabellen der Arbeitsmarkt-
und Grundsicherungsstatistik zur Verfiigung stellen. Sie ist berechtigt, dem Statisti -
schen Bundesamt und den statistischen Amtern der Linder fiir ergédnzende Auswer -
tungen anonymisierte und pseudonymisierte Einzeldaten zu iibermitteln. Bei der
Ubermittlung von pseudonymisierten Einzeldaten sind die Namen durch jeweils
neu zu generierende Pseudonyme zu ersetzen. Nicht pseudonymisierte Anschriften
diirfen nur zum Zwecke der Zuordnung zu statistischen Blocken tibermittelt wer -
den.
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(6) Die Bundesagentur ist berechtigt, fiir ausschlieBlich statistische Zwecke den zur
Durchfiihrung statistischer Aufgaben zusténdigen Stellen der Gemeinden und Ge-
meindeverbdnde fiir ihren Zusténdigkeitsbereich Daten und Tabellen der Arbeits-
markt- und Grundsicherungsstatistik sowie anonymisierte und pseudonymisierte
Einzeldaten zu iibermitteln, soweit die Voraussetzungen nach § 16 Absatz 5 Satz 2
des Bundesstatistikgesetzes gegeben sind. Bei der Ubermittlung von pseudonymi-
sierten Einzeldaten sind die Namen durch jeweils neu zu generierende Pseudony-
me zu ersetzen. Dabei diirfen nur Angaben zu kleinrdumigen Gebietseinheiten,
nicht aber die genauen Anschriften tibermittelt werden.

(7) Die §§ 280 und 281 des Dritten Buches gelten entsprechend. § 282a des Dritten
Buches gilt mit der MaB3gabe, dass Daten und Tabellen der Arbeitsmarkt- und
Grundsicherungsstatistik auch den zur Durchfiihrung statistischer Aufgaben zu-
standigen Stellen der Kreise und kreisfreien Stédte sowie der Gemeinden und
Gemeindeverbdnden tibermittelt werden diirfen, soweit die Voraussetzungen nach
§ 16 Absatz 5 Satz 2 des Bundesstatistikgesetzes gegeben sind.

§ 53a Arbeitslose

(1) Arbeitslose im Sinne dieses Gesetzes sind erwerbsféhige Leistungsberechtigte,
die die Voraussetzungen des § 16 des Dritten Buches in sinngeméBer Anwendung
erfillen.

(2) Erwerbsfahige Leistungsberechtigte, die nach Vollendung des 58. Lebensjahres
mindestens fir die Dauer von zwolf Monaten Leistungen der Grundsicherung fiir
Arbeitsuchende bezogen haben, ohne dass ihnen eine sozialversicherungspflichti -
ge Beschéftigung angeboten worden ist, gelten nach Ablauf dieses Zeitraums fiir
die Dauer des jeweiligen Leistungsbezugs nicht als arbeitslos.
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§ 54 Eingliederungsbilanz und Eingliederungsbericht

Jede Agentur fiir Arbeit erstellt fiir die Leistungen zur Eingliederung in Arbeit eine
Eingliederungsbilanz. § 11 des Dritten Buches gilt entsprechend. Soweit einzelne
MaBnahmen nicht unmittelbar zur Eingliederung in Arbeit fiihren, sind von der
Bundesagentur andere Indikatoren zu entwickeln, die den Integrationsfortschritt
der erwerbsfdhigen Leistungsberechtigten in geeigneter Weise abbilden. Auf
Bundesebene erstellt die Bundesagentur einen Eingliederungsbericht; § 11 Absatz 4
und 5 des Dritten Buches gilt entsprechend.

§ 55 Wirkungsforschung

(1) Die Wirkungen der Leistungen zur Eingliederung und der Leistungen zur Siche-
rung des Lebensunterhalts sind regelmé&Big und zeitnah zu untersuchen und in die
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung nach § 282 des Dritten Buches einzubeziehen.
Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales und die Bundesagentur kénnen in
Vereinbarungen Einzelheiten der Wirkungsforschung festlegen. Soweit zweckmaé8ig,
koénnen Dritte mit der Wirkungsforschung beauftragt werden.

2) Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales untersucht vergleichend die
Wirkung der ortlichen Aufgabenwahrnehmung durch die Trdger der Leistungen
nach diesem Buch.
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Kapitel 8
Mitwirkungspflichten

§ 56 Anzeige- und Bescheinigungspflicht bei Arbeitsunfdhigkeit

(1) Erwerbsfahige Leistungsberechtigte, die Leistungen zur Sicherung des Lebens-
unterhalts beantragt haben oder beziehen, sind verpflichtet, der Agentur fiir Arbeit

1. eineeingetretene Arbeitsunfdhigkeit und deren voraussichtliche Dauer unver-
ziglich anzuzeigen und

2. spétestensvor Ablauf des dritten Kalendertages nach Eintritt der Arbeitsunfahig -
keit eine drztliche Bescheinigung tiber die Arbeitsunfdhigkeit und deren voraus-
sichtliche Dauer vorzulegen.

Die Agentur fiir Arbeit ist berechtigt, die Vorlage der drztlichen Bescheinigung
friher zu verlangen. Dauert die Arbeitsunféhigkeit langer als in der Bescheinigung
angegeben, so ist der Agentur fiir Arbeit eine neue érztliche Bescheinigung vorzu-
legen. Die Bescheinigungen miissen einen Vermerk des behandelnden Arztes
dartiber enthalten, dass dem Trager der Krankenversicherung unverziiglich eine
Bescheinigung tiber die Arbeitsunfdhigkeit mit Angaben tiber den Befund und die
voraussichtliche Dauer der Arbeitsunfdhigkeit tibersandt wird. Zweifelt die Agentur
fiir Arbeit an der Arbeitsunfahigkeit der oder des Leistungsberechtigten, so gilt

§ 275 Absatz1Nummer 3b und Absatz 1a des Finften Buches entsprechend.

(2) Die Bundesagentur erstattet den Krankenkassen die Kosten fiir die Begutachtung
durch den Medizinischen Dienst der Krankenversicherung nach Absatz1Satz 5. Die
Bundesagentur und der Spitzenverband Bund der Krankenkassen vereinbaren das
Néhere tiber das Verfahren und die Hohe der Kostenerstattung; der Medizinische
Dienst des Spitzenverbands Bund der Krankenkassen ist zu beteiligen. In der Verein-
barung kann auch eine pauschale Abgeltung der Kosten geregelt werden.
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§ 57 Auskunftspflicht von Arbeitgebern

Arbeitgeber haben der Agentur fiir Arbeit auf deren Verlangen Auskunft iiber solche
Tatsachen zu geben, die fiir die Entscheidung tiber einen Anspruch auf Leistungen
nach diesem Buch erheblich sein konnen; die Agentur fir Arbeit kann hierfur die
Benutzung eines Vordrucks verlangen. Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf
Angaben tiber das Ende und den Grund fiir die Beendigung des Beschéftigungsver-
haéltnisses.

§ 58 Einkommensbescheinigung

(1) Wer jemanden, der laufende Geldleistungen nach diesem Buch beantragt hat
oder bezieht, gegen Arbeitsentgelt beschéftigt, ist verpflichtet, diesemn unverzig-
lich Artund Dauer dieser Erwerbstédtigkeit sowie die Hohe des Arbeitsentgelts oder
der Vergiitung fiir die Zeiten zu bescheinigen, fiir die diese Leistung beantragt wor-
denist oder bezogen wird. Dabei ist der von der Agentur fiir Arbeit vorgesehene
Vordruck zu benutzen. Die Bescheinigung ist der- oder demjenigen, die oder der die
Leistung beantragt hat oder bezieht, unverziiglich auszuhédndigen.

(2) Wer eine laufende Geldleistung nach diesem Buch beantragt hat oder bezieht
und gegen Arbeitsentgelt beschéftigt wird, ist verpflichtet, dem Arbeitgeber den
fiir die Bescheinigung des Arbeitsentgelts vorgeschriebenen Vordruck unverziig -
lich vorzulegen.

§ 59 Meldepflicht

Die Vorschriften tiber die allgemeine Meldepflicht, § 309 des Dritten Buches, und
iiber die Meldepflicht bei Wechsel der Zustdndigkeit, § 310 des Dritten Buches, sind
entsprechend anzuwenden.
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§ 60 Auskunftspflicht und Mitwirkungspflicht Dritter

(1) Wer jemandem, der Leistungen nach diesem Buch beantragt hat oder bezieht,
Leistungen erbringt, die geeignet sind, diese Leistungen nach diesem Buch aus-
zuschlieBen oder zu mindern, hat der Agentur fiir Arbeit auf Verlangen hiertiiber
Auskunft zu erteilen, soweit es zur Durchfithrung der Aufgaben nach diesem Buch
erforderlich ist.

(2) Wer jemandem, der eine Leistung nach diesem Buch beantragt hat oder bezieht,
zu Leistungen verpflichtet ist, die geeignet sind, Leistungen nach diesem Buch aus-
zuschlieBen oder zu mindern, oder wer fiir ihn Guthaben fiithrt oder Vermogens-
gegenstande verwahrt, hat der Agentur fur Arbeit auf Verlangen hieriiber sowie
tiber damitim Zusammenhang stehendes Einkommen oder Vermodgen Auskunft zu
erteilen, soweit es zur Durchfiihrung der Aufgaben nach diesem Buch erforderlich
ist. § 21 Absatz 3 Satz 4 des Zehnten Buches gilt entsprechend. Fiir die Feststellung
einer Unterhaltsverpflichtung ist § 1605 Absatz 1 des Biirgerlichen Gesetzbuchs an-
zuwenden.

(3) Wer jemanden, der

1. Leistungen nach diesem Buch beantragt hat oder bezieht oder dessen Partnerin
oder Partner oder

2. nach Absatz 2 zur Auskunft verpflichtet ist,
beschiftigt, hat der Agentur fir Arbeit auf Verlangen tiber die Beschéftigung,
insbesondere iber das Arbeitsentgelt, Auskunft zu erteilen, soweit es zur Durch -

fihrung der Aufgaben nach diesem Buch erforderlich ist.

(4) Sind Einkommen oder Vermdgen der Partnerin oder des Partners zu berticksich -
tigen, haben

1. dieser Partner,
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2. Dritte, die fiir diese Partnerin oder diesen Partner Guthaben fiihren oder
Vermoégensgegenstdnde verwahren,

der Agentur fiir Arbeit auf Verlangen hiertiber Auskunft zu erteilen, soweit es zur
Durchfiihrung der Aufgaben nach diesem Buch erforderlich ist. § 21 Absatz 3 Satz 4
des Zehnten Buches gilt entsprechend.

(5) Wer jemanden, der Leistungen nach diesem Buch beantragt hat, bezieht oder
bezogen hat, beschéftigt, hat der Agentur fiir Arbeit auf Verlangen Einsicht in
Geschéftsbiicher, Geschaftsunterlagen und Belege sowie in Listen, Entgeltverzeich-
nisse und Entgeltbelege fiir Heimarbeiterinnen oder Heimarbeiter zu gewéhren,
soweit es zur Durchfiihrung der Aufgaben nach diesem Buch erforderlich ist.

§ 61 Auskunftspflichten bei Leistungen zur Eingliederung in Arbeit

(1) Trager, die eine Leistung zur Eingliederung in Arbeit erbracht haben oder erbrin-
gen, haben der Agentur fiir Arbeit unverziiglich Auskiinfte tiber Tatsachen zu ertei-
len, die Aufschluss dariiber geben, ob und inwieweit Leistungen zu Recht erbracht
worden sind oder werden. Sie haben Anderungen, die fiir die Leistungen erheblich
sind, unverziiglich der Agentur fiir Arbeit mitzuteilen.

(2) Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer an Manahmen zur Eingliederung sind
verpflichtet,

1. der Agentur fiir Arbeit auf Verlangen Auskunft tiiber den Eingliederungserfolg
der MaBnahme sowie alle weiteren Auskiinfte zu erteilen, die zur Qualitéts-
prifung benétigt werden, und

2. eineBeurteilung ihrer Leistung und ihres Verhaltens durch den MaBnahme-
trager zuzulassen.

Die MaBnahmetrager sind verpflichtet, ihre Beurteilungen der Teilnehmerin oder
des Teilnehmers unverziiglich der Agentur fiir Arbeit zu tibermitteln.
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§ 62 Schadenersatz
Wer vorsétzlich oder fahrléssig

1. eine Einkommensbescheinigung nicht, nichtrichtig oder nicht vollstdndig
ausfullt,

2. eine Auskunftnach § 57 oder § 60 nicht, nichtrichtig oder nicht vollstindig
erteilt,

ist zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens verpflichtet.

Kapitel 9
BuRBgeldvorschriften

§ 63 BuRgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsétzlich oder fahrléssig

1. entgegen § 57 Satz1eine Auskunft nicht, nichtrichtig, nicht vollstdndig oder
nichtrechtzeitig erteilt,

2. entgegen § 58 Absatz1Satz1oder 3 Art oder Dauer der Erwerbstétigkeit oder
die Hohe des Arbeitsentgelts oder der Vergiitung nicht, nicht richtig, nicht voll-
stdndig oder nicht rechtzeitig bescheinigt oder eine Bescheinigung nicht oder
nichtrechtzeitig aushdndigt,

3. entgegen § 58 Absatz 2 einen Vordruck nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt,
4. entgegen § 60 Absatz1,2Satz1, Absatz 3 oder 4 Satz1oder als privater Trager
entgegen § 61 Absatz1Satz 1 eine Auskunft nicht, nichtrichtig, nicht vollstandig

oder nichtrechtzeitig erteilt,

5. entgegen § 60 Absatz 5 Einsicht nicht oder nicht rechtzeitig gewéhrt oder
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6. entgegen § 60 Absatz1Satz1Nummer 2 des Ersten Buches eine Anderung in
den Verhéltnissen, die fiir einen Anspruch auf eine laufende Leistung erheblich
ist, nicht, nichtrichtig, nicht vollstdndig oder nicht rechtzeitig mitteilt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fillen des Absatzes 1 Nummer 6 mit einer
GeldbuBe bis zu fiinftausend Euro, in den iibrigen Féllen mit einer GeldbufBe bis zu
zweitausend Euro geahndet werden.

Kapitel 10
Bekdampfung von Leistungsmissbrauch

§ 64 Zustandigkeit

(1) Fur die Bekdmpfung von Leistungsmissbrauch gilt § 319 des Dritten Buches ent-
sprechend.

(2) Verwaltungsbehorden im Sinne des § 36 Absatz1 Nummer 1 des Gesetzes Uiber
Ordnungswidrigkeiten sind in den Féllen

1. des§ 63 Absatz1Nummer1bis5 die gemeinsame Einrichtung oder der nach
§ 6a zugelassene kommunale Trager,

2. des § 63 Absatz1 Nummer 6

a) die gemeinsame Einrichtung oder der nach § 6a zugelassene kommunale
Tréger sowie

b) die Behodrden der Zollverwaltung jeweils fiir ihren Geschéftsbereich.

(3) Soweit die gemeinsame Einrichtung Verwaltungsbehorde nach Absatz 2 ist,
flieBen die GeldbuBen in die Bundeskasse. § 66 des Zehnten Buches gilt entspre-
chend. Die Bundeskasse trédgt abweichend von § 105 Absatz 2 des Gesetzes tiber Ord-
nungswidrigkeiten die notwendigen Auslagen. Sie ist auch ersatzpflichtig im Sinne
des § 110 Absatz 4 des Gesetzes iiber Ordnungswidrigkeiten.
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Kapitel 11
Ubergangs- und Schlussvorschriften

§ 65 Allgemeine Ubergangsvorschriften
(1) (aufgehoben)
(2) (aufgehoben)
(3) (aufgehoben)

(4) Abweichend von § 2 haben auch erwerbsféhige Leistungsberechtigte Anspruch
auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes, die das 58. Lebensjahr vollen-
dethaben und die Regelvoraussetzungen des Anspruchs auf Leistungen zur Siche-
rung des Lebensunterhalts allein deshalb nicht erfiillen, weil sie nicht arbeitsbereit
sind und nicht alle Méglichkeiten nutzen und nutzen wollen, ihre Hilfebedrftig-
keit durch Aufnahme einer Arbeit zu beenden. Vom 1. Januar 2008 an gilt Satz 1 nur
noch, wenn der Anspruch vor dem 1. Januar 2008 entstanden ist und der erwerbs-
féhige Leistungsberechtigte vor diesem Tag das 58. Lebensjahr vollendet hat. § 428
des Dritten Buches gilt entsprechend. Satz1gilt entsprechend fiir erwerbsfahige
Personen, die bereits vor dem 1. Januar 2008 unter den Voraussetzungen des § 428
Absatz 1des Dritten Buches Arbeitslosengeld bezogen haben und erstmals nach
dem 31. Dezember 2007 hilfebediirftig werden.

(5) § 12 Absatz 2 Nummer 1gilt mit der MaB3gabe, dass fiir die in § 4 Absatz 2 Satz 2
der Arbeitslosenhilfe-Verordnung vom 13. Dezember 2001 (BGBI. 1 S. 3734) in der
Fassung vom 31. Dezember 2004 genannten Personen an die Stelle des Grundfrei -
betrags in Hohe von 150 Euro je vollendetem Lebensjahr ein Freibetrag von

520 Euro, an die Stelle des Hochstfreibetrags in Hohe von jeweils 9 750 Euro ein
Hochstfreibetrag in Hohe von 33 800 Euro tritt.

(6) (aufgehoben)
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§ 65a (aufgehoben)

§ 65b (aufgehoben)

§ 65c (aufgehoben)

§ 65d Ubermittlung von Daten

(1) Der Tréger der Sozialhilfe und die Agentur fiir Arbeit machen dem zustiandigen
Leistungstrager auf Verlangen die bei ihnen vorhandenen Unterlagen tiber die

Gewdhrung von Leistungen fiir Personen, die Leistungen der Grundsicherung fir
Arbeitsuchende beantragt haben oder beziehen, zuganglich, soweit deren Kennt-
nis im Einzelfall fiir die Erfiillung der Aufgaben nach diesem Buch erforderlich ist.

(2) Die Bundesagentur erstattet den Tragern der Sozialhilfe die Sachkosten, die
ihnen durch das Zugédnglichmachen von Unterlagen entstehen; eine Pauschalie-
rung ist zulassig.

§ 65e Ubergangsregelung zur Aufrechnung

Der zustédndige Trager der Leistungen nach diesem Buch kann mit Zustimmung des
Tragers der Sozialhilfe dessen Anspriiche gegen den Leistungsberechtigten mit
Geldleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach den Voraussetzungen des
§ 43 Absatz 2,3 und 4 Satz 1 aufrechnen. Die Aufrechnung wegen eines Anspruchs
nach Satz 1ist auf die ersten zwei Jahre der Leistungserbringung nach diesem Buch
beschrankt.
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§ 66 Rechtsdnderungen bei Leistungen zur Eingliederung in Arbeit

(1) Wird dieses Gesetzbuch geéndert, so sind, soweit nichts Abweichendes bestimmt
ist, auf Leistungen zur Eingliederung in Arbeit bis zum Ende der Leistungen oder
der MaBnahme die Vorschriften in der vor dem Tag des Inkrafttretens der Anderung
geltenden Fassung weiter anzuwenden, wenn vor diesem Tag

1. der Anspruch entstanden ist,
2. dieLeistung zuerkannt worden ist oder

3. dieMaBnahme begonnen hat, wenn die Leistung bis zum Beginn der Maf3nahme
beantragt worden ist.

(2) Ist eine Leistung nur fiir einen begrenzten Zeitraum zuerkannt worden, richtet
sich eine Verldngerung nach den zum Zeitpunkt der Entscheidung tiber die Verlan-
gerung geltenden Vorschriften.

§ 67 Freibetragsneuregelungsgesetz

Die §§ 11und 30 in der bis zum 30. September 2005 geltenden Fassung sind weiter-
hin anzuwenden fir Bewilligungszeitrdume (§ 41 Absatz 1 Satz 4), die vor dem 1. Ok-
tober 2005 beginnen, ldngstens jedoch bis zur Aufnahme einer Erwerbstéatigkeit.

§ 68 Gesetz zur Anderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und
anderer Gesetze

(1) Die §§ 7,9, 11und 20 Absatz 1, 3 und 4 in der bis zum 30. Juni 2006 geltenden Fas -
sung sind weiterhin anzuwenden fiir Bewilligungszeitraume (§ 41 Absatz1Satz 4),
die vor dem 1. Juli2006 beginnen.
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(2) § 22 Absatz 2a Satz 1 gilt nicht firr Personen, die am 17. Februar 2006 nicht mehr
zum Haushalt der Eltern oder eines Elternteils gehoren.

§ 69 Gesetz zur Fortentwicklung der Grundsicherung fiir
Arbeitsuchende

(1) § 28 Absatz 1Satz 3 Nummer 2 in der bis zum 31. Juli 2006 geltenden Fassung ist
weiterhin anzuwenden fiir Bewilligungszeitrdume, die vor dem 1. August 2006
beginnen.

(2) § 31 Absatz 3 Satz1und 2 gilt mit der MafB3gabe, dass Pflichtverletzungen vor dem
1. Januar 2007 keine Berticksichtigung finden.

§ 70 Ubergangsregelung zum Gesetz zur Umsetzung aufenthalts-
und asylrechtlicher Richtlinien der Europédischen Union

Fiir Auslanderinnen und Ausldnder, die einen Aufenthaltstitel nach § 104a Absatz 1
Satz1des Aufenthaltsgesetzes erhalten, am 1. Mérz 2007 leistungsberechtigt nach

§ 1 Absatz 1 des Asylbewerberleistungsgesetzes waren und Sachleistungen erhalten
haben, kann durch Landesgesetz bestimmt werden, dass sie weiterhin Sachleistungen
entsprechend den Vorschriften des Asylbewerberleistungsgesetzes vom Land erhal-
ten. Insoweit erhalten diese Personen keine Leistungen zur Sicherung des Lebens-
unterhalts nach diesem Buch.

§ 71 Zweites Gesetz zur Anderung des Zweiten Buches Sozial -
gesetzbuch - Perspektiven fiir Langzeitarbeitslose mit
besonderen Vermittlungshemmnissen - JobPerspektive

(1) § 16e ist bis zum 31. Marz 2008 mit der MaBB3gabe anzuwenden, dass als Arbeit -
geber nur Trédger im Sinne des § 21 des Dritten Buches und nur Arbeiten im Sinne
des § 260 Absatz1Nummer 2 und 3 des Dritten Buches geférdert werden kénnen.
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(2) § 16e Absatz1 Nummer 2 gilt mit der MaBgabe, dass der Zeitraum von sechs Mona-
tennach dem 30. September 2007 liegt. In besonders begriindeten Einzelfdllen
kann der Zeitraum von sechs Monaten auch vor dem 1. Oktober 2007 liegen.

§ 72 Siebtes Gesetz zur Anderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch
und anderer Gesetze

Abweichend von § 11 Absatz1Satz 1ist an erwerbsfdhige Leistungsberechtigte
geleistetes Arbeitslosengeld nicht als Einkommen zu berticksichtigen, soweit es auf-
grund des § 440 des Dritten Buches fiir einen Zeitraum geleistet wird, in dem sie
und die mitihnen in Bedarfsgemeinschaftlebenden Personen Leistungen nach
diesem Buch ohne Berticksichtigung des Arbeitslosengeldes erhalten haben.

§ 73 Gesetz zur Neuausrichtung der arbeitsmarktpolitischen
Instrumente

§ 28 Absatz1Satz 3 Nummer 4 in der bis zum 31. Dezember 2008 geltenden Fassung
ist weiterhin anzuwenden fiir Bewilligungszeitrdume, die vor dem 1. Januar 2009 be-
ginnen.

§ 74 (aufgehoben)

§ 75 Gesetz zur Weiterentwicklung der Organisation der
Grundsicherung fir Arbeitsuchende - Anwendbarkeit
des § 6a Absatz 7, des § 44d und des § 51b

(1) § 51b Absatz 1bis 3a in der bis zum 10. August 2010 geltenden Fassung ist anstelle
des § 51b Absatz1Satz1und Absatz 2 weiterhin anzuwenden, solange das Bundes-
ministerium fiir Arbeit und Soziales keine Rechtsverordnung nach § 51b Absatz1
Satz 2 erlassen hat.
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(2) Abweichend von § 6a Absatz 7 Satz 3 kann der Antrag nach § 6a Absatz 7 Satz1im
Jahr 2010 bis zum 1. September mit Wirkung zum 1. Januar 2011 gestellt werden.

(3) Die Geschéftsfiithrerin oder der Geschéftsfiihrer einer Arbeitsgemeinschaft nach
§ 44b in der bis zum 31. Dezember 2010 geltenden Fassung nimmt die Aufgaben der
Geschéftsfiihrung in der gemeinsamen Einrichtung bis zum Ablauf der laufenden
Amtsperiode wahr. § 44d Absatz 2 Satz 7 bleibt unberiihrt. Endet die Amtsperiode
der Geschéftsfiihrerin oder des Geschéftsfiihrers einer Arbeitsgemeinschaft nach

§ 44b in der bis zum 31. Dezember 2010 geltenden Fassung vor Bildung der gemein-
samen Einrichtung oder lauft ihre oder seine Amtsperiode nach Satz1ab, bevor die
Tragerversammlung nach § 44c Absatz 2 Satz 2 Nummer 1eine neue Geschéftsfiih-
rerin oder einen neuen Geschaftsfithrer bestellt hat, bestimmt die Anstellungskorper-
schaft der bisherigen Geschéftsfiihrerin oder des bisherigen Geschaftsfiihrers eine
kommissarische Geschéftsfithrerin oder einen kommissarischen Geschéftsfihrer,
die oder der die Geschifte fiihrt, bis die Trégerversammlung eine Geschéftsfithrerin
oder einen Geschéftsfithrer bestellt hat.

§ 76 Gesetz zur Weiterentwicklung der Organisation der
Grundsicherung fir Arbeitsuchende

(1) Abweichend von § 44b Absatz1konnen die Aufgaben nach diesem Buch bis zum
31. Dezember 2011 getrennt wahrgenommen werden, wenn am 31. Mérz 2010 in
dem Bereich eines kommunalen Tragers keine Arbeitsgemeinschaft nach § 44b
bestanden hat. Mit der Bildung einer gemeinsamen Einrichtung erfolgt eine § 44g
Absatz1Satz 2 entsprechende Zuweisung.

(2) Nimmt im Gebiet eines kommunalen Trdgers nach § 6 Absatz1Satz1Nummer 2
mehr als eine Arbeitsgemeinschaft nach § 44b in der bis zum 31. Dezember 2010 gel-
tenden Fassung die Aufgaben nach diesem Buch wahr, kann insoweit abweichend
von § 44b Absatz1Satz 1 mehr als eine gemeinsame Einrichtung gebildet werden.
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(3) Bei Wechsel der Trégerschaft oder der Organisationsform tritt der zustdndige
Tréger oder die zustdndige Organisationsform an die Stelle des bisherigen Tragers
oder der bisherigen Organisationsform; dies gilt auch fiir laufende Verwaltungs-
und Gerichtsverfahren. Die Trdger teilen sich alle Tatsachen mit, die zur Vorberei-
tung eines Wechsels der Organisationsform erforderlich sind. Sie sollen sich auch
die zu diesem Zweck erforderlichen Sozialdaten in automatisierter und standardi-
sierter Form Uibermitteln.

(4) Besteht in einer Arbeitsgemeinschaft nach § 44b in der bis zum 31. Dezember
2010 geltenden Fassung ein Personal- oder Betriebsrat, nimmt dieser ab dem Zeit-
punkt, zu dem Beamten und Arbeitnehmern in einer gemeinsamen Einrichtung
Titigkeiten zugewiesen werden, die Aufgaben der Personalvertretung als Uber-
gangspersonalrat bis zur Konstituierung einer neuen Personalvertretung nach den
Regelungen des Bundespersonalvertretungsgesetzes wahr, ldngstens jedoch bis
zum 30. Juni 2012. Satz 1 gilt entsprechend fiir die Jugend- und Auszubildendenver-
tretung sowie die Schwerbehindertenvertretung.

(5) Bestehen in einer Arbeitsgemeinschaft nach § 44b in der bis zum 31. Dezember
2010 geltenden Fassung Dienst- oder Betriebsvereinbarungen, gelten diese bis zu

einer Neuregelung fiir die jeweilige gemeinsame Einrichtung als Dienstvereinba-
rungen fort, ldngstens jedoch bis zum 30. Juni 2012.

(6) Abweichend von § 44g Absatz 2 bedarf es keiner Zustimmung der Geschéftsfiih-
rerin oder des Geschéaftsfiihrers, soweit einer gemeinsamen Einrichtung auf Veran-
lassung eines Tragers Beschéftigte Dritter zugewiesen werden, die bis zum Tag vor
der Bildung einer gemeinsamen Einrichtung in einer Arbeitsgemeinschaft nach

§ 44b in der bis zum 31. Dezember 2010 geltenden Fassung oder in Agenturen fiir
Arbeit und Kommunen Aufgaben nach diesem Buch durchgefiihrt haben.
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§ 77 Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur Anderung des
Zweiten und Zwoélften Buches Sozialgesetzbuch

(1) § 7 Absatz 4a in der bis zum 31. Dezember 2010 geltenden Fassung gilt weiter bis
zum Inkrafttreten einer nach § 13 Absatz 3 erlassenen Rechtsverordnung.

(2) Abweichend von § 11a Absatz 3 Satz 2 Nummer 2 sind bis zum 31. Dezember 2011
die Leistungen nach § 23 des Achten Buches als Einkommen zu berticksichtigen

1. fiirdaserste und zweite Pflegekind nicht,

2. fiirdasdritte Pflegekind zu 75 Prozent und

3. fiirdasvierte und jedes weitere Pflegekind vollstédndig.

(3) § 30 in der bis zum 31. Dezember 2010 geltenden Fassung ist fiir Einkommen aus
Erwerbstétigkeit, das im Zeitraum vom 1. Januar 2011 bis zum 31. Mérz 2011 zu-
flieBt, weiter anzuwenden und gilt anstelle des § 11b Absatz 3 weiter fiir Bewilli-
gungszeitrdume (§ 41 Satz 4), die vor dem 1. Juli 2011 beginnen, ldngstens jedoch

bis zur Aufnahme einer Erwerbstétigkeit ab dem 1. Juli 2011.

(4) Fur die Regelbedarfe nach § 20 Absatz 2 Satz2 Nummer 1und § 23 Nummer 1 tritt
an die Stelle der Betrdge nach

1. §20Absatz2Satz2 Nummer 1der Betrag von 287 Euro,

2. § 23 Nummer 1fiir Leistungsberechtigte bis zur Vollendung des sechsten
Lebensjahres der Betrag von 215 Euro,

3. §23 Nummer1fir Leistungsberechtigte vorn Beginn des siebten bis zur
Vollendung des 14. Lebensjahres der Betrag von 251 Euro,

4. § 23 Nummerfir Leistungsberechtigte im 15. Lebensjahr der Betrag von
287 Euro,
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solange sich durch die Fortschreibung der Betrédge nach § 20 Absatz 2 Satz 2 Num-
merlund § 23 Nummer 1nach § 20 Absatz 5 jeweils kein hoherer Betrag ergibt.

(5) § 21ist bis zum 31. Dezember 2011 mit der Ma3gabe anzuwenden, dass Betrage,
die nichtvolle Euro-Betridge ergeben, bei einem Betrag von unter 0,50 Euro abzu-
runden und von 0,50 Euro an aufzurunden sind.

(6) Sofern Leistungen ohne Berticksichtigung der tatsdchlichen Aufwendungen fir
die Erzeugung von Warmwasser festgesetzt wurden, weil sie nach den §§ 20 und 28
in der bis zum 31. Dezember 2010 geltenden Fassung mit der Regelleistung zur Siche-
rung des Lebensunterhalts abgegolten waren, ist der Verwaltungsakt, auch nach-
dem er unanfechtbar geworden ist, bis zum Ablauf eines Monats nach dem Ende
des Bewilligungszeitraums zuriickzunehmen und die Nachzahlung zu erbringen.

(7) Der Bedarf nach § 28 Absatz 3 wird erstmals zum 1. August 2011 anerkannt.

(8) Werden Leistungen fiir Bedarfe nach § 28 Absatz 2, 4 bis 7 fiir den Zeitraum vom
1. Januar bis 31. Mai 2011 bis zum 30. Juni 2011 riickwirkend beantragt, gilt dieser
Antrag abweichend von § 37 Absatz 2 Satz 2 als zum 1. Januar 2011 gestellt.

(9) In den Féllen des Absatzes 8 sind Leistungen fir die Bedarfe nach § 28 Absatz 2
Satz1Nummer 1, Satz 2 und Absatz 5 fiir den Zeitraum vom 1. Januar bis zum

31. Mai 2011 abweichend von § 29 Absatz1Satz 1 durch Direktzahlung an den
Anbieter zu erbringen, wenn bei der leistungsberechtigten Person noch keine Auf-
wendungen zur Deckung dieser Bedarfe entstanden sind. Soweit die leistungs-
berechtigte Person in den Féllen des Absatzes 8 nachweist, dass ihr bereits Aufwen-
dungen zur Deckung der in Satz1 genannten Bedarfe entstanden sind, werden
diese Aufwendungen abweichend von § 29 Absatz 1Satz 1 durch Geldleistung an die
leistungsberechtigte Person erstattet.

(10) Auf Klassenfahrten im Rahmen der schulrechtlichen Bestimmungen, an denen
Schiilerinnen und Schiiler in der Zeit vom 1. Januar bis zum 29. Mérz 2011 teilge-
nommen haben, ist § 23 Absatz 3 Satz1 Nummer 3 und Satz 2 bis 4 in der bis zum

31. Dezember 2010 geltenden Fassung anstelle des § 19 Absatz 3 Satz 3 und des § 28
Absatz 2 Satz1Nummer 2 anzuwenden.
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(11) Fur Schilerinnen und Schiiler, die eine Schule besuchen, an der eine gemein-
schaftliche Mittagsverpflegung in schulischer Verantwortung angeboten wird,
sowie fiir Kinder, fir die Kindertagespflege geleistet wird oder die eine Tagesein-
richtung besuchen, an der eine gemeinschaftliche Mittagsverpflegung angeboten
wird, werden die entstehenden Mehraufwendungen abweichend von § 28 Absatz 6
fiir die Zeit vom 1. Januar bis zum 31. Mérz 2011 in H6he von monatlich 26 Euro
berticksichtigt. Bei Leistungsberechtigten bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres
denen fiir die Zeit vomn 1. Januar bis zum 31. Mérz 2011 Aufwendungen fiir Teilhabe
am sozialen und kulturellen Leben entstanden sind, werden abweichend von § 28
Absatz 7 als Bedarf monatlich 10 Euro berticksichtigt. Die im Zeitraum vom 1. Januar
bis zum 31. Mérz 2011 nach den Sitzen 1 und 2 zu berticksichtigenden Bedarfe
werden abweichend von § 29 Absatz1Satz1durch Geldleistung gedeckt; die im
Zeitraum vom 1. April bis zum 31. Mai 2011 nach den Sdtzen 1und 2 zu berticksich-
tigenden Bedarfe konnen in den Féllen des Absatzes 8 abweichend von § 29 Absatz 1
Satz1auch durch Geldleistung gedeckt werden.Bis zum 31. Dezember 2013 gilt § 28
Absatz 6 Satz 2 mit der MaB3gabe, dass die Mehraufwendungen auch berticksichtigt
werden, wenn Schilerinnen und Schtiler das Mittagessen in einer Einrichtung nach
§ 22 des Achten Buches einnehmen.

(12) § 31in der bis zum 31. Mérz 2011 geltenden Fassung ist weiterhin anzuwenden
fur Pflichtverletzungen, die vor dem 1. April 2011 begangen worden sind.

(13) § 40 Absatz1Satz 2 ist nicht anwendbar auf Antrdge nach § 44 des Zehnten
Buches, die vor dem 1. April 2011 gestellt worden sind.

(14) § 41 Absatz 2 Satz 2 ist bis zum 31. Dezember 2011 mit der Ma3gabe anzuwenden,
dass bei einer auf zwei Dezimalstellen durchzufiihrenden Berechnung weitere sich
ergebende Dezimalstellen wegfallen.
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§ 78 Gesetz zur Verbesserung der Eingliederungschancen am
Arbeitsmarkt

Beider Ermittlung der Zuweisungshochstdauer nach § 16d Absatz 6 werden Zuwei-
sungsdauern, die vor dem 1. April 2012 liegen, nicht berticksichtigt.

Anlage 1 (aufgehoben)
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Bundesgesetzblatt Jahrgang 2012 Teil I Nr. 49, ausgegeben zu Bonn
am 24. Oktober 2012

Bekanntmachung
uber die Hohe der Regelbedarfe nach § 20 Absatz 5
des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch fiir die Zeit ab 1. Januar 2013

Vom 18. Oktober 2012

Nach § 20 Absatz 5 Satz 3 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch - Grund-
sicherung fiir Arbeitsuchende - in der Fassung der Bekanntmachung vom
13. Mai 2011 (BGBI. IS. 850, 2094), wird hiermit Folgendes bekannt gemacht:

AlsRegelbedarfe nach § 20 Absatz 2 bis 4 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch
(SGBII) sowie nach § 23 Nummer 1SGB Il werden fiir die Zeit ab 1. Januar 2013
anerkannt:

fiir eine Person, die alleinstehend oder alleinerziehend ist oder deren Partnerin
oder Partner minderjédhrig ist, monatlich 382 Euro (§ 20 Absatz 2 Satz1SGB II);

fiir sonstige erwerbsfahige Angehorige der Bedarfsgemeinschaft, sofern sie das
18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, monatlich 289 Euro (§ 20 Absatz 2 Satz 2
Nummer 1SGBII);

fur sonstige erwerbsféahige Angehorige der Bedarfsgemeinschaft, sofern sie das
18. Lebensjahr noch vollendet haben, sowie fiir Personen, die das 25. Lebensjahr
noch nichtvollendet haben und ohne Zusicherung des zustindigen kommunalen
Tragers nach § 22 Absatz 5 SGB Il umziehen, bis zur Vollendung des 25. Lebens -
jahres, monatlich 306 Euro (§ 20 Absatz 2 Satz 2 Nummer 2 SGB ITund § 20 Absatz 3
SGBII);

fur zwei Partner der Bedarfsgemeinschaft, die das 18. Lebensjahr vollendet haben,
fir jede dieser Personen ein Betrag in Hé6he von monatlich 345 Euro (§ 20 Absatz 4
SGBII);
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fir eine Person bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres monatlich 224 Euro
(§ 23 Nummer 1 erste Alternative SGBII);

fiir eine Person vom Beginn des siebten bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres
monatlich 255 Euro (§ 23 Nummer 1zweite Alternative SGB II);

fur Leistungsberechtigte im 15. Lebensjahr monatlich 289 Euro (§ 23 Nummer 1
dritte Alternative SGBII).

Berlin, den 18. Oktober 2012

Bundesministerium
fiir Arbeit und Soziales
Im Auftrag
Joschka Schneider



Zugelassene kommunale Trager

Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales hat 108 Kommunen zur
alleinigen Wahrnehmung der Aufgaben der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende
zugelassen. Die Kommunen nehmen im Rahmen der Zulassung Aufgaben der

Bundesagentur fiir Arbeit eigenverantwortlich wahr:

Baden-Wiirttemberg
Landkreis Biberach
Bodenseekreis
Enzkreis*

Landkreis Ludwigsburg*
Ortenaukreis
Ostalbkreis*

Stadt Pforzheim*
Landkreis Ravensburg*
Landeshauptstadt Stuttgart*
Landkreis Tuttlingen
Landkreis Waldshut

Bayern

Landkreis Ansbach*
Stadt Erlangen
Landkreis Glinzburg*
Stadt Ingolstadt®
Stadt Kaufbeuren*
Landkreis Miesbach
Landkreis Minchen®
Landkreis Oberallgau*
Stadt Schweinfurt
Landkreis Wiirzburg

Brandenburg

Landkreis Havelland*

Landkreis Oberhavel

Landkreis Oder-Spree
Landkreis Ostprignitz-Ruppin
Landkreis Potsdam-Mittelmark*
Landkreis Spree-NeiRe
Landkreis Uckermark

Hessen

Kreis Bergstralle

Landkreis Darmstadt-Dieburg
Landkreis Fulda

Kreis GroB-Gerau*

Landkreis Hersfeld-Rotenburg
Hochtaunuskreis
Lahn-Dill-Kreis*
Main-Kinzig-Kreis
Main-Taunus-Kreis

Landkreis Marburg-Biedenkopf
Odenwaldkreis

Kreis Offenbach

Stadt Offenbach am Main*
Rheingau-Taunus-Kreis
Vogelsbergkreis
Landeshauptstadt Wiesbaden*

Mecklenburg-

Vorpommern

Landkreis Mecklenburg-Strelitz*
Landkreis Nordvorpommern*
Landkreis Ostvorpommern

Niedersachsen

Landkreis Ammerland
Landkreis Aurich®

Landkreis Emsland

Landkreis Friesland*

Landkreis Gottingen
Landkreis Grafschaft Bentheim
Landkreis Leer

Landkreis Oldenburg
Landkreis Osnabriick
Landkreis Osterholz

Landkreis Osterode am Harz
Landkreis Peine

Landkreis Rotenburg (Wimme)
Landkreis Schaumburg*
Landkreis Soltau-Fallingboste,
Landkreis Verden

Landkreis Wittmund*

Nordrhein-Westfalen
Kreis Borken

Kreis Coesfeld

Kreis Diiren
Ennepe-Ruhr-Kreis
Stadt Essen*

Kreis Giitersloh*

Stadt Hamm
Hochsauerlandkreis
Kreis Kleve

Kreis Lippe*

Kreis Minden-Libbecke
Stadt Milheim a. d. Ruhr
Stadt Miinster®

Kreis Recklinghausen*
Kreis Steinfurt

Stadt Solingen*

Kreis Warendorf*

Stadt Wuppertal*

Rheinland-Pfalz
Landkreis Kusel*
Landkreis Mainz-Bingen, *
Landkreis Mayen-Koblenz*
Landkreis Stidwestpfalz
Landkreis Vulkaneifel

Saarland

Landkreis Saarlouis*
Saarpfalz-Kreis*
Landkreis St. Wendel

Sachsen

Landkreis Bautzen

Erzgebirgskreis*

Landkreis Gérlitz Anderung aufgrund
Erweiterung der Zulassung durch
Gebietsreform zum 1.1.12, unabhangig
von Neuzulassung der 41

Landkreis Leipzig Anderung aufgrund
Erweiterung der Zulassung durch
Gebietsreform zum 1.1.12, unabhangig
von Neuzulassung der 41

Landkreis MeiRen

Landkreis Mittelsachsen fiir das in der
Kommunaltrager-Zulassungsverord-
nung vom 24. September 2004

(BGBI. 15.2349) zugelassene Gebiet des
Landkreises Dobeln

Sachsen-Anhalt
Altmarkkreis Salzwedel*
Landkreis Anhalt-Bitterfeld
Burgenlandkreis*
Landkreis Harz

Saalekreis

Salzlandkreis

Schleswig-Holstein
Kreis Nordfriesland
Kreis Schleswig-Flensburg

Thiiringen

Landkreis Greiz*

Landkreis Eichsfeld

StadtlJena

Landkreis Schmalkalden-Meiningen*
Die mit einem ,,** versehenen Kommunen
nehmen die Aufgaben der Grundsicher-
ung fiir Arbeitsuchende ab dem 1. Jan-
uar 2012 eigenverantwortlich wahr. Die
Zulassung der Landkreise Gorlitz und
Leipzig werden ab dem 1. Januar 2012
auf das gesamte Kreisgebiet ausgedehnt,
um die Grundsicherung fir Arbeit-
suchende nach erfolgter Kreisgebiets-
reform in Sachsen im Landkreis in einer
Organisationsform durchzufiihren.
Bisher war im Landkreis Gorlitz nur das
Gebiet des ehemaligen Landkreises
Lébau-Zittau und im Landkreis Leipzig
das Gebiet des ehemaligen Muldental-
kreises zur alleinigen Aufgabenwahr-
nehmung zugelassen.




Weitere Publikationen zum Thema ,,Soziale Sicherung* 227

Weitere Publikationen zum Thema ,,Soziale Sicherung*

Soziale Sicherung im Uberblick

Bestell-Nr.: A 721 (deutsch) | Stand: Januar 2011

Bestell-Nr.: A998 (englisch) | Bestell-Nr.: A 982 (italienisch)
Bestell-Nr.: A 985 (tiirkisch) | Bestell-Nr.: A 996 (franzésisch)
Bestell-Nr.: A 997 (spanisch) | Bestell-Nr.: C 721 (mit allen Sprachen)

Die Broschiire erméglicht einen Uberblick {iber das System der sozialen Sicherung
in der Bundesrepublik Deutschland. Behandelt werden unter anderem die Renten-,
Kranken-, Pflege- und Unfallversicherung, die Rehabilitation Behinderter, Wohn-
geld und Sozialhilfe, Arbeitsrecht und -férderung. Die CD beinhaltet alle Broschiiren.

Sozialhilfe und Grundsicherung

Bestell-Nr.: A207 | Stand: Januar 2013

Diese Broschiire gibt einen umfassenden Uberblick iiber die Leistungen der Sozial-
hilfe. Dariiber hinaus informiert sie iiber weitere Hilfen, die Sozialhilfeempfangern
zustehen.

Darlehensanspruch - Heimbewohner

Bestell-Nr.: A819 | Stand: Juni 2011

Der Flyer informiert iiber die Méglichkeiten des Darlehenszuges von Heimbewoh-
nern, die auf Sozialhilfe angewiesen sind.

Hilfe fiir Opfer von Gewalttaten

Bestell-Nr.: A 719 (Broschiire) | Stand: Juni 2011
Bestell-Nr.: A720 (Flyer) | Stand: August 2012

In dieser Broschiire werden die Hilfsmdéglichkeiten und Leistungen des Opferent-
schédigungsgesetzes dargestellt, auf die Opfer von Verbrechen in der Bundes -
republik Deutschland Anspruch haben.
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CD Armut + Reichtumsbericht

Bestell-Nr.: C332 | Stand: September 2008

Die CD beinhaltet den 3. Armuts- und Reichtumsbericht.

Kriegsopferfiirsorge

Bestell-Nr.: A105 | Stand: Juli 2012

Die Kriegsopferfiirsorge als Teil des sozialen Entschadigungsrechts basiert auf dem
Bundesversorgungsgesetz. Hierin geregelt sind alle Fiirsorgeleistungen im sozialen
Entschddigungsrecht. Neben Kriegsopfern erhalten auch weitere Personen und
deren Hinterbliebene im Falle einer Schadigung Leistungen der Kriegsopferfiirsorge,
so z.B. Zivildienstleistende, Opfer von Gewalttaten, Impfgeschédigte, politische
Héftlinge in der ehemaligen DDR, etc.

CD Bundesversorgungsgesetz

Bestell-Nr.: C752 | Stand: Juli 2012

Die CD beinhaltet: Bundesversorgungsgesetz (BVG), Soldatenversorgungsgesetz
(SVG), Verwaltungsverfahren der Kriegsopferversorgung (KOVVI{G), Zivildienst-
gesetz (ZDG), Opferentschddigungsgesetz (OEG), Rehabilitierungsgesetz (StrRehaG),
Haftlingsgesetz (HHG) und Verwaltungsrechtliche Rehabilitierungsgesetz (VwRehagG).
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Umfrage

Sehr geehrte Leserin, sehr geehrter Leser,

das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales gibt eine Vielzahl unterschiedlicher
Publikationen heraus, die sich an verschiedene Leserinnen und Leser wenden.

Einige Publikationen sind Erstausgaben, andere sind schon tiber zehnmal aktualisiert
nachgedruckt worden, also regelrechte , Klassiker®. Das heif3t aber nicht, dass sie
perfekt sind bzw. durch Verbesserungen nicht noch perfekter werden kénnten.

Dafiir brauchen wir Ihre Hilfe, um die Publikationen noch 'leserspezifischer' zu
gestalten. Aus diesem Grund bitten wir Sie, den abgedruckten Fragebogen auszu-
fiillen und ihn per Fax, Mail oder Brief zurtick zu schicken. Folgende Wege sind
moglich:

Post: BMAS - Ref. KS 4
Rochusstr. 1
53123 Bonn

Fax: 0228 99 527 2254
Mail: KS4@bmas.bund.de

Die Angabe zu Ihnen als Nutzer ist freiwillig. Wenn Sie diese nicht ausfiillen méchten,

lassen Sie die Felder einfach frei. Selbstverstdndlich werden Ihre anderen Angaben
dennoch berticksichtigt.

Vielen Dank im voraus fiir Ihre Miihe.
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Fragebogen zur Publikation (Name der Publikation)

Bitte nach den Schulnoten bewerten.

Als wie hilfreich schitzen Sie die Publikation ein?

[]1 []2 [13 [ 14 [ 15 []6
Ist die Publikation eine konkrete Hilfe fiir Sie?

Ja, hinsichtlich

Nein, weil

Die Publikation besteht aus mehreren Teilen. Wie beurteilen Sie die Kombination?

[ I Mehr inhaltlich beschreibend [ IGutso

[ ] Kiinftig nur inhaltlich beschreibend [ ] Mehr Gesetze

[ I Mehr Fragen und Antworten [ ] Kiinftig nur Gesetze
[ ] Mehr Beispiele

Wie verstdndlich finden Sie die Sprache im inhaltlich beschreibenden Teil
(nichtim Gesetzestext)?

[]1 [12 [13 [14 [15 6

Stellen Sie sich vor, Sie kdnnten diese Publikation hinsichtlich Ihrer Anforderungen
anders gestalten. Was wiirden Sie generell &ndern, was wiirden Sie so lassen?
Hétten Sie gestalterische Vorschlage?

(Freiwillige Angaben)
[ Nutzen Sie die Publikation als Betroffener
[ ]als Multiplikator (z. B.Lehrer)
oder

[ |allgemein Interessierter
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Birgertelefon

Montag bis Donnerstag von 8 bis 20 Uhr

Sie fragen - wir antworten

Rente: 030221911-001
Unfallversicherung/Ehrenamt: 030 221911-002
Arbeitsmarktpolitik und - férderung: 030 221911-003
Arbeitsrecht: 030 221911-004
Teilzeit, Altersteilzeit, Minijobs: 030 221 911-005
Infos fiir behinderte Menschen: 030 221 911-006
Européischer Sozialfonds/Soziales Europa: 030 221911-007
Mitarbeiterkapitalbeteiligung: 030 221 911-008
Information zum Bildungspaket 030 221 911-009

Gehorlosen/Horgeschddigten-Service:

info.gehoerlos@bmas.bund.de

Schreibtelefon: 030 221 911-016
Fax: 030 221911-017
Gebardentelefon: gebaerdentelefon@sip.bmas.buergerservice-bund.de
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	33. Muss ich die Sparbücher meiner Kinder auflösen?
	34. Muss ich meine Eigentumswohnung oder mein Haus verkaufen?
	35. Ich bin Türke und möchte mit 65 zurück in meine Heimat gehen. Dort habe ich mir für das Alter ein Haus gebaut. Muss ich es jetzt verkaufen?
	36. Ich habe eine Datsche – gilt sie auch als Vermögen?
	37. Wird die Eigenheimzulage auf das Einkommen angerechnet?
	38. Was ist, wenn ich nach Abgabe des Antrags unerwartet eine Erbschaft mache?

	Fördern und Fordern
	39. Muss ich jede Arbeit annehmen, die mir angeboten wird? Was ist zumutbar?
	40. Was bringt die Einstiegsqualifizierung?
	41. Ich bin 58 Jahre alt. Muss ich jede Arbeit annehmen?
	42. Ich habe bisher noch nie gearbeitet und will Arbeitslosengeld II beantragen. Was erwartet mich?
	43. Welche Sanktionen können den Leistungsbezieher über 25 Jahre bei Pflichtverletzungen treffen?
	44. Wenn ich als junger Mensch ein Arbeitsangebot ablehne, was passiert dann?
	45. Welche Förderung kann ich erhalten, wenn ich mich selbstständig mache?
	46. Ich fahre zu einer beruflichen Weiterbildung. Bekomme ich die Kosten erstattet?

	Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende
	47. Wie hoch ist der Regelbedarf beim ALG II? Gibt es noch Unterschiede bei den Leistungen in Ost und West?
	48. Wie lange wird das Arbeitslosengeld II gezahlt?
	49. Was ist der Unterschied zwischen Arbeitslosengeld II und Sozialgeld?
	50. Wann und wie wer den die Geldleistungen ausgezahlt?
	51. Bekomme ich weiter Arbeitslosengeld II, wenn ich krank bin?
	52. Gibt es beim Arbeitslosengeld II auch Sachleistungen oder Essensgutscheine?
	53. Ich bin schwanger. Bekomme ich mehr Geld?
	54. Umfasst eine Babyerstausstattung auch Leistungen über die Babybekleidung hinaus?
	55. Meine Kinder gehen zur Schule. In welcher Höhe werden Kosten für mehrtägige Klassenfahrten übernommen?
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